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Die Sorgfaltspflicht der werdenden Mutter für das zu erwartende 
Kind in strafrechtlicher Beziehung.

E rö rte rt an einem F a ll fahrlässiger Tötung eines neugeborenen Kindes.

Von Professor D r. B. M u e lle r, Vorstand des In s titu ts  fü r gerichtliche Medizin
der U niversität Heidelberg.

Der nationalsozialistische Staat sieht in  der W ahrung der Volkskraft und 
der E rhaltung der Rasse eine seiner vornehmsten Aufgaben, bei deren Durch
führung er auch von fü r die Einzelpersönlichkeit einschneidenden Maßnahmen 
n icht zurückschreckt. Die statistischen Untersuchungen des jetzigen D irek
tors des Bayer. Statistischen Landesamtes, Burgdörfer1), haben uns die 
Augen darüber geöffnet, wie sehr w ir das Absinken unserer Bevölkerungs
zahl in  den nächsten Jahrzehnten zu befürchten haben, und seinen neuer
lichen Untersuchungen is t leider zu entnehmen, daß alle die Erfolge, die seit 
1933 errungen wurden (Zunahme der Geburtenzahlen) noch nicht hinreichend 
sind, um das V olk auf die Dauer zu erhalten.

Ich glaube, daß kein Zweifel darüber bestehen kann, daß auch das noch 
nicht geborene K ind  Anspruch auf den Schutz des Staates in  strafrechtlicher 
Beziehung genießt. Diese Auffassung is t ja  auch von jeher vom Staate da
durch bekrä ftig t worden, daß die Tötung des nichtgeborenen Kindes als Ab
treibung unter Strafe gestellt w ird. Biologisch gesehen ist ja  das werdende K ind 
nach der Zeugung ein Lebewesen fü r sich, das sich nach eigenen Gesetzen 
entw ickelt, dessen charakterliche Eigenheiten im  großen und ganzen schon 
im  Augenblick der Zeugung festgelegt sind.

So eindeutig die Forderung ist, daß die werdende M utter oder andere 
Personen nichts unternehmen dürfen, was das Leben des werdenden Kindes 
schädigt oder es gar abtötet, so sehr im  juristischen Schrifttum  dafür ein
getreten w ird, daß eine Propaganda gegen Verhütung der Schwangerschaft 
unter Strafe gestellt werden möge, so wenig pflegt man zu erörtern, daß die 
Werdende M utter nicht nur ihrem Kinde, sondern auch der Volksgemeinschaft 
gegenüber die P flich t hat, alles ih r Zumutbare zu tun, was nach menschlichem 
Ermessen eine gefahrlose Geburt des Kindes gewährleistet. Selbstverständlich 
soll die werdende M utter n icht den Gedanken haben, daß sie nun überhaupt 
nichts arbeiten dürfe, und daß jede Bewegung ih r selbst oder dem Kinde 
schaden könne. Sie soll vielm ehr arbeiten, aber sie soll n icht besonders schwer 
arbeiten, und sie soll besonders n ich t in  der letzten Zeit der Schwangerschaft 
schwer arbeiten m üssen. Die Gesetzgebung g ib t auch der auf Arbeitsverdienst 
angewiesenen werdenden M utter durchaus die M öglichkeit, sich so zu ver
halten, wie es ihre P flich t is t; sie is t berechtigt, 6 Wochen vor und nach der 
Geburt schwere A rbe it aufzugeben, ohne daß der Arbeitgeber ih r kündigen 
darf (Gesetz über die Beschäftigung vor und nach der N iederkunft vom 16. Ju li 
*927, RGBl. I  S. 184), auch gewährleisten einschlägige Bestimmungen der 
weichsversicherungsordnung (§ 195 a RVO.) versicherungspflichtigen Schwan
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geren und Wöchnerinnen die erforderlichen Leistungen (Schwangerengeld, 
S tillgeld, Wochengeld, Unterbringung in  einem Entbindungsheim usw.). Sofern 
die gesetzlichen Voraussetzungen fü r die Gefährdung dieser Leistungen im  
Einzelfalle (z. B. zu kurze Zugehörigkeit zur Krankenkasse) n icht vorliegen, 
gre ift im  nationalsozialistischen Staate immer das W ohlfahrtsam t oder die 
NSV. (H ilfswerk M utter und K ind) ein, und die Schwangere hat im  Interesse 
des Nachwuchses nach meiner Auffassung d ie  P f lic h t ,  sich auch um diese 
H ilfe  zu bemühen, sofern sie notwendig ist. Die den Gesundheitsämtern an
geschlossenen Schwangeren-Fürsorgestellen verm itte ln  diese H ilfe . Die E r
fahrung lehrt allerdings (Siedentopf, Med. W. 1939, S. 568), daß gerade die 
ledigen werdenden M ütter diese H ilfe  n icht vo ll in  Anspruch nehmen, vie lle icht 
aus einer A rt Schamgefühl heraus, vie lle icht w eil sie ihren Arbeitsverdienst 
n icht verringern wollen. Die werdende M utter soll darüber hinaus während der 
Schwangerschaft keinen exzessiven Sport treiben, sie soll Tätigkeiten vermeiden, 
bei denen es zu einer rhythmischen Erschütterung des Körpers kommt, z. B. 
Motorradfahren. Wenn die werdende M utter auf das K ind  in  keiner Weise bei 
ihrer Tätigke it Rücksicht nim m t, obwohl ih r dies zuzumuten wäre, und wenn 
es dann anscheinend spontan zu einer Fehlgeburt kom int, so könnte sogar die 
Frage aufgeworfen werden, ob es n icht rich tig  wäre, den Tatbestand der 
fa h rlä s s ig e n  A b tre ib u n g  zu schaffen. Man w ird jedoch vom medizinischen 
Standpunkt aus dem Gesetzgeber eine einschlägige Bestimmung n icht emp
fehlen können, fre ilich  nur deshalb, weil der Nachweis der Ursächlichkeit 
zwischen dem fahrlässigen Verhalten der werdenden M utter und der E n t
stehung der Fehlgeburt in  den allermeisten Fällen eben doch n icht zu erbringen 
wäre.

Wer häufiger als Sachverständiger m it Kindesmordfällen zu tun hat, 
weiß, daß es in  einer Anzahl von Fällen deshalb n ich t zur Aburteilung, also 
meist zu einem Freispruch mangels hinreichender Beweise kommt, w eil sich 
bei den medizinischen Feststellungen ein a k tiv e s  Vorgehen der M utter n icht 
beweisen ließ. Die M ütter verhalten sich vielfach auch passiv, d. h. sie bleiben, 
wie es in den letzten Jahren immer häufiger beobachtet wurde, nach der Geburt 
einfach liegen. Sie schlagen die Bettdecke n ich t zurück und lassen es zu, daß 
das K ind  unter der Bettdecke erstickt. Wenn die Erstickungsdiagnose m it 
Sicherheit gestellt werden kann, pflegen die erkennenden Gerichte die Frage 
zu prüfen, ob der Kindesm utter nach den ganzen Umständen ein d irekter 
oder ind irekter Vorsatz nachzuweisen ist. Gelingt dieser Nachweis n ich t m it 
hinreichender Sicherheit, so w ird  die Frage erörtert, ob die Kindesm utter sich 
n ich t einer fahrlässigen Tötung schuldig gemacht hat.

Bei Erörterung dieser Frage w ird  grundsätzlich zu prüfen sein, wie weit 
die werdende M utter die P f lic h t hat, fü r das K ind  vor der Geburt oder, falls 
sie von der Geburt überrascht w ird, auch bei der Geburt zu sorgen. Diese 
Frage wurde grundsätzlich in  einem Verfahren erörtert, das vor der großen 
Strafkammer des Landgerichts Mannheim schwebte und in  dem der Verfasser 
als Sachverständiger tä tig  war. Dem Verfahren2) lag folgender Sachverhalt 
zugrunde:

Die 25 jährige  Angeklagte w ar S tenotyp istin  in  einem Betriebe, sie verdiente 
im  M onat ungefähr 110 RM . netto. Der V a te r w ar ursprünglich Schlosser ge
wesen. Nach langen Jahren der E rw erbslosigkeit w ar es ihm  aber n ich t mehr 
gelungen, Anschluß in  seinem B eru f zu finden. E r w ar als Gelegenheitsarbeiter
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tä tig . D ie M u tte r arbeitete als Reinemachefrau. D ie Fam ilie  bewohnte eine 
2-Zimmerwohnung. D ie Tochter schlief in  einem besonderen Zim m er, weitere 
K in d e r waren n ich t vorhanden. A lle  Fam ilienm itg lieder gehörten zur K ranken
versicherung.

Das Verhä ltn is zwischen Tochter und E lte rn  w ar zum mindesten n ich t 
schlecht, die Tochter, die in te lle k tue ll g u t begabt war, schien allerdings ein be
sonderes Vertrauensverhältn is zu den beiden E lte rn  n ich t zu haben. Ernstere 
Zw istigke iten h a t es jedoch niemals gegeben.

D ie Beschuldigte un te rh ie lt eine Bekanntschaft m it einem Jugendfreunde, 
die schließlich in  ein Verhä ltn is überging und zur Schwangerschaft führte .

D ie Liebesleute kamen überein, in  ihren Briefen nichts von der Schwanger
schaft zu schreiben, da Gefahr bestand, daß die Briefe von Unbefugten gelesen 
werden. Ih ren  E lte rn  ve rtrau te  sich die Beschuldigte zunächst n ich t an, erst als 
die M u tte r sie infolge Fehlens von Menstruationswäsche zur Rede stellte, gestand 
die Beschuldigte die Schwangerschaft ein. D ie Frauen nahmen nach der in  La ien
kreisen manchmal üblichen, aber n ich t rich tigen Berechnung an, daß das K in d  
9 Monate nach dem Tage, an dem die erwartete Regel n ich t eingetreten war, zur 
W e lt kom m en würde. Es handelt sich um  die Z e it Ende November— Anfang De
zember. Schwangerschaftsbeschwerden ha tte  die Beschuldigte n ich t, sie is t nie
mals zum A rz t oder zur Hebamme gegangen. Kinderwäsche ha tte  sie n ich t vo r
bere itet, aus welchem Grunde, verm ochte sie n ich t anzugeben. Es is t in  der 
Fam ilie  darüber gesprochen worden, daß die E n tb indung  n ich t im  Hause, son
dern in  einem H eim  s ta ttfinden  solle. Irgendwelche Vorbereitungen oder A n 
meldung waren jedoch n ich t erfo lgt.

11 Tage vo r dem von den Frauen erwarteten G eburtsterm in (1. Dezember) 
tra ten  bei der Beschuldigten des Abends Leibschmerzen auf. Sie ha tte  m ittags 
Sauerkraut gegessen, und sie w ar geneigt, die Leibschmerzen darauf zurück
zuführen. Sie ha tte  ihren D ienst w eiter ve rrich te t. Es w ar ih r  gelungen, durch 
geschicktes Anziehen ihre  Schwangerschaft zu verbergen. D ie M u tte r ha tte  bei 
der G eburt ih re r Tochter, w ie sie später angab, die beginnenden Wehen gleich
fa lls fü r  Leibschmerzen gehalten und w ar auf den A b o rt gegangen. Trotzdem  
w ar ih r  nach ih re r Angabe, als die Tochter m it ih r  über die Leibschmerzen sprach, 
n ich t der Gedanke gekommen, daß es sich hier um den Geburtsbeginn handeln 
könne. D ie Beschuldigte ging schlafen. Morgens gegen 3 U h r erwachte sie m it 
heftigen Schmerzen, die sich m ehr und mehr verstärkten und in  gewissen A b 
ständen auftra ten. Sie spürte einen D ruck  nach unten. N unm ehr wurde ih r  nach 
ih re r Angabe k la r, daß es sich h ier um die Geburtswehen handeln müsse. T ro tz 
dem biß die Beschuldigte die Zähne zusammen und un te rd rückte  ein Schreien. 
Sie machte auch in  ihrem  Z im m er kein L ich t. Es w ar allerdings notwendig, zum 
Andrehen des L ichtes das B e tt zu verlassen, was während der Wehenpausen v ie l
le ich t möglich gewesen wäre. Nach und nach füh lte  die Beschuldigte, w ie das 
K in d  heraustrat. Gleich danach kam  auch der M utterkuchen. Sie m erkte, wie 
das K in d  sich rührte , sie rich te te  sich auf, nahm das K in d  hoch, w icke lte  es m it 
dem M utterkuchen in  eine Decke und legte es neben sich. Sie ve rfie l dann nach 
ih re r Angabe in  eine A r t  H albschlaf. Sie hörte, wie die E lte rn  aufstanden und 
sich unterh ie lten, und sie hörte schließlich, wie der V a te r morgens um  6 U h r weg
ging. A ls sie gefragt wurde, weshalb sie n ich t früher gerufen habe, m einte sie, 
sie habe Angst vo r dem V a te r gehabt. E r sei zu ih r  während der Schwangerschaft 
h ie r und da etwas höhnisch gewesen. Aus den Bekundungen des Vaters ergab 
sich, daß er sich erklärlicherweise über die Schwangerschaft n ich t besonders 
gefreut habe, es w ar aber niemals die Rede davon gewesen, daß er gedenke, die 
Tochter deshalb aus dem Hause zu entfernen. Es w ar auch davon gesprochen 
worden, daß das K in d  bei den E lte rn  der Beschuldigten bleiben solle. A ls die 
M u tte r auf den R u f der Beschuldigten an das B e tt kam, wurde sie aufgefordert, 
die Hebamme zu holen. Davon, daß das K in d  inzwischen geboren war, sagte die 
Beschuldigte nichts. A ls die M u tte r nach Bestellung der Hebamme nach etwa
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20 M inu ten  zurückkehrte, sah sie das K in d  neben ih re r Tochter liegen. Sie fü rch 
te te  sich aber nach ih re r Angabe, an dem K inde  irgend etwas zu machen, und 
m einte, sie könne nichts tun , bevor die Hebamme da war. D ie etwa 10 M inuten 
später eintreffende Hebamme ste llte  fest, daß das K in d  to t  war. Ü ber dem Ge
sicht fand sich fest an M und und Nase anliegend ein Rest der E ihau t, p a s  K in d  
w ar zusammen m it der E ihau t in  der sogenannten „G lückshaube geboren 
worden.

Bei der später vorgenommenen Leichenuntersuchung wurde festgestellt, 
daß da3 verstorbene K in d  re if und neugeboren w ar und daß es geatmet, also 
gelebt hatte . U m  Fehlerquellen auszuschalten, w ar die Hebamme vo r E rs ta ttung  
des Gutachtens gefragt worden, ob sie künstliche A tm ung angestellt hatte, was 
sie verneinte. Es fanden sich fe rnerh in  auch bei m ikroskopischer Untersuchung 
keine Veränderungen, die einen natürlichen Tod erklären konnten und, da zudem 
noch die Befunde entdeckt wurden, die man bei E rstickungstodesfällen vorzu
finden pflegt, kam  das Gutachten zu dem Ergebnis, daß das neugeborene K in d  
ta tsäch lich un te r der E ih a u t e rs tick t sei. Es wurde festgestellt, daß in  Fällen, in  
denen eine sachkundige Person bei der G eburt anwesend is t, die E ih a u t m it einem 
einfachen G r iff von dem Gesicht des K indes hä tte  en tfe rn t werden können, so 
daß das K in d  in  diesem Falle am Leben geblieben wäre. D ie  Hebamme ha tte  bei 
der ersten Besichtigung des K indes genau auf die Leicheüerscheinungen geachtet 
(Anordnung, Ausdehnung und W egdrückbarke it der Totenflecke, Ausdehnung 
der Leichenstarre), und es konnte an H and dieser Befunde geschlossen werden, 
daß das K in d  gegen 5 U h r morgens gestorben sein mußte. D er G utachter ste llte  
sich au f den S tandpunkt, daß jede M u tte r alles Zum utbare tu n  müsse, um  eine 
m öglichst gefahrlose G eburt des K indes zu gewährleisten. E r legte fernerh in dar, 
daß in  allen Volkskreisen bekannt sei, daß eine G eburt ohne H ilfe  einer H eb
amme oder eines Arztes fü r  M u tte r und K in d  gefährlicher sei als m it dieser H ilfe . 
Daß im  einzelnen die M u tte r des K indes oder die G roßm utter an die M ög lichke it 
hä tten  denken müssen, daß das K in d  un te r der Glückshaube hä tte  geboren 
werden können, sei zu verneinen. Man könne auch der K indesm utte r oder der 
G roßm utter n ich t grob vorwerfen, daß sie von sich aus n ich t die „G lückshaube 
zerrissen hätten, derartiges wagen v ie lfach unkundige Personen n ich t.

Die Staatsanwaltschaft erhob Anklage gegen die Kindesm utter und ihre 
M utter wegen fahrlässiger Tötung. Die große Strafkammer beim Landgericht 
Mannheim untersuchte sorgfältig, ob die Vorbedingungen zur Bestrafung ge
geben seien.

Auch die Strafkammer stellte fest, daß jede M utter, ob ehelich oder un
ehelich, alles Zumutbare tun müsse, um eine möglichst gefahrlose Geburt des 
Kindes zu bewirken. Es ergebe sich dieses einmal aus dem Strafrecht und zwar 
daraus, daß ja  das Strafgesetzbuch auch das Leben des n icht geborenen Kindes 
schütze, darüber hinaus handle es sich hier um eine völkische P flich t. Jeder 
Deutsche sei verpflichtet, fü r E rhaltung der Rasse in  zumutbaren Grenzen zu 
sorgen und auch die uneheliche M utter dürfe n icht nur nichts tun, was geeignet 
sei, das werdende K ind  zu gefährden, sie müsse auch in  p o s itiv e r  H insicht 
etwas unternehmen, die Geburt so gefahrlos wie möglich zu gestalten. Dazu 
gehöre, daß sie sich rechtzeitig m it einem A rzt oder m it der Hebamme in  Ver
bindung setze, daß sie sich Gewißheit schaffe, wo sie gebären könne, daß sie 
sich über den fraglichen Geburtsterm in von sachkundigen Personen beraten 
lasse. Die Strafkammer zog auch das Hebammengesetz vom 21. Dez. 1938 
(RGBl. I  S. 1893) heran. Dieses Gesetz war zur Zeit des fraglichen Vorganges 
noch n icht erlassen. Es war aber trotzdem  hervorzuheben, daß § 3 Abs. 1 dieses 
Gesetzes bestim m t, daß jede Schwangere v e rp flic h te t ist, rechtzeitig eine 
Hebamme zu ihrer Entbindung heranzuziehen. Durch diese Bestimmung hatte
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die völkische P flich t der M utter, fü r eine möglichste gefahrlose Geburt des 
Kindes zu sorgen, nun noch ihre Bestätigung durch den Gesetzgeber erhalten.

Die Strafkammer untersuchte nunmehr im  einzelnen, welche Hand
lungen oder Unterlassungen der beiden angeklagten Frauen zu beanstanden 
seien. Das Gericht h ie lt zunächst der angeklagten Kindesm utter zugute, daß 
ih r Handlungen, in  denen eine Ursache fü r den Tod des Kindes erb lickt werden 
können, n icht zur Last zu legen seien. Sie habe pflichtgemäß das K ind  unter 
der Bettdecke hervorgeholt, sie habe es in  eine Decke eingewickelt und es neben 
sich gelegt. Dagegen habe sie entgegen der bestehenden Rechtspflicht sich 
schuldhafte Unterlassungen zuschulden kommen lassen. Sie hätte bereits 
am Tage vorher, als die Leibschmerzen auftraten, an die M öglichkeit einer 
Geburt denken und sich entsprechend beraten lassen müssen. Eine Ursächlich
ke it dieser Unterlassung m it dem Tode des Kindes sei allerdings nicht erwiesen. 
Es sei ih r weiterhin vorzuwerfen, daß sie nichts unternommen habe, als sie gegen 
Morgen erkannte, daß es sich bei den Schmerzen um Geburtswehen handeln 
müsse. Spätestens zu dieser Zeit habe sie nach ihrer M utter rufen müssen und, 
wenn etwa die M utter, ih r Kufen nicht bemerkt hätte (was bei der kleinen 
Wohnung unwahrscheinlich war), so hätte sie in  den wehenfreien Pausen auf
stehen und die M utter wecken müssen. Es wäre wohl auch ihre P flich t gewesen, 
aufzustehen und das L ich t einzuschalten, doch könne in  dieser Unterlassung 
eine Ursächlichkeit fü r den Tod nicht gesehen werden, da es fraglich sei, ob die 
Kindesm utter nach der Geburt die E ihaut selbst zerrissen hätte. Wäre aber die 
M utter geweckt worden, so wäre die io  Minuten von der Wohnung entfernt 
wohnende Hebamme noch zur Geburt zur Zeit gekommen, sie hätte die E ihaut 
zerrissen und das K ind  wäre am Leben geblieben. Es mag sein, daß die An
geklagte vor ihrem Vater Angst hatte. Von einer M utter verlange man aber 
einen natürlichen Opfersinn, die die Angst vor dem Vater überwinden müsse.

Bezüglich der Frage der V o ra u s s e h b a rk e it sei zugegeben, daß die 
Angeklagte an die M öglichkeit einer Geburt unter der sogenannten „G lücks
haube“  n icht denken konnte, dazu fehlten ih r die notwendigen Kenntnisse. 
Auch handle es sich hier um einen ziemlich seltenen Vorfa ll. W ohl aber hatte 
die Angeklagte, ebenso ihre M utter, die Vorstellung, daß eine Geburt ohne jede 
H ilfe  einer sachkundigen Person fü r M utter und K ind gefährlich werden könne. 
Das Gericht erkannte auf eine Gefängnisstrafe von 2 Monaten.

Bezüglich der M utter war die Strafkammer der Ansicht, daß sie ihrer 
allgemeinen Fürsorgepflicht fü r ihre schwangere Tochter in  keiner Weise ge
nügt habe, jedoch brauchte sie wohl doch n icht am Tage vorher unbedingt zu 
erkennen, daß die Schmerzen, die die Tochter hatte, beginnende Geburtswehen 
waren. Zu rügen sei ih r kopfloses Verhalten, als sie von der Tochter gerufen 
wurde. Doch könne hier eine Kausalität fü r den Tod des Kindes nicht gesehen 
werden. Das Gericht sprach die M utter, ungeachtet ih rer moralischen M it
schuld, frei.

Die Verurteilte erhielt späterhin auf Grund eines Gnadengesuches eine 
vorläufige Strafaussetzung zugebilligt.

Das H ebam m engesetz, das ja, wie erwähnt, es jeder Schwangeren zur 
P flich t macht, rechtzeitig eine Hebamme zur Geburt hinzuzuziehen, enthält 
ke in e  Strafbestimmungen. Es unterscheidet sich hier vom alten österreichi
schen Recht, das ja  eine Geburt ohne Zuziehung eines Arztes oder einer Heb
amme oder einer ehrbaren Frau als Ü bertretung unter Strafe s te llt (§§ 338, 340 
ÖStGB.).

I939> H  i i f i 2 Mueller, D ie S org fa ltsp flich t d. werdenden M u tte r usw. 477



Das Hebammengesetz is t inzwischen am tlich komm entiert worden3). 
Es heißt in  diesem Kom m entar:

Bei der außerordentlichen Bedeutung, die der Gesunderhaltung von M u tte r 
und K in d  im  Interesse der Le istungsfäh igke it und der Bestanderhaltung des 
Volkes zukom m t, kann es dem S taat n ich t g le ichgültig  sein und unm öglich in  das 
Belieben jeder einzelnen Frau gestellt werden, ob sie die notwendigen Vorsichts
maßnahmen bei der G eburt tre ffen  w il l  oder n ich t. Im  nationalsozialistischen 
S taat ha t die Frau über ih r  und ihres K indes W oh l kein freies Verfügungsrecht, 
sie h a t vie lm ehr ih re r Fam ilie  und der Volksgem einschaft gegenüber die n a t ü r 
l ic h e  P f l i c h t ,  alles zu tun , um  einen normalen A b lau f der Schwangerschaft zu 
sichern, s ic h  f ü r  ih r e n  B e r u f  a ls  M u t t e r  g e s u n d  zu  e r h a lte n  u n d  
d em  n e u g e b o re n e n  K in d e  d ie  n o tw e n d ig e  V e rs o rg u n g  u n d  P fle g e  
z u t e i l  w e rd e n  zu  la sse n . Dazu gehört auch die r e c h t z e i t ig e  V o rs o rg e  
f ü r  e in e  z u v e r lä s s ig e  G e b u r ts h i l f e .  D ie E rfahrung h a t gezeigt, daß in  der 
Vergangenheit leider n ich t alle Frauen die notwendige Vorsorge fü r  die E n t
b indung getroffen und so durch ihre  Schuld sich selbst und das K in d  n ich t nu r 
gefährdet, sondern auch schwer geschädigt, ja  ih ren und des K indes Tod ver
schuldet haben. D ie Gründe, die zu der schuldhaften Unterlassung rechtzeitiger 
Zuziehung einer Hebamme führten , waren häufig  im  Vergleich zu der dadurch 
herbeigeführten Gefährdung oder zu der entstandenen Schädigung derart n ich tig , 
daß das Verha lten der Schwangeren und auch teilweise ih re r Angehörigen in  
höchstem Maße verantwortungslos erscheint. So is t in  E inzelfä llen tro tz  ge
ordneter Vermögenslage der Fam ilie  aus falscher Sparsamkeit das Leben der 
F am ilienm utte r und des K indes aufs Spiel gesetzt oder geopfert worden. U m  
einer W iederholung derartiger Fälle  vorzubeugen, b rin g t das Gesetz je tz t jeder 
Frau die ih r  obliegende s ittliche  P flic h t nochmals m it besonderem N achdruck 
zum Bewußtsein, indem  es k ra ft der staatlichen Befehlsgewalt und A u to r itä t 
vorschreibt, daß eine Schwangere zu ih re r E n tb indung  rechtze itig  eine Hebamme 
zuzuziehen hat. D a m it w ird  auch die besondere Verantw ortung, die die Schwan
gere dem Volke, ih re r Fam ilie  und dem zu erwartenden K inde  gegenüber träg t, 
m it a lle r D eu tlichke it zum Ausdruck gebracht.

M it R ücksicht auf den v o rw ie g e n d  s i t t l i c h e n  C h a ra k te r  d e r  P f l i c h t  
zur Heranziehung einer Hebamme h a t der Gesetzgeber bewußt v o n  e in e r  
S t ra fb e s t im m u n g  a b g e se h e n . Es steht zu erwarten, daß der gesetzliche 
Anspruch der P flic h t a lle in schon genügen w ird , um  ihre  E rfü llu n g  zu gewähr
leisten. Den Hebammen, Ä rzten  und auch den anderen im  Gesundheitsdienst 
tä tigen  Personen w ird  es obliegen, alle Frauen auf die gesetzliche P flic h t zur 
Vorsorge fü r  die E n tb indung  hinzuweisen und aufklärend zu w irken, um  Über
tre tungen dieser P flic h t vorzubeugen. Es sei aber andererseits noch darauf h in 
gewiesen, daß sich eine Frau durch eine Verletzung dieser P flich t a u c h  s t r a fb a r  
m a c h e n  k a n n , wenn dadurch das K in d  zu Schaden kommen sollte.

U nter Berücksichtigung dieser Auffassung des Gesetzgebers w ird je tz t die 
Strafverfolgungsbehörde im  Einvernehmen m it dem medizinischen Sach
verständigen in  allen Fällen, in  denen ein K ind  bei einer Geburt ohne H ilfe  
einer Hebamme ums Leben kom m t, neben die Frage der vorsätzlichen oder 
bedingt vorsätzlichen Kindestötung besonders genau zu prüfen haben, ob der 
Kindesm utter n ich t eine fahrlässige Tötung vorzuwerfen is t. Die Gesichts
punkte dieser Prüfung werden davon ausgehen müssen, daß der national
sozialistische Staat von der werdenden M utter eine größere aktive und passive 
Fürsorgepflicht fü r das zu erwartende K ind  verlangt, als dies wohl in  früheren 
Zeiten erwartet wurde. Die Volksmeinung s te llt sich hier nach meinen E r
fahrungen immer unterschiedlich ein. Wenn ich den oben beschriebenen F a ll
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meinen Hörem vortrage, dann stellen sich die Studenten, gleichgültig ob sie 
Mediziner oder Juristen sind, zu der Frage der Fürsorgepflicht der werdenden 
M utter fü r das K ind  gefühlsmäßig recht verschiedenartig ein. Die einen ver
langen von der M utter nur, daß sie ak tiv  nichts unternim m t was das K ind 
gefährdet, die anderen (nicht immer die Mehrzahl) sprechen sich dafür aus, daß 
die M utter auch verpflichtet sei, durch positives Handeln fü r das werdende 
K ind  zu sorgen. Ich habe den E indruck, daß die öffentliche Meinung hier noch 
nicht allenthalben eine ganz richtige Einstellung hat, und es scheint m ir eine 
wichtige Aufgabe des Arztes in  Verbindung m it den berufenen Organen der 
NSDAP, zusammen, die künftigen M ütter des Deutschen Volkes auf diese 
P flich t noch mehr hinzuweisen. Diese Aufgabe is t bereits durch das H ilfsw erk 
„M u tte r und K ind “  in  A ng riff genommen worden. Selbstverständlich muß 
auch den k ü n ftig e n  Ärzten die gleiche Auffassung verm itte lt werden.

Man könnte nun noch einwenden, daß allzu zahlreiche Bestrafungen die 
werdenden M ütter nur unsicher machen und daß die Geburtsfreudigkeit der 
deutschen Frau dadurch beeinträchtigt würde. Diese Befürchtung erscheint 
m ir solange unbegründet, als im  Strafrecht ein schlüssiger und strenger Nach
weis der Kausalität gefordert w ird. Höchstwahrscheinlich w ird sich, auch 
wenn eine schuldhafte Unterlassung der Kindesm utter vorliegt, die Ursäch
lichke it zum Tode des Kindes m it genügender Sicherheit medizinisch nicht 
allzu häufig beweisen lassen und wahrscheinlich (leider) auch vielfach nicht in  
Fällen, in  denen es sich um ein grobes und schwer zu bemessendes Verschulden 
der M utter handelt.

ig39> H - T Il 12 Dohna, D ie Verwendg. d. Todesstrafe in  Deutschland usw. 479

Die Verwendung der Todesstrafe in Deutschland seit 1933.

Von Prof. D r. ju r. G ra f zu D ohna  in Bonn.

A. Die Androhung der Todesstrafe.

I .  D ie  m it dem  Tode b e d ro h te n  S tra fta te n .
Bis zum Jahre 1933 war die Todesstrafe angedroht gegen die Verbrechen 

des Mordes (StGB. § 211), der gefährlichen Verwendung von Sprengstoffen 
m it voraussehbarer Todesfolge (§ 5 Abs. 3 Ges. v. 9- 6. 1884) und der Veran
staltung eines auf Sklavenraub gerichteten Unternehmens m it Todesfolge 
(§ 1 Abs. 2 Ges. v. 28. 7. 1895). Seither hat sich der Kreis der m it dem Tode 
bedrohten Verbrechen nach Maßgabe folgender Bestimmungen erw eitert:

1. Die Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und 
Staat vom 28. 2. 1933 bedrohte in  Abs. x des § 5 m it dem Tode die Verbrechen 
des Hochverrats (§ 81 a. F.), der G iftbeibringung (§ 229), der Brandstiftung 
(§307), der Explosion (§311), der Überschwemmung (§ 312), derBeschädigung 
von Eisenbahnanlagen (§ 315 Abs. 2 a. F.) und der gemeingefährlichen Ver
giftung (§ 324). Dieser Absatz is t m it Rücksicht auf die später erlassenen Gesetze 
vom 4. 4. 1933 und 4. 4. 1934 wieder aufgehoben worden durch A rt. 4 N r. 4 
des Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuchs vom 28. 6. 1935. In  Geltung 
aber is t geblieben § 5 Abs. 2, der denjenigen m it dem Tode bedroht, der es 
unternim m t, den Reichspräsidenten oder ein M itglied oder einen Kommissar 
der Reichsregierung oder einer Landesregierung zu töten, der zu einer solchen



Tötung auffordert, sich dazu erbietet, ein solches Erbieten annimmt oder eine 
solche Tötung m it einem anderen verabredet; ferner denjenigen, der schweren 
A ufruhr (§ 115 Abs. 2) oder schweren Landfriedensbruch (§ 125 Abs. 2) m it 
W affen oder in  bewußtem und gewolltem Zusammenwirken m it einem Be
waffneten begeht; endlich denjenigen, der eine Freiheitsberaubung (§ 239) in  
der Absicht begeht, sich des der Freiheit Beraubten als Geisel im  politischen 
Kampfe zu bedienen. Außerdem aber sind Zuwiderhandlungen gegen die zur 
Durchführung der Verordnung erlassenen Anordnungen nach § 4 Abs. 2 der 
Todesstrafe unterworfen, wenn dadurch der Tod eines Menschen verursacht 
wurde.

2. Die Verordnung des Reichspräsidenten zur Abwehr heimtückischer 
Angriffe gegen die Regierung der nationalen Erhebung vom 21. 3. 1933 ließ 
in  § 2 Abs. 2 in  besonders schweren Fällen die Todesstrafe zu. An die Stelle 
dieser Verordnung is t unter dem 20. 12. 1934 das Gesetz gegen heimtückische 
Angriffe auf Staat und Partei und zum Schutze der Parteiuniformen getreten, 
dessen § 3 m it gerimgfügigen Abweichungen gegenüber dem früheren § 2 
seither bestim m t:

Wer bei der Begehung oder Androhung einer strafbaren Handlung 
eine Uniform  oder ein Abzeichen der NSDAP, oder ihrer Gliederungen 
träg t oder m it sich füh rt, ohne dazu als M itglied der NSDAP, oder ihrer 
Gliederungen berechtigt zu sein, w ird m it Zuchthaus, in  leichteren Fällen 
m it Gefängnis n icht unter sechs Monaten bestraft.

Wer die Tat in  der Absicht begeht, einen Aufruhr oder in  der Be
völkerung Angst oder Schrecken zu erregen, oder dem deutschen Reich 
außenpolitische Schwierigkeiten zu bereiten, w ird  m it Zuchthaus nicht 
unter drei Jahren oder m it lebenslangem Zuchthaus bestraft. In  besonders 
schweren Fällen kann auf Todesstrafe erkannt werden.

Nach diesen Vorschriften kann ein Deutscher auch dann verfolgt 
werden, wenn er die Tat im  Ausland begangen hat.
3. Das Gesetz zur Abwehr politischer Gewalttaten vom 4. 4. 1933 ließ 

Verurteilung zum Tode in allen Fällen gemeingefährlichen Gebrauchs von 
Sprengstoffen zu (§ 5 Abs. 1 u. 2 Ges. v. 9. 6. 1884); weiterhin, wenn ein 
öffentlichen Zwecken dienendes Bauwerk in  Brand gesetzt oder gesprengt oder 
eine Inbrandsetzung oder Sprengung in  der Absicht begangen war, in  der 
Bevölkerung Angst oder Schrecken zu erregen (Modalitäten der §§ 306, 307, 
308, 311); endlich, wenn ein Verbrechen der durch den E rfolg qualifizierten 
G iftbeibringung, der Überschwemmung, der durch den E rfolg qualifizierten 
Eisenbahntransportgefährdung oder der gemeingefährlichen Vergiftung (§§ 229 
Abs. 2, 312, 315 Abs. 2 a. F. 324) begangen war.

4. Das Gesetz zur Gewährleistung des Rechtsfriedens vom 13. 10. 1933 
bedrohte m it dem Tode denjenigen, der es unternim m t, einen R ichter oder 
einen Staatsanwalt oder einen m it Aufgaben der politischen, K rim ina l-, 
Bahn-, Forst-, Schutz- oder Sicherheitspolizei oder des Vollzugs von Strafen 
oder Maßregeln der Sicherung und Besserung betrauten Beamten oder einen 
Angehörigen der Wehrmacht oder der Sturmabteilungen oder der Schutz
staffeln der NSDAP., einen Am tswalter der NSDAP, oder einen Angehörigen 
des Stahlhelms oder des Luftsportverbandes aus politischen Beweggründen 
oder wegen ihrer amtlichen oder dienstlichen Tätigke it zu töten, oder der zu 
einer solchen Tötung auffordert, sich erbietet, ein solches Erbieten annimmt 
oder eine solche Tötung m it einem anderen verabredet; ingleichen denjenigen,
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der es unternim m t, einen Schöffen oder Geschworenen oder einen Zeugen oder 
Sachverständigen wegen einer von ihm  in  E rfü llung seiner Zeugen- oder 
Sachverständigenpflicht gemachten Bekundung zu töten, der zu einer solchen 
Tötung auf fordert, sich erbietet, ein solches Erbieten annimmt oder eine 
solche Tötung m it einem anderen verabredet.

5. Das Gesetz zur Änderung von Vorschriften des Strafrechts und des 
Strafverfahrens vom 24. 4. 1934 bedrohte m it dem Tode die Verbrechen des 
Hochverrats (§§ 80, 81, 82, 83) und Landesverrats (§§ 89, 90, 90g, 91, 91a, 
grb).

6. Das Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuchs vom 28. 6. 1935 setzte 
Todesstrafe auf die schwere Wehrmittelbeschädigung (§ 143 a Abs. 3 a. F .); 
gleichzeitig erhielt der Tatbestand der Eisenbahntransportgeführdung (§ 315) 
eine veränderte Fassung, nach der die Todesstrafe in  besonders schweren 
Fällen nunmehr allgemein zur Verfügung steht.

7. Durch Gesetz vom 22. 6. 1936 wurde dem Strafgesetzbuch der § 239 a 
eingefügt, der denjenigen m it der Todesstrafe belegt, der in Erpressungs
absicht ein fremdes K ind (unter 18 Jahren) durch L ist, Drohung oder Gewalt 
entführt oder sonst der Freiheit beraubt.

8. Das Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuchs vom 2. 7. 1936 be
drohte die Nichtanzeige des Vorhabens todeswürdiger Verbrechen m it dem 
Tode und gab dem Tatbestand der Wehrmittelbeschädigung eine veränderte 
Fassung.

9. Das Gesetz vom 1. 12. 1936 prägte einen besonderen Tatbestand der 
W irtschaftssabotage und stellte seine Verw irklichung unter Todesstrafe. Sein 
§ 1 lau te t:

E in deutscher Staatsangehöriger, der wissentlich und gewissenlos 
aus grobem Eigennutz oder aus anderen niederen Beweggründen den 
gesetzlichen Bestimmungen zuwider Vermögen nach dem Ausland ver
schiebt oder im  Ausland stehen läßt und dam it der deutschen W irtschaft 
schweren Schaden zufügt, w ird  m it dem Tode bestraft. Sein Vermögen 
w ird eingezogen. Der Täter is t auch strafbar, wenn er die Tat im  Ausland 
begangen hat.
10. Nach Gesetz vom 22. 6. 1938 ve rfä llt der Todesstrafe endlich der

jenige, der in  räuberischer Absicht eine Autofalle ste llt.
Das Gesetz vom 28. 6. 1935 tra t m it W irkung vom 1. 9., das Gesetz vom 

22. 6. 1936 m it Rückwirkung auf den 1. 6., das Gesetz vom 2. 7. 1936 m it 
W irkung vom 5. 7., das Gesetz vom 1. 12. 1936 m it W irkung vom 4. 12., das 
Gesetz vom 22. 6. 1938 m it Rückwirkung auf den 1. 6. 1936 in  K ra ft.

Die die Todesstrafe androhenden Sonderbestimmungen des M ilitä rs tra f
gesetzbuchs kommen fü r den hier in  Betracht gezogenen Zeitraum  nicht in  
Frage, weil sie nur in  Kriegszeiten Geltung beanspruchen.

I I .  D ie  F o rm  de r A n d ro h u n g  der T o d e ss tra fe .
Fast bedeutsamer noch, als die Vermehrung der Zahl der m it dem Tode 

bedrohten Verbrechen, is t die A rt und Weise, in  der von dieser Strafdrohung 
Gebrauch gemacht w ird. In  den drei Fällen, in  denen bis zum Jahre 1933 die 
Todesstrafe vorgesehen war, waren die gesetzlichen Merkmale genau angegeben, 
die verw irk lich t sein mußten, wenn diese Rechtsfolge eintreten sollte; und 
waren sie gegeben, so fand diese Strafe Anwendung, ohne daß es noch einer 
Strafzumessungstätigkeit des Richters bedurfte: er war auf die Verurteilung



zum Tode angewiesen. Der Sinn dieser Regelung war der, dem R ichter die 
Verantwortung fü r die Entscheidung abzunehmen und sie auf dem Gesetzgeber 
ruhen zu lassen. D arin allein konnte die im  übrigen so wenig befriedigende 
Unterscheidung von Mord und Totschlag eine gewisse Rechtfertigung finden. 
Jenes m it Recht stark befehdete Merkmal der Überlegung, durch das die 
todeswürdige Tötung ausgezeichnet war, und einstweilen noch ist, hatte nur 
den einen Sinn, eine scharfe begriffliche Trennung durchzuführen und dem 
R ichter eindeutig anzugeben, wann auf Todesstrafe, wann auf Zuchthausstrafe 
zu erkennen sei.

Dieser Standpunkt is t heute aufgegeben. Zwar finden sich auch seither 
Tatbestände, deren Verw irklichung die Todesstrafe als absolute Rechtsfolge 
nach sich zieht. Sie sind enthalten in  den Gesetzen gegen erpresserischen 
Kindesraub, gegen Wirtschaftssabotage und gegen Straßenraub m itte ls 
Autofallen.

Im  Strafgesetzbuch gehört hierher neben § 211 und dem schon eben er
wähnten § 239 a nur noch § 91 Abs. 1:

Wer m it dem Vorsatz, einen Krieg oder Zwangsmaßregeln gegen das 
Reich oder andere schwere Nachteile fü r das Reich herbeizuführen, zu 
einer ausländischen Regierung oder zu jemand, der fü r eine ausländische 
Regierung tä tig  is t, in Beziehungen tr it t ,  w ird m it dem Tode bestraft. 
In  p rinzip ie ll bedeutsamem Gegensatz zu diesen Paragraphen stehen 

diejenigen, die die letzte Entscheidung über die A rt der zu verhängenden 
Unrechtsfolge dem R ichter zuweisen. Sie lassen sich in  drei Gruppen sondern. 
Entweder droht das Gesetz an erster Stelle die Todesstrafe an, gestattet aber, 
s ta tt ihrer auf Freiheitsstrafe zu erkennen, wenn (sei es benannte, sei es unbe
nannte) Milderungsgründe gegeben sind; so in  §§ 80/84, 89, 90g StGB., § 4 
VO. vom 28. 2. 1933. Oder das Gesetz s te llt dem R ichter von vornherein 
Todesstrafe und Freiheitsstrafe zur W ahl; so in  §§ 81, 82, 83 Abs. 3, 90 91a, 
91b StGB., § 5 VO. vom 28. 2. 1933, § 1 VO. vom 4. 4. 1933, § 1 VO. vom 
13. 10. 1933. Oder endlich das Gesetz droht prim är eine Freiheitsstrafe an, 
ste llt aber fü r besonders schwere Fälle die Todesstrafe zur Verfügung; so in  
§§ 139 Abs. 2 ,143a Abs. 4,15 Abs. 1 Satz 2 StGB., § 3 Abs. 2 Satz 2 Ges. vom 
20. 12. 1934.

I I I .  D ie  A u s w e itu n g  de r T a tb e s tä n d e .
Daß die Zulässigkeit analoger Rechtsanwendung auch fü r solche Gesetze 

g ilt, welche die Todesstrafe androhen, unterliegt keinem Zweifel. Die Neuerung 
is t, soweit ich sehe, bisher nur fü r das Autofallengesetz akut geworden, hat 
hier aber schon sehr bald und in  sehr weitem Ausmaß Bedeutung gewonnen. 
Daß der Gesetzgeber sich hier, wie Rietzsch in  seiner Besprechung der E nt
scheidung des Sondergerichts Mannheim vom 19. 11. 1938 (Deutsche Justiz 
S. 1995) sagt, eines Bildes bedient hat und die Auslegung dem folgen muß; 
daß er sich zu einer Tatbestandsfassung entschlossen hat, von der Frhr. v. 
Gemmingen (Deutsches Strafrecht 1939 S. 16) u rte ilt, daß sie ,,in  ihrer lapidaren 
Form zweifellos eindrucksvoll, aber, wie ich meinen möchte, ebenso zweifellos 
nicht erschöpfend is t“ , s te llt den R ichter vor eine äußerst schwierige und ver
antwortungsvolle Aufgabe, auf deren Besonderheit im  gegenwärtigen Zu
sammenhang n icht näher einzugehen is t. Schon heute darf indessen als über
einstimmende Auffassung der Praxis angesprochen werden, was in  seiner 
Entscheidung vom 3. 1. 1939 (Deutsche Justiz S. 101) das Reichsgericht
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(an das der F a ll noch von einem Schwurgericht herangetragen worden war) 
dahin präzisiert: es mache „keinen grunsdätzlichen Unterschied, ob von der 
Falle das Fahrzeug selbst —  die K räfte, die seine Fortbewegung bewirken — 
oder der Fahrer betroffen werden soll, der diese K räfte wirksam werden läß t“ ; 
und was zur selben Zeit Freisler (Deutsche Justiz 1939 S. 36) in  die W orte 
kle idet: „A uto fa lle  is t n icht nur das mechanisch wirkende Hindernis, is t v ie l
mehr besonders das auf psychologische Erwägungen gestützte, auf psychische 
W irkung berechnete Täuschungsmanöver“ . Ob man zur Erzielung dieses 
Ergebnisses des § 2 benötigt oder es auf dem Wege der Auslegung gewinnen 
zu können verm eint, is t demgegenüber eine Frage von sekundärer Bedeutung. 
Sobald aber die Falle gestellt ist, is t das Verbrechen vollendet.

Dagegen muß es fü r schlechterdings unzulässig e rklärt werden, die in  
diesem Gesetze statuierte Todesstrafe auf Handlungen zu übertragen, die zwar 
die Merkmale des objektiven Tatbestandes aufweisen, aber nicht in  räuberischer 
Absicht vorgenommen worden sind. Es is t nun einmal der ganz eindeutig 
bekundete Grundgedanke des Gesetzes vom 22. 6. 1938 gewesen, eine be
sonders gefährliche A rt des Straßenraubs, welche durch unsere heutigen 
Verkehrsverhältnisse begünstigt w ird, m it unnachsichtlicher Strenge zu ahnden, 
um zu verhindern, daß das gegebene V orb ild  Nachahmung findet und das 
Unwesen epidemischen Charakter annimmt. Unter dem Gesichtspunkt der 
S trafw ürdigkeit steht die entsprechende Tat desjenigen, der sie begeht in  der 
Absicht zu morden oder seinen geschlechtlichen Begierden zu frönen, gewiß 
auf gleicher Stufe. Typologisch is t sie etwas vö llig  anderes, und auf einen ganz 
bestimmten Tätertypus is t das Gesetz zugeschnitten. N ur er is t überdies der 
Gefahr der Ansteckung ausgesetzt.

F reilich läß t eine Regelung, nach der das Leben ve rw irkt hat, wer in  einer 
bestim m t qualifizierten A rt einen Raub vorbereitet, dagegen m it dem Leben 
davonkommt, wer in  gleicher A rt einen Mord oder eine Notzucht vorbereitet, 
das Ebenmaß vermissen. Sie kann deshalb doch sinnvoll sein; und selbst, 
wenn sie es nicht wäre, so würde es doch n icht mehr in  den Funktionsbereich 
des richterlichen Amtes fallen, dieses Ebenmaß dadurch herzustellen, daß nun 
ein jeder zum Tode ve ru rte ilt w ird, der eine Autofalle s te llt zu einem Zweck, 
der ebenso strafwürdig erscheint wie der Raub. Noch hat kein Gericht diesen 
S chritt getan, und es is t dringend zu wünschen, daß es auch fernerhin n icht 
geschieht: n ich t um der schönen Augen der Verbrecher w illen, denen es sich 
n icht verlohnte eine Träne nachzuweinen; sondern um des hohen und unver
zichtbaren Wertes w illen, den eine Justiz verkörpert, die treu und gehorsam 
die Schranken achtet, die das Gesetz aufgerichtet hat. Dem Gesetzgeber aber, 
n icht dem R ichter kom m t es zu, zu bestimmen, welche Verbrechen des Todes 
würdig sind. Es sind die, welche ausdrücklich von ihm  m it der Todesstrafe 
bedroht sind, und jene, auf die der Grundgedanke eines m it solcher S traf
drohung versehenen Gesetzes zu tr if f t .  Dieser Gesetzeswille bedarf unbedingter 
Respektierung.

B. Die Verurteilung zum Tode.
I. D ie  m it de r A b u rte ilu n g  b e tra u te n  G e rich te .

Für die m it dem Tode bedrohten Verbrechen sind die Schwurgerichte zu
ständig, soweit n ich t die Zuständigkeit des Volksgerichtshofs oder der Sonder
gerichte begründet ist.
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1. Bis zum Erlaß des Gesetzes vom 24. 4. 1934 war gemäß § 134 GVG. 
das Reichsgericht zuständig zur Untersuchung und Entscheidung in  erster 
und letzter Instanz, in  Sachen des Hoch- und des Landesverrats gegen das 
Reich. An seine Stelle is t der durch A rt. I I I  des genannten Gesetzes begründete 
Volksgerichtshof getreten (A rt. IX ). Von den m it dem Tode bedrohten D elikten 
umfaßte er zunächst gemäß § 3 außer den Fällen des Hoch- und Landesverrats 
nur noch die in  § 5 Abs. 2 Z. 1 der Verordnung vom 28. 2. 1933 aufgeführten 
Verbrechen. Seine Zuständigkeit is t dann später ausgedehnt worden: durch 
Gesetz zur Änderung von Vorschr. des Strafverfahrens und des Gerichts
verfassungsgesetzes vom 28. 6. 1935 A rt. 8 Z. 3 auf die Fälle schwerer Wehr
mittelbeschädigung (§ 143 a); durch Gesetz zur Änderung des Strafgesetz
buchs vom 2. 7. 1936 A rt. 3 auf die Fälle der unterlassenen Anzeige (§ 139), 
soweit es sich um das Vorhaben eines zur Zuständigkeit des Volksgerichtshofs 
gehörigen Verbrechens handelt; durch Gesetz vom 1. 12. 1936 auf das 
Verbrechen der W irtschaftssabotage.

2. Die Verordnung der Reichsregierung über die B ildung von Sonderge
richten vom 2 i. 3. 1933 erklärte in  § 2 diese Gerichte fü r zuständig fü r die in  
der Verordnung vom 28. 2. 1933 (oben A I  1) und fü r die in  der Verordnung 
vom 21. 3. 1933 (oben A  I  2) bezeichneten Straftaten. An die Stelle der zuletzt 
genannten Verordnung tra t m it W irkung vom 30. 12. das Gesetz vom 20. 12. 
1934; und die am gleichen Tage erlassene Verordnung über die Zuständigkeit 
der Sondergerichte stellte deren Zuständigkeit auf die in  jenem Gesetz be
zeichneten Straftaten um. W eiterhin wurden die Sondergerichte fü r zuständig 
e rk lä rt: durch Gesetz vom 4. 4. 1933 (oben A I  3) in  § 2 fü r die in  § 1 dieses 
Gesetzes und fü r einige weitere im  Sprengstoffgesetz umschriebene Verbrechens
tatbestände, von denen hier nur der des § 5 Abs. 3 interessiert; durch Gesetz 
vom 13. 10. 1933 (oben A  I  4) in  § 3 fü r die in  diesem Gesetz aufgeführten 
S trafta ten; durch Gesetz vom 28. 6. 1935 (oben B I  1) in  A rt. 8 Z. 4 fü r das 
Verbrechen des § 315 Abs. 1 Satz 2 StGB.

3. Die h ierm it umschriebenen Zuständigkeiten sind indessen keine aus
schließlichen. Es kann vielm ehr unter Umständen nach der einen wie nach der 
anderen Richtung eine Verschiebung der Zuständigkeit stattfinden. Der Volks
gerichtshof kann bei den Verbrechen der Vorbereitung des Hochverrats gemäß 
§§ 82, 83 StGB, (aber nur bei diesen und bei einigen, hier n ich t zu berück
sichtigenden Vergehen des Landesverrats) die Sache an das ö rtlich  zuständige 
Oberlandesgericht abgeben (Gesetz v. 24. 4. 1934 A rt. I I I  § 4). Von seiten der 
Sondergerichte kann nach dem durch eine Verordnung vom 6. 5. 1933 dem 
Gesetz vom 21.3.1933 eingefügten § 3a sogar hinsichtlich aller ihrer Zuständig
ke it unterworfenen Straftaten Abgabe an die ordentlichen Gerichte erfolgen, 
wenn die alsbaldige Aburteilung der Tat fü r die Aufrechterhaltung der öffent
lichen Ordnung oder fü r die Staatssicherheit von m inderer Bedeutung oder der 
Täter ein Jugendlicher ist. —  Umgekehrt kann nach A rt. I  der Verordnung 
über die Erweiterung der Zuständigkeit der Sondergerichte vom 20. 11. 1938 
bei Verbrechen, die an sich zur Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte ge
hören, die Anklagebehörde Anklage vor dem Sondergericht erheben, wenn sie 
der Auffassung is t, daß m it Rücksicht auf die Schwere oder Verw erflichkeit 
der Tat oder die in  der Ö ffentlichkeit hervorgerufene Erregung die sofortige 
Aburteilung durch das Sondergericht geboten ist.

Zur Entlastung des Volksgerichtshofs sind also, wie früher zur Entlastung 
des Reichsgerichts in  seiner einziginstanzlichen Funktion, die Oberlandes
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gerichte berufen. Dagegen treten an die Stelle der Sondergerichte, wenn auf 
ihre Einsetzung verzichtet werden kann, die ordentlicherweise zuständigen, 
also in  Kapitalsachen die Schwurgerichte. Die Abgabe erfolgt hier wie dort 
entweder schon vor der Anklageerhebung durch die Staatsanwaltschaft oder 
im  Verfolg eines von ih r bei Einreichung der Anklageschrift gestellten Antrags 
durch das Gericht. In  den zum ordentlichen Verfahren verwiesenen Sachen 
bedarf es alsdann der Einreichung einer neuen Anklageschrift.

Soweit sich die Zuständigkeit des Volksgerichtshofs m it derjenigen der 
Sondergerichte über schneidet, was nam entlich im  Umfang des § 5 Abs. 2 Z. 1 
der Verordnung vom 28. 2. 1933 der F a ll is t, geht diejenige des VGH. vor 
(Verordnung über die Bildung von Sondergerichten vom 21. 3. 1933 § 2 u. a.).

4. Für die der M ilitärstrafgerichtsbarkeit unterworfenen Personen fungiert 
im  gesamten Umfang der Zuständigkeit des Volksgerichtshofs m it Ausnahme 
des Verbrechens der W irtschaftssabotage das Reichskriegsgericht in  erster 
und letzter Instanz (§ 55 MStGO.). Im  übrigen sind (gemäß § 25) die m it fün f 
R ichtern besetzten Kriegsgerichte zuständig.

I I .  D ie  A u s g e s ta ltu n g  des V e rfa h re n s .

Das Verfahren vor dem Volksgerichtshof und vor den Sondergerichten 
fä llt, was die Zusammensetzung der Richterbänke und die Prozedurformen 
anbelangt, aus dem gewöhnlichen Rahmen einigermaßen heraus. Namentlich 
b ilde t die „E inzig instanzlichkeit“  ein gemeinsames und in  die Augen springen
des Merkmal. Es darf aber um dieser Übereinstimmung w illen doch n icht 
übersehen werden, daß das eine und das andere vö llig  heterogenen Zwecken 
zu dienen berufen is t. Handelt es sich dort um die zuverlässige Sicherung des 
Staates gegen gefährliche Angriffe auf seinen Bestand und auf die Lenker 
seiner Geschicke, so hier um die Bereitstellung einer Justiz, die zu raschem 
Zugriff befähigt is t gegenüber Verbrechern, deren Taten den Rechtsfrieden 
dadurch besonders stark gefährden, daß sie in  der Bevölkerung Angst und 
Schrecken hervorzurufen geeignet sind.

So lieg t dort in  der besonderen Q ualifikation der zur Rechtsprechung 
berufenen Organe, hier in  der Ermöglichung beschleunigter Aburteilung das 
kennzeichnende Merkmal ;der F o rtfa ll aller Anfechtungsm ittel b ildet dort die 
natürliche Folge der E inzigartigke it des zur Fällung des Urteilsspruchs be
rufenen Tribunals, hier das unverzichtbare M itte l, die Sühne so unm itte lbar 
wie möglich auf die Tat folgen zu lassen. Es handelt sich deshalb auch beim 
Volksgerichtshof um eine als ständig gedachte E inrichtung, während von 
den Sondergerichten erwartet werden darf, daß sie m it dem E in tr itt voller 
Stabilisierung und Befriedung der politischen Verhältnisse wieder in  F o rtfa ll 
kommen. Jener wurde darum durch Gesetz vom 18.4.1936 zum ordentlichen 
Gericht erklärt, diese aber sind und heißen eben Sondergerichte.

Die M itglieder des Volksgerichtshofs werden vom Führer und Reichs
kanzler auf die Dauer von fün f Jahren ernannt. Die R ichterbank is t in  der 
Hauptverhandlung m it fün f R ichtern besetzt, von denen der Vorsitzende und 
ein weiteres M itglied die Befähigung zum R ichteram t besitzen müssen, während 
im  übrigen fü r die Auswahl der Beisitzer der Gesichtspunkt ihrer besonderen 
V ertrautheit m it den treibenden K räften der pollitischen Umsturzbestrebungen 
als maßgeblicher gedacht is t. Die Sondergerichte werden fü r den Bezirk eines 
Oberlandesgerichts gebildet. Ihren jeweiligen Sitz bestim m t die Reichsjustiz
verwaltung. Sie bestehen ausschließlich aus ständig angestellten R ichtern des
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Bezirks, fü r den sie bestellt sind. Die Berufung ihrer M itglieder erfolgt durch 
das Präsidium des ö rtlich  zuständigen Landgerichts. Sie entscheiden in  der 
Besetzung m it einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern.

Das Eröffnungsverfahren is t unter Vorwegnahme künftig  allgemein vor
gesehener Regelung gestrichen. Im  Verfahren vor den Sondergerichten en tfä llt 
auch die Voruntersuchung grundsätzlich; sie wäre m it der intendierten Be
schleunigung des Verfahrens unverträglich. Ih r dient weiter die Verkürzung 
der Ladungsfristen, die bis auf 24 Stunden heruntergehen kann. H ier wie dort 
sind die ergangenen Entscheidungen endgültig. Doch is t im  Verfahren vor den 
Sondergerichten die Wiederaufnahme zugunsten des Verurteilten insoweit 
erleichtert, als sie auch dann sta ttfinde t, wenn Umstände vorhegen, die es 
notwendig erscheinen lassen, die Sache im  ordentlichen Verfahren 'nachzu
prüfen. Die neue Hauptverhandlung findet alsdann vor dem zuständigen 
ordentlichen Gericht s ta tt.

Die B litza rtigke it, m it der nach einem Ausdruck von Freisler (Deutsche 
Justiz 1938 S. 1859) im  Wege des Sonderverfahrens die Sühne der Tat auf dem 
Fuße zu folgen vermag, bedeutet einen unverkennbaren Vorzug. Bestünden 
gegen eine so summarische Prozedur keinerlei Bedenken, so wäre unerfindlich, 
warum sie n icht zum ordentlichen Verfahren erhoben würde. Der Grund, 
warum es nicht geschehen is t und geschehen kann, lieg t auf der Hand. Gründ
lichke it der Schuldfeststellung und Schnelligkeit der Aburteilung sind unver
einbare Ideale. Zwischen ihnen den richtigen Ausgleich zu schaffen, darin 
besteht die schwierige Aufgabe des Gesetzgebers. Angesichts der tiefgehenden 
Beunruhigung, die durch gewisse A rten von Straftaten und gewisse Methoden 
ih rer Begehung in  der Bevölkerung hervorgerufen w ird, hat der Gesetzgeber 
geglaubt, auf einige retardierende Kautelen der ordentlichen Justiz ver
zichten zu können, um dadurch zwei W irkungen zu erzielen: verstärkte Ab
schreckung auf seiten potentieller Täter, Festigung des Vertrauens auf den 
staatlichen Rechtsschutz auf seiten der potentiellen Opfer solcher Taten. 
Aber gerade der Ernst und die Schwere der letzteren, die den Anlaß bieten, 
die Abwehr zu beschleunigen, erhöhen auch das Risiko, das die Justiz lä u ft; 
denn es geht dabei regelmäßig um hohen Einsatz, häufig, wie w ir gesehen 
haben, um das Leben der Angeklagten. Derselbe Grund, der zu größter E ile 
m ahnt, m ahnt gleichzeitig zu größtmöglichster Sorgfalt.

Es is t von maßgeblicher Seite versichert worden, daß der Staat sich durch 
Wunsch und W ille  rücksichtsloser Bekämpfung des Gangsterwesens n icht 
ablenken lassen w ird von seiner heiligen P flich t, Gerechtigkeit zu üben. 
So schreibt Freisler a. a. 0 .: „N a tü rlich  ändert sich nichts an der Selbstver
ständlichkeit, daß die Strafe nur den sicher Schuldigen treffen darf. In  zweifel
haften Fällen w ird sie (die Verordnung von 1938 nämlich) daher n ich t zur 
Anwendung kommen, wenn dadurch die volle Aufklärung, die Gerechtigkeit 
der Entscheidung, die Treffsicherheit der Rechtspflege gefährdet würde“ . 
Und als selbstverständliche Voraussetzung fü r die Anwendung des Sonder
verfahrens w ird  die einwandfreie Schuldfeststellung auch von Pfundtner- 
Neubert behandelt, wo es in  der E inführung zur Verordnung von 1938 he iß t: 
„R echtsm itte l wollen Garatien fü r einen gerechten Spruch sein. Handelt es 
sich jedoch um Verbrechen von besonders schwerer A rt und is t der Sachverhalt 
auf Grund eines Geständnisses oder auf andere A rt einwandfrei geklärt, so is t 
schwerlich einzusehen, weshalb zur Erzielung eines gerechten U rteils in  diesen 
Fällen n icht eine Instanz ausreichen so llte ". Indessen is t von diesem E rforder
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nis der .L iq u id itä t' des der Sühne bedürftigen Falls weder in  dem durch Ver
ordnung vom 6. 5. eingefügten § 3a der Verordnung vom 21. 3. 1933, noch in  
A rt. I  der Verordnung vom 20. 11. 1938 die Rede. Beide stellen ausschließlich 
auf die Frage ab, ob m it Rücksicht auf den Charakter der Tat die alsbaldige 
Aburteilung erforderlich oder entbehrlich erscheint. Der ergänzende Gesichts
punkt is t der internen Sphäre der behördlichen Anweisung überlassen worden.

I I I .  D ie  s ta tis tis c h e n  E rg e b n isse .
Die Reichskrim inalistik verzeichnet fü r

1932 1933 1934 1935 1936 1937 i 938
52 78 98 89 66 54 68

Verurteilungen zu Todesstrafe.
In  diesen Zahlen sind seit 1934 n ich t mehr enthalten:

a) D ie Verurte ilungen wegen solcher Verbrechen, die zur Zuständigke it des 
am 24. A p r il 1934 eingesetzten Volksgerichtshofs gehören;

b) m it R ücksicht auf die seit dem 1. Jan. 1934 erneut in  T ä tig ke it getretenen 
M ilitä rgerich te  die Verurte ilungen von Wehrmachtsangehörigen.
Nach einer m ir  auf Anfrage dankenswerterweise erte ilten  am tlichen Aus

k u n ft sind vom  Volksgerichtshof ausgesprochen worden 
1934 *935 1936 1937 *938

4 9 10 32 17 Todesurteile1).
D ie entsprechenden Z iffe rn  des Reichskriegsgerichts verm ochte ich n ich t 

zu e rm itte ln . Ohne die Todesurteile dieses Gerichts sind also fü r  die Jahre 
1933— 1938 525 Todesurteile statistisch ausgewiesen.

D ie von den Schwurgerichten erlassenen Todesurteile ergingen fast aus
schließlich wegen Mordes; daneben fig u rie rt ein vereinzelt gebliebener F a ll er
presserischen Kindesraubs. D ie von den Sondergerichten verhängten Todes
strafen stützen sich überwiegend auf das Gesetz vom  13. O kt. 1933; seit dem 
vorigen Jahre tre ten  hinzu die Verurte ilungen wegen Straßenraubs m itte ls  A u to 
fallen, deren ich bis zum 1. A p r il 1939 acht Fälle zählen konnte.

D ie vorstehenden Zahlen seien schließlich noch ergänzt durch die S t a t i s t i k  
d e r  im  Deutschen Reich von 1932— 1936 v o llz o g e n e n  H in r ic h tu n g e n :

S ta t is t ik  d e r H in r ic h tu n g e n  1932— 1936.
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(Entnom m en dem Stat. Jahrbuch f. das Deutsche Reich; S ta tis t ik  der Todes
ursachen: 1934 S. 42; 1935 S. 48; 1936 S. 52; 1937 54; 1938 S. 58).

Männer Frauen
Gesamt Im Alter von a Im Alter von

Gesamt 18- 3° 30-45 (45—60 60—70 70 u. mehr Jahr.
a
O 18- 30I30- 45J45-6060-70 70 u.mehr Jahr

1932: 3 3 I 2 — — — O — — — ____ ___

1933: 64 6l 47 13 I — — 3 — I 2 — —
1934: 1521) 149*) 59 67 20 — I 3 2 I — — —
1935: 86 77 36 31 8 2 — 9 2 3 4 — —
1936: 58 55 28 19 6 I 1 3 — 2 I — —
------------------- IAbgeschlossen im  M ai 1939)

q Von diesen 72 Todesurteilen des Volksgerichtshofes sind 66 vo lls treckt, 
5 begnadigt und 1 durch W iederaufnahme des Verfahrens erled ig t worden.

*) D arunter 77 Fälle (76 Männer, 1 Frau) au f Grund des Gesetzes über Maß
nahmen der Staatsnotwehr vom  3. Ju li 1934 (anläßlich des sog. Röhm-Putsches). 

*) A lte r unbekannt in  2 Fällen.



Sprechsaal.
Nochmals zur Frage des Jugendarrestes.

Von Hermann S ch m id h ä u se r, Vorstand des Jugendgefängnisses Heilbronn.
Professor D r. med. Villinger hat oben in  H eft 7 S. 305ff. dieser Monats

schrift zu meinem auf Seite 257 ff. daselbst abgedruckten Vortrag, den ich vor 
dem Jugendrechtsausschuß der Akademie fü r Deutsches Recht über den 
Jugendarrest h ie lt, Einwände allgemeiner A rt erhoben, die die von m ir vor
geschlagene A rt der Durchführung des Jugendarrestes vom ärztlichen Stand
punkt aus einer K r itik  unterziehen. A uf solche Einwände allgemeiner A rt hat 
schon 1937 in  dieser Zeitschrift (Jhg. 28 S. 257ff.) Professor D r. med. Gregor 
hingewiesen. Seine Erfahrungen, wie er sie n icht zuletzt auch am Jugend
gefängnis Heilbronn sammeln konnte, habe ich bereits bei meinen Vorschlägen 
vor dem Jugendrechtsausschuß m it berücksichtigt. Seine Ansicht geht aber, 
entsprechend meinen eigenen über 15 Jahre zurückreichenden Erfahrungen 
m it jungen Gefangenen dahin, daß die von ihm  angeführten Schädigungen 
doch wohl nur bei längerer Arreststrafe zu erwarten sind. Ich habe als Höchst
maß des Jugendarrestes 4 Wochen vorgeschlagen, indem ich vor allem berück
sichtigte, daß die Spanne zwischen diesem Höchstmaß des Jugendarrestes 
und dem vorgeschlagenen Mindestmaß der Gefängnisstrafe m it 3 Monaten n icht 
zu groß sein darf. Dieses Höchtsmaß soll aber im  übrigen auch nur Anwendung 
finden bei jungen Rechtsbrechern, bei denen der R ichter eine besonders 
em pfindliche Abschreckung fü r notwendig erachtet und die zugleich psychisch 
und physisch nach dem U rte il des ja  in  jedem F a ll zur Untersuchung heran
gezogenen Arztes den Jugendarrest in  dieser Höhe ohne Schaden zu ertragen 
vermögen. Es werden das, wie sicher angenommen werden kann fü r den F a ll 
der E inführung des Jugendarrestes, Ausnahmefälle bleiben, so daß man wohl 
ohne Herabsetzung der Höchstgrenze dieses Arrestes auf 3 Wochen, es bei 
4 Wochen als Höchstgrenze wohl belassen könnte. Die Regel werden, zum m in
desten bei den eigentlichen Jugendlichen, doch nur wenige Tage oder doch in  
der überwiegenden Mehrzahl n ich t mehr als 1 Woche Jugendarrest in  der 
Praxis bilden. N icht selten w ird  auch der Wochenendarrest, der die besonderen 
Nachteile, die fü r den jungen Rechtsbrecher aus einer Unterbrechung seiner 
A rbe it oder seines Berufes erwachsen könnten, möglichst ausschalten w ill, 
Anwendung finden. Bei Durchführung dieses Wochenendarrestes w ird man 
zweifellos noch weniger als bei dem Dauerarrest Schädigungen zu besorgen 
haben.

Der normale Jugendliche w ird  aber auch —  das is t auch die Ansicht 
Gregors —  die beim Vollzug des Jugendarrestes in  Frage kommenden Schädi
gungen anstandslos überwinden können. Das beweist ohne weiteres schon die 
m it dem Vollzug der Arreststrafe als D iszip linarm itte l, der ja  der Jugend
arrest in  seiner praktischen Durchführung möglichst angeglichen werden soll, 
gemachte Erfahrung.

Die Ausführungen von Villinger gehen vor allem aber insofern fehl, als er 
unterste llt, daß die psychisch Normalen unter den jugendlichen Rechtsbrechern 
n icht sehr zahlreich seien und bestimmt n ich t mehr als 25—30% ausmachten. 
Das is t auf alle Fälle hinsichtlich der fü r einen Jugendarrest in  Frage kom
menden jungen Rechtsbrecher unrichtig. Im  Jugendgefängnis Heilbronn w ird 
jede Aufnahme von Gregor untersucht. A uf Grund dieser Untersuchungen
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konnte er aber den von Villinger angegebenen Prozentsatz auch n ich t an
nähernd erm itte ln. Verm utlich beruht Villingers Unterstellung n icht auf den 
Erfahrungen des Gefängnisarztes, sondern des gerichtlichen Sachverständigen. 
Dieser hat aber vorwiegend psychisch Auffällige zu untersuchen und kommt 
m it der überwiegenden Mehrzahl der fü r den Jugendarrest vorwiegend in Frage 
kommenden psychisch Normalen kaum in  Berührung. Eine solche Häufung 
von pathologischen Elementen, wie sie Villinger angibt, besteht nach den E r
fahrungen von Gregor nur bei Schwerkrim inellen, fü r die der Jugendarrest 
überhaupt n icht in  Frage kommt. Beim Gesamtbestand des Jugendgefängnisses 
Heilbronn w ird der Prozentsatz der Normalen von Gregor auf 60% veranschlagt. 
Für die kurzfristigen, d. h. die heute noch bis zu 3 Monaten Gefängnis Ver
urte ilten, die das Hauptkontingent fü r den Jugendarrest bilden werden, beträgt 
nach Gregors U rte il die Zahl der Normalen 75—80%. Die Kernfrage, wie den 
beim Vollzug des Jugendarrestes in  Betracht kommenden physischen und 
psychischen Störungen zu begegnen is t, kann nur aus der Gefängnispraxis 
beantwortet werden. Nach dieser genügen aber die von m ir angeführten 
Sicherungen der ärztlichen M itw irkung und Überwachung, wobei ja  dem A rzt 
auch überlassen ble ibt, im  E inzelfa ll notwendige Milderungen des Vollzugs 
vorzuschlagen, durchaus, um körperlichen und seelischen Störungen vor
zubeugen.

Ein Mustergefängnisplan des 18. Jahrhunderts.
Von D ip l.-In g . H a n s  P f e i f f e r  in  W upperta l-Barm en.

Die Planung eines Mustergefängnisses, eine der immer wiederkehrenden 
tragikomischen Verlockungen des menschlichen Geistes, hat auch die A rchi
tekturschriftste ller des 17. und 18. Jahrhunderts beschäftigt. Den bereits in  
meiner A rbeit über die Geschichte neuzeitlicher Gefängnisbauten erwähnten 
Versuchen sei im  folgenden das W erk Leonhard Christoph Sturms hinzugefügt1).

In  m ehrjähriger Folge gab Sturm um 1720 in  Augsburg eine Neuauflage 
der bereits im  17. Jahrhundert erschienenen „A rch itectura  c iv ilis " von Gold
mann heraus. Der uns beschäftigende Gefängnisplan findet sich in  der „v o ll
ständigen Anweisung allerhand öffentliche Zucht- und Liebesgebäude als hohe 
und niedrige Schulen, R itterakadem ien, Waisenhäuser, Spitäler vor A lte  und 
Kranke und endlich besonders also genannte Zuchthäuser und Gefängnusse 
wohl anzugeben". Reizvoll an dieser ausführlichen Aufzählung is t fü r uns 
Heutige der Zusammenhang, in  dem der wissenschaftliche Techniker des 
18. Jahrhunderts den Gefängnisbau sah.

W ie der Verfasser angibt, is t er „an  unterschiedliche Orte gegangen, um 
die Gefängnisse ausdrücklich auch in  Specie die Zucht- und Spinnhäuser zu 
besehen“ . E r fand jedoch keines, das seinen Vorstellungen entsprochen hätte. 
Die Hauptmängel der bestehenden Anstalten sah er in  einer ungenügenden 
Heizung, in  dem fürchterlichen Zustand der sanitären Verhältnisse und end
lich  im  Fehlen eines geeigneten Raumes fü r gottesdienstliche Zwecke. U nter 
Berücksichtigung dieser Hauptgesichtspunkte glaubte er m it seinem Vor
schlag „e in  Exempel, n icht nur eines vollständigen, sondern auch so v ie l es 
meine W enigkeit zu leisten vermag, eines wohlangegebenen Gefangenenhauses 
hier vorstellig zu machen“ .

i) Dessen Kenntn is  ich einem H inw eis von H e rrn  P rof. Mühlenpfordt, 
Lübeck, verdanke.

Mschr. f. Krim inalbiologie. 1939. H . 11/12.

ig39> H- I I I12 Sprechsaal 4^9

32



49°  M onatsschrift f. K rim ina lb io log ie  u. S trafrechtsreform  1939, H . 11/12

Wie aus dem nebenstehenden Teilgrundriß ersichtlich, ging Sturm bei 
seinem Plan von einer symmetrischen Anlage aus, die m it vier Flügeln einen 
Innenhof umschloß. A u f zwei Seiten sind die gewölbten Einzelzellen, 8 an der 
Zahl, angelegt, die gegen den H of auf einen Laubengang münden, von dem 
aus sie beheizt werden können. A lle  Gefangenen können so die im  H of ge
haltene Predigt durch die verg itterte  Zellentür hören. Ihre Größe beträgt 
ungefähr 15,8 cbm, bei einer Grundfläche von 3,15x2,4 m. Die Fenster 
dieser Zeilen, 60 cm im  Geviert groß, gehen auf den von Sturm so genannten

1 Aufseherwohnung
2 Jrrenzelle
3 Einzelzelle

Q 10 20 30 40 50 SO 70 80 30 100 10 20
1-----------L 1 1 1  1 1 ........................................................... ..............! Fuss
,,M isthof“ . E in  rundum fest verschlossener Hof, 5,5 m bre it und so lang wie 
die Zellenreihe, „dahin, w ir lassen den Verfasser selbst erklären, der M ist 
von allen Priveten (Aborten) in  freier L u ft auf Stroh fä lle t und alle Wochen 
weggeführt w ird. Solcher Gestalt kann keine sonderlich großer, v ie l weniger 
schädlicher Geruch entstehen und mögen doch sechs Gefängnisse (Stock
werke) übereinander kommen“ . Die geschilderten Einzelzellen sollen der 
Unterbringung gesunder Gefangener dienen; die an der Kopfseite des M ist
hofes neben der Treppe gelegene Isolierzelle dagegen is t fü r gefährliche Geistes
kranke bestimmt. Dam it haben 96 Mann ihre U nterkunft in  Einzelzellen. 
Außerdem w ird  noch fü r 300 weitere Gefangene P latz geschaffen, die tags
über m it der klassischen A rbeit der früheren Zuchthäuser, dem Brasilholz-



raspeln beschäftigt und nachts in  Schlafsälen zu je 25 Mann untergebracht 
werden sollen. Diese dachte sich der sonst so menschenfreundliche Schöpfer 
des Planes ganze 2,10 m hoch, m it zwei vergitterten Fenstern nach dem 
Innenflu r; ihre N otdurft sollten die Gefangenen auf den „M isthöfen" ver
richten. In  Verbindung m it diesen Räumen finden sich die Wohnung des 
Aufsehers und Zuchtmeisters, auf der im  Plan n icht dargestellten anderen 
Seite die Küche m it Nebenräumen und der Speisesaal fü r die Gemeinschafts
häftlinge. „ In  dem m ittleren Stock“ , fäh rt Sturms Beschreibung fo rt, „über 
diesen Gemächern sind sechs große Kammern, theils vor leichtfertige Buben, 
theils vor lüderliche Weibsstücker, da sie alle unter mancherlei schwerer 
A rbeit und Züchtigung gehalten werden“ . Im  Dachgeschoß endlich sollen 
kleinere Zimmer abgeteilt werden, „w e il sich gemeiniglich auch feiner und 
angesehener Fam ilien ungerathne K inder finden, welche die ihrigen in  solche 
Fläuser zu stecken gezwungen sind, aber doch nicht gerne wollen den Leuten 
zu Gesicht kommen lassen“ . Daneben können hier auch noch harmlose Geistes
kranke untergebracht werden, die „doch n icht so gar verw ildert sind, daß 
man sie an Ketten legen müßte“ .

E in  nach Sturms Plänen ausgeführtes Gefängnis is t n icht bekannt. Ob 
L. Ch. M ayr sie 1755 in  Augsburg selbst beim Neubau des Zuchthauses ver
wertete, is t n icht nachzuweisen. Trotzdem is t die Veröffentlichung in  der 
Geschichte des Gefängniswesens in  verschiedener H insicht beachtenswert. 
D ie Vereinigung der verschiedenen A rten von Gefangenen, Fürsorgezöglingen, 
Arbeitshäuslern und Geisteskranken, findet sich seit dem Vorbild  von Amster
dam in  den meisten Anstalten dieser A rt. Im  Gegensatz zu Goldmann unter
streicht aber Sturm ausdrücklich den Strafcharakter der Unterbringung in 
einem solchen Hause. „Denn was unser Goldmann saget, daß die Gefängnusse 
zur Bewahrung, n icht zur Strafe seien, is t doch so absolute n icht anzunehmen, 
w eil sich G. sonst selbst widerspräche, da er die Zucht-, Raspel- und Spinn
häuser selbst zu dem Gefangenhaus m it referieret. Also sind auch auf andere 
Weise, durch Beschimpfung zum Exempel, die Gefängnusse oftm als s ta tt 
einer Strafe“ . Die Freiheitsstrafe, wenigstens fü r leichtere Vergehen, is t ihm  
also im  Gegensatz zur vorhergehenden Generation bereits ein klarer Begriff. 
Daneben aber t r if f t  er eine merkwürdige Unterscheidung der noch n icht 
verurte ilten Häftlinge. Denn er fäh rt fo rt: „W eiter dienen sie (die Gefäng
nisse) oftm als zum Zwang, die W ahrheit oder die Bekehrung von bösen 
Menschen herauszuzwingen. Derowegen kommet niemand in  unser Gefangen
haus, der in  recht genauem Verstand nur bloß in sicherer Verwahrung ohne 
S traf soll gehalten werden, denn solchen muß durch die Gefängnuss nichts 
an ihrer E xistim ation und ordinären Bequemlichkeit des Lebens genommen 
werden, deswegen bekommen sie ih r gewöhnliches Lager, Speis und Trank 
in  einer reinlichen Stube.“  Im  Gegensatz zum 19. Jahrhundert, in  dem sich 
der Unterschied zwischen Untersuchungsgefängnis und Strafanstalt durch die 
Verwendung des panoptischen Zellenbaues in  beiden verwischte, unterscheidet 
Sturm die Verwahrformen noch genau. Endlich findet sich schon bei Goldmann- 
Sturm, die später von V ila in  in  Gent und von Howard in  England bevorzugte 
Anlage der Zellen h in ter Laubengängen. „D ie  Fenster in  dem Gefangenhause 
sollen alle gegen die inwendigen Plätze gerichtet sein und sollen unten und 
oben (im Erd- und Obergeschoß) Bogenlauben stehen aus bäurischem Werke 
(Rustikaquadern). U nter den Bögen sollen die Türen sein und darinnen 
Gegitter, dadurch man m it den Gefangenen reden könne."
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Von der hohen W arte unseres technischen Jahrhunderts aus gesehen, 
steht auch Sturms Plan in  den engen, uns manchmal wunderlich anmutenden 
Grenzen seiner Zeit. Sein „M istho f“ , auf dessen Erfindung er so stolz is t, 
erregt schon in  der bloßen Vorstellung unsere empfindlicheren Geruchsnerven. 
In  seiner Gesinnung aber, die ihn das gesamte Gebiet des Bauwesens m it 
der gleichen Anteilnahme umfassen läßt, beweist er mehr K u ltu r als die 
Gegenwart. Für die Entw icklung des Gefängnisbaues jedenfalls möchten w ir 
zum Schlüsse wünschen, daß L. Chr. Sturms Meinung wieder Allgemeingut 
würde, wenn er schreibt:

„D ie  Gefängnusse wohl anzugeben, is t keine Sache, deren sich ein Bau
meister zu schämen habe, noch auch eine so leichte Sache, daß sie seiner 
Betrachtung unwert wäre.“
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Neue Gesetzgebung in Schweden über Sicherungsverwahrung, 
Zwangserziehung, Jugendstrafvollzug, Geldstrafen und Strafregister.

Von Prof. W . M itte rm a ie r  in  Heidelberg.

Schw eden is t unablässig bemüht, sein Strafrecht in  weitestem Umfang 
zu erneuern. Vieles aus dieser A rbeit b e trifft auch die Gebiete unserer Monat
schrift.

1. Das Gesetz vom 18. 6. 1937 Nr. 461 über V e rw a h ru n g  und  In te r 
n ie ru n g  in  e in e r S ic h e rh e its a n s ta lt (om förvaring och intem ering i  
säkerhetsanstalt). (Darüber Schlyter im  Recueil de documents, Berne, V II, 84; 
Heüman in  ZStrRW iss. 57, 539.) —  U nter dem 22. 4. 1927 ergingen über die 
Materie zwei Gesetze, die in  Deutschland wenig bekannt wurden (S. Petren, 
Monschr. 19, 1928, 513). Da man erst die E inrichtung erproben wollte, waren 
beide sehr vorsichtig abgefaßt. Nach der M itte ilung von Hjalmar Nyman 
in  der Nordisk T idsskrift for S trafferet, 1937, 175 ff. wurden bis dahin nur 153 
verm indert Zurechnungsfähige verwahrt, davon 46 zur Probe entlassen. Als 
gefährliche Rückfallsverbrecher waren nur 51 in tern iert. Die Voraussetzungen 
sind beidemal zu hoch. Sie mußten erleichtert werden. Dabei wurde die 
Internierung beibehalten, obwohl nach der Erfahrung die meisten gefährlichen 
Rückfallsverbrecher abnorm sein dürften: aber viele Abnorme brauchen gar 
n icht in  eine Verwahrung genommen zu werden, sie passen sehr gut fü r die 
Internierung. N ur echte verm indert Zurechnungsfähige sollen stets verwahrt, 
n icht in te rn ie rt werden, § 4. So wurden die zwei Maßnahmen wirkungsvoller 
gestaltet, das ganze Gebiet einfacher geregelt. Einige Einzelheiten wurden 
durch das Gesetz vom 3. 6. 1938 Nr. 260 beim Zusammentreffen mehrerer 
Verbrechen geändert. Das Gesetz t r i t t  erst später in  K ra ft.

Im  folgenden teile ich die §§ x und 4 w örtlich m it, die übrigen nur im  
Auszug.

Ü ber Verw ahrung gewisser abnorm er Verbrecher.
,,§ 1. E rg ib t sich, daß jem and bei der Begehung eines Verbrechens ver

m inde rt zurechnungsfähig im  Sinn von § 6 Kap. 5 S trG . w ar und daß er es noch 
w eiter is t, kann das G ericht an Stelle der Strafe Verw ahrung in  der Sicher
he itsansta lt anordnen, wenn

1. der Verbrecher auf Grund seines Geisteszustands als unem pfind lich oder 
gering empfänglich fü r  die Strafe anzusehen ist,



1939, H . i i ¡12 Sprechsaal 493

2. er m it R ücksicht auf seine T a t und auf Grund seines Geisteszustands 
und seines bisherigen Lebenswandels als gefährlich fü r  die persönliche S icherheit 
eines anderen oder fü r  E igentum  anzusehen ist, sowie

3. auf das Verbrechen oder, wenn mehrere begangen sind, auf eines davon 
nach dem Gesetz S tra farbe it oder bei S ittlichkeitsverbrechen S tra farbe it oder 
Gefängnis s teh t.“

§ 2. Dasselbe g ilt  bei der V e rw irkung  der Probezeit bei bedingter Ver
urte ilung.

§ 3. W enn jem and S tra fa rbe it oder bei S ittlichkeitsverbrechen Gefängnis 
ve rbüß t oder s ta tt S tra farbe it Jugendgefängnis oder Zwangserziehung und er 
is t verm indert zurechnungsfähig und muß als nach seiner Freilassung gefährlich 
fü r  Person oder E igentum  angesehen werden, kann er an Stelle des Restes seiner 
Strafe zu Verwahrung v e ru rte ilt werden.

Ü ber In te rn ie rung  von Rückfallsverbrechern.
,,§4 . W enn jemand, der schon wegen Verbrechens v e ru rte ilt worden war, 

von neuem ein Verbrechen begeht, kann das G ericht an Stelle der Strafe zur 
In te rn ie rung  in  die S icherheitsanstalt verurte ilen, wenn

1. er, nachdem er wegen eines Verbrechens zu S tra fa rbe it oder Verwahrung 
v e ru r te ilt war, wegen R ückfa lls von neuem in  gleicher Weise rech tskrä ftig  ver
u r te il t  war,

2. er S tra farbe it oder Verw ahrung von zusammen mindestens v ie r Jahren 
verbüß t hat,

3. er danach, während er S tra fa rbe it verbüß t oder binnen fü n f Jahren 
nach seiner le tzten Entlassung aus dieser Strafe, oder wenn er ve rw ahrt oder 
in te rn ie rt war, während zehn Jahren nach seiner Entlassung ein neues Ver
brechen begeht, auf das S tra fa rbe it angedroht ist, sowie

4. auf Grund von Untersuchungen nach seinem Geisteszustand und seinem 
übrigen Verha lten angenommen werden kann, daß er sich n ich t durch die Strafe 
beeinflussen läß t und fü r  Personen oder Sachen gefährlich erscheint.

W enn verm inderte Zurechnungsfähigkeit nach § 6 Kap. 5 S trG . vorlieg t, 
kann n ich t auf In te rn ie rung  e rkannt werden; ebenso n ich t, wenn jem and zu 
S tra fa rbe it auf Lebenszeit v e ru rte ilt is t .“

Gemeinsame Bestimmungen.
§ 5. D ie h ier vorkom m enden Fragen werden durch eine J u ry  (in ter- 

neringsnämnd) von fü n f M itg liedern  erledigt. Der Chef des Gefängniswesens 
is t stets M itg lied . D ie andern ernennt der K ön ig  fü r  fü n f Jahre; einer muß 
R ich te r sein oder gewesen sein, einer Psychiater. Der Vorsitzer muß R ich te r 
sein oder gewesen sein. Gegen den Beschluß der Ju ry  g ib t es kein R echtsm itte l.

§ 6. Im  F a ll der §§ 1, 2, 4 g ib t die J u ry  ihren Bescheid auf Anfrage des 
Gerichts; im  F a ll des § 3 auf die Anfrage der Gefängnisverwaltung; der Ge
fangene muß gehört werden.

§ 7. Im  F a ll der §§ 1, 2, 4 bestim m t das G ericht m it R ücksicht auf die 
A r t  der T a t und die übrigen Umstände —  wie bei der Strafbemessung —  eine 
M indestzeit von 1— 12 Jahren Verwahrung und von 5— 15 Jahren In te rn ie rung. 
Im  F a ll des § 3 is t die M indestzeit ein Jahr.

§ 8. D ie S icherheitsanstalt is t eine vom  K ön ig  bestim m te besondere A n 
s ta lt oder eine Ansta ltsabte ilung.

§ 9. D ie Entlassung e rfo lg t en tgü ltig  oder auf Probe, aber nie solange der 
Festgehaltene gefährlich ist. Is t jem and geisteskrank, w ird  er in  eine A ns ta lt 
fü r  Geisteskranke gebracht. D ie Entscheidung erfo lg t durch die Jury .

§ 10. D ie Frage der Entlassung w ird  nach A b lau f der M indestzeit und dann 
jedenfalls alle 12 M onat geprüft.

§ 11. Der auf Probe Entlassene w ird  fü r  d re i bis fü n f Jahr un te r Schutz
aufsicht geste llt; nach drei Jahren w ird  ihre  Aufhebung geprüft.



§ 12. Is t der probeweis Entlassene den Bedingungen n ich t nachgekommen 
oder noch gefährlich, w ird  er w ieder in  die A n s ta lt gebracht; nach einem Jahr 
und dann alle 12 M onat w ird  die Frage der Entlassung neu geprüft.

§ 13. W ird  jem and nach §§ 1, 2, 4 zu Verwahrung oder In te rn ie rung  ver
u rte ilt, während er eine Strafe zu verbüßen hat, t r i t t  die Verwahrung oder 
In te rn ie rung  an Stelle auch dieser Strafe.

§ 14. Dasselbe g ilt, wenn sich erst nach V eru rte ilung  zu Verwahrung oder 
In te rn ie rung  herausstellt, daß der T ä te r vorher ein Verbrechen begangen hat. 
Begeht aber jem and erst nach der V eru rte ilung  zu Verwahrung oder In te r
nierung ein Verbrechen, kann das G ericht die Sicherung aussetzen und die 
Strafe zuerst vollstrecken. Das g ilt  auch bei der probeweisen Entlassung; die 
M indestzeit w ird  dann neu festgesetzt.

§§ 15, 16. Ähnliches g ilt, wenn ein probeweis Entlassener ein neues V er
brechen begeht, selbst wenn das erst nach entgü ltige r Entlassung herauskom m t: 
grundsätzlich t i lg t  die Sicherung auch diese Taten.

§ 17. Auch eine vo r der V eru rte ilung  zu Sicherung erkannte Strafe w ird  
durch die Sicherung ersetzt; die M indestzeit kann dann aber neu bestim m t 
werden (die §§ 15, 17 sind durch Gesetz vom  3. 6. 1938 N r. 259 neu gefaßt).

§ 18. D er V o llzug der Sicherung ve rjä h rt in  15 Jahren nach R echtskra ft 
des U rte ils .

§ 19. Im  F a ll der §§ 1, 2, 4 tre ten  die Nebenwirkungen einer etwaigen 
Strafe auch neben der Sicherung ein.

§ 20. N ich t g i lt  das fü r  A m tsverlust und die Bestim m ung § 20 Kap. 2 
S trafG . (besondere gesetzliche Bestimmungen).

D ie Gesetze vom  22. 4. 1927 werden aufgehoben, sobald das neue Gesetz 
in  K ra ft  t r i t t .

Geändert wurden die Bestimmungen über den V o llz u g  der S ich e ru n g , 
Gesetz vom 22. 4. 1927 N r. 109 durch Gesetz vom 18. 6. 1937 N r. 462. Arbeits
zwang m it Rücksicht auf die spätere Entlassung. Einzelverwahrung nur an
fangs zur Beobachtung und später bei Gefährlichkeit. —  Am gleichen Tag 
wurde auch das Gesetz vom 22.4. 1927 Nr. 110 über die S c h u tz a u fs ic h t 
geändert.

Die Bestimmung des Kap. 5 § 6 des Strafgesetzes über die v e rm in d e rt 
Z u re ch n u n g s fä h ig e n  heißt je tz t nach Gesetz vom gleichen Tag (Nr. 464):

„W e n n  jemand, der eine verbrecherische T a t begangen hat, dabei wegen 
Leibes- oder Geisteskrankheit, Altersschwäche oder anderer ohne seine Schuld 
e rlittene r V e rw irrung  des vollen Gebrauchs des Verstands entbehrt, aber ohne 
daß er nach § 5 (wegen Zurechnungsunfähigkeit) fü r  straflos e rk lä rt werden 
kann, dann kann nach Umständen die Strafe herabgesetzt werden. In  bestimm ten 
Fällen kann an Stelle der Strafe au f Sicherungsverwahrung e rkannt werden.'

Hierzu sind einige wichtige Bestimmungen des G esetzes ü b e r G e is tes
k ra n k e  (Sinness juklag) vom 19. 9. 1929 Nr. 321, geändert durch Gesetz vom 
18. 6. 1937 N r. 470 zu erwähnen.

§ 18. I. E in  Geisteskranker kann entlassen werden, fa lls  seine Anha ltung  
n ich t unbedingt nö tig  is t und es in  der A n s ta lt an P la tz mangelt.

I I .  Das is t aber n ich t zulässig, wenn ein G ericht einen Unzurechnungs
fähigen wegen einer verbrecherischen T a t n ich t bestra ft hatte,

oder wenn jem and un te r dem E in fluß  einer Geisteskrankheit ein Ver
brechen gegen die persönliche S icherheit eines andern begangen h a t und da fü r 
n ich t ve ran tw o rtlich  gemacht wurde,

oder wenn jem and aus dem Strafarbeitshaus, dem Gefängnis, der Sicher
heitsansta lt oder der Zwangserziehung in  die Irrenansta lt übe rfüh rt und aus 
jenen Ansta lten  entlassen worden ist.
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I I I .  W ird  der in  Absatz I I  genannte nach § 17 entlassen, w eil er keiner 
Pflege bedarf, und aufs neue eingeliefert, dann soll ein Verbrechen doch n ich t die 
Entlassung nach Absatz I  hindern, wenn n ich t der Oberinspektor fü r  die Geistes
krankensorge anders bestim m t.

§ 41. E in  G ericht kann niemanden zu S tra farbe it von einem Jahr an wegen 
M ord, M ordbrand, anderer B randstiftung , die n ich t Versicherungsbetrug oder 
sonst ein B etrugsfa ll is t, oder wegen Versuchs dieser Verbrechen oder zu In te r
nierung oder Verw ahrung veru rte ilten , wenn n ich t ein ärztliches Gutachten 
über seinen Geisteszustand zur Ze it der T a t und darüber vorlag, ob er n ich t 
in  eine Irrenans ta lt gebracht werden soll. H a t ein G ericht Bedenken, muß es 
auch sonst stets ein Gutachten einholen.

§ 47. Absatz I I I .  Soll jem and als geisteskrank s tra ffre i e rk lä rt werden, 
muß stets geprüft werden, ob er n ich t in  eine Irrenansta lt aufzunehmen ist. 
Solange is t er in  Verwahrung zu halten.

§ 48. Besteht bei dem Insassen einer S icherheitsanstalt Verdacht, daß er 
geisteskrank ist, so is t er einer Irrenans ta lt zuzuführen.

2. Neben dem Gesetz über die Ju g e n d g e fä n g n is s tra fe  (Monschr. 27, 
1936, 287), die fü r junge Leute zwischen 18 und 21 Jahren g ilt, steht je tz t 
das Gesetz vom 13. 3. 1937 N r. 75 über Z w a n gse rz ieh ung  (tvängsuppfos- 
tran), das am 1.1. 1938 in  K ra ft getreten is t und fü r die Fälle eines Zusammen
treffens von Taten durch das Gesetz vom 3. 6. 1938 Nr. 258 leicht geändert 
wurde. Es t r it t  an Stelle des Gesetzes vom 27. 6. 1902. (S. Schlyter Recueil 
de documents, Berne, V II, 83; Heüman ZStrRW iss. 57, 538.)

§ 1. H a t jemand, der 15 Jahr a lt is t, ein Verbrechen begangen und d roh t 
das Gesetz dieser T a t oder bei mehreren einer von ihnen S tra farbe it oder Ge
fängnis an, dann kann das G ericht den T ä te r zur Zwangserziehung überweisen, 
s ta tt ihn  zu Strafe zu verurte ilen, wenn er zur Ze it dieser Anordnung noch n ich t 
18 Jahr a lt is t.

Diese Anordnung soll getroffen werden, wenn die A r t  der T a t und die 
persönliche E n tw ick lung , der Lebenswandel und die übrigen Lebensumstände 
des Täters guten Grund zur Annahme geben, daß er eine solche Erziehung 
und Ausbildung, wie sie m it der Zwangserziehung bezweckt w ird , nö tig  h a t und 
da fü r empfänglich ist, und wenn un te r Berücksichtigung dieser und der sonstigen 
Umstände die Zwangserziehung als geeigneter wie die Strafe gelten muß.
Die Anstalten sind nach § 5 staatliche oder anerkannte p riva te , sie stehen 
nach § 6 unter besonderer Aufsicht. Der Zögling kann nach § 8 unter Um
ständen auch außer der Ansta lt erzogen werden. Eine n icht vor dem 18. Jahr 
begonnene Zwangserziehung w ird in  Strafe umgewandelt. D ie probeweise 
Entlassung erfolgt frühestens nach einem Jahr, die endgültige frühestens nach 
zwei Jahren.

Nach dem Gesetz vom gleichen Tag, N r. 76, das das Gesetz vom 6. 6. 1924 
N r. 206 über das Strafverfahren gegen gewisse M inderjährige ändert, muß 
bei einem noch nicht 18 Jahr alten Beschuldigten eine besondere U nter
suchung geführt werden, und nie darf zu Zwangserziehung ve ru rte ilt werden, 
ohne daß ein ärztliches Zeugnis über seinen Geisteszustand vorliegt.

3. Das Jugend g e fä n g n isg e se tz  is t nur unwesentlich durch ein Gesetz 
vom 3. 6. 1938 Nr. 257 fü r den F a ll des Zusammentreffens mehrerer Taten 
geändert worden. Es is t nach Verordnung vom 10. 12.1937 N r. 938 am
1. 1. 1938 in  K ra ft getreten. Eine Vollzugsverordnung is t neben der Ver
ordnung über den Vollzug in  den Strafanstalten vom 8. 4.1938 N r. 134 am 
gleichen Tag als N r. 135 erlassen. Die Aufnahmeanstalt (für Frauen bei dem 
Frauengefängnis in  Växjö, fü r Männer in  Nyköping m it 35 Plätzen) is t ge



schlossen; der Aufenthalt hier dauert regelmäßig zwei Monat. Die eigentlichen 
Jugendgefängnisse sind offene Anstalten ohne jeden Gefängnischarakter; fü r 
Frauen ist sie in  Viebäck, fü r Männer in  Skenäs m it 100 ha Feld und 250 ha 
W ald fü r 30 Insassen. (Göransson Svensk Juristtidn ing 1938, 314, 341.)

4. Das Gesetz über die V o l ls t re c k u n g  der G e lds tra fe  vom 9. 4. 1937 
(Monschr. 1938 S. 247) is t durch Gesetz vom 3. 6. 1938 Nr. 254 nur unwesent
lich geändert. Bei der Umrechnung in Freiheitstrafe werden die Tagesbußen 
über 90 so umgewandelt, daß immer d re i  Tagesbußen zu einem Tag Frei
heitstrafe gerechnet werden. Und beim Zusammentreffen mehrerer Strafen 
w ird nicht bloß wie bei einer Strafe erst bei über fün f Tagesbußen umgewan
delt, sondern erst bei mindestens e lf; es werden dann also bis zu zehn Tages
bußen niedergeschlagen.

5. Endlich ist das Gesetz vom 17. 10. 1900 Nr. 82 über das S t ra f re g is te r ,  
das bei dem Zentralgefängnisamt (fängvardstyrelsen) geführt w ird, durch 
ein Gesetz vom 18. 6. 1937 Nr. 467 geändert. In  das Register werden je tz t 
eingetragen: alle in  diesem Gesetz angegebenen M itteilungen über den, der 
durch Bescheid eines Gerichts oder einer anderen Behörde im  Reich 1. zu 
Todesstrafe, Strafarbeit oder Gefängnis oder fü r Mauserei zu Geldbuße oder 
gemäß Kap. 5 § 2 StrG.x) zu Geldbuße fü r Verbrechen, das m it Strafarbeit 
bedroht is t, oder gemäß Kap. 5 § 6 2) zu Buße, oder 2. bedingt ve ru rte ilt ist, 
oder 3. zu Jugendgefängnis oder Zwangserziehung ve ru rte ilt is t, oder 4. zu 
Verwahrung oder Internierung in  der Sicherheitsanstalt verurte ilt is t, oder 5. 
nach Feststellung seiner Täterschaft wegen Geisteskrankheit n icht zu Strafe 
ve ru rte ilt werden konnte, oder 6. zu Zwangsarbeit ve ru rte ilt ist.
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Kriminalstatistisches aus Lettland.
Von D r. Hans H. B u r c h a r d t  in  Berlin.

M it einem Flächeninhalt von 65791 qkm und einer Einwohnerzahl von 
1900045 Personen nach der Zählung vom n .  2. 1930 spielt Lettland vom 
völkerpolitischen Standpunkt aus keine besondere Rolle. Als einer der Nach
folgestaaten des Zarenreiches und Grenzland zur Sowjetunion, das an das 
m achtpolitisch bedeutsame Ostseegebiet stößt, bietet es heute indessen in  
erhöhtem Umfange Interesse, zumal Lettland eines der Länder is t, dessen 
Bevölkerung zu einem nicht unwesentlichen Teil aus nicht dem Staatsvolk 
angehörenden Volkesteilen besteht. Von der Gesamtbevölkerung von 1900045 
Personen waren1)

1395000 Letten =  73.4%
238000 Russen =  12,5%

94000 Juden =  4.9%
70000 Deutsche =  3.7%
59000 Polen =  3 -i%
26000 L ita u e r =  L 4 %

H 00 0 0 0 Verschiedene =  ca. 1,0%.

9 Behandlung Jugendlicher zwischen 15 und 18 Jahre. 
a) Verm inderte Zurechnungsfähigkeit.
l ) Vgl. Hübners Geographisch-Statistische Tabellen a lle r Länder der Erde 

S. 252/253, 72. Ausgabe 1936.
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Die nachfolgenden Z iffern sind dem kürzlich veröffentlichten Jahres
bericht des lettischen Gefängnisdepartements fü r das Jahr 1936/37 entnom
men2), wobei aber hervorzuheben ist, daß es sich hier nicht um Zählungen 
nach strafvollzugstechnischen Gesichtspunkten handelt; vielmehr sind die 
Zählungen des Staatlichen Statistischen Amtes zugrunde gelegt, die auf den 
Angaben der Gerichtsbehörden beruhen.

Die Gesamtziffern der von den Zivilgerichten und M ilitärgerichten Ver
urte ilten zeigen in  dem achtjährigen Zeitraum  1929/36 ein fühlbares Ansteigen, 
das seinen Höhepunkt in  den Jahren 1933 und 1934 erreicht, um in  den letzten 
beiden Berichtsjahren auf den Ausgangspunkt zurückzufallen.

Tabelle 1.
Gesamtzahl der von Z iv il-  und M ilitä rgerich ten  veru rte ilten  Personen.

1928
1929
1930
1931
1932
1933
1934
1935
1936

i ° 3 I 5  
12235 
11054 
12470 
13954 
14704 
14003 
12613 
12092

Von einer Angabe der D e lik te , wegen welcher die einzelnen Personen 
v e ru rte ilt wurden, soll abgesehen werden; es sei nu r erwähnt, daß 4754 V er
urte ilungen wegen Diebstahls und Prellerei Aufzeichnung fanden.

Tabelle 2.
D ie V e ru rte ilten  nach ih re r N a tiona litä t.

Abstammung in  den Jahren

der Verurteilten 1929 1930 1931 1932 1933 1934 1935 1936

L e t t e n ........... 8081 7432 8301 9316 9630 9091 8399 8011
% 66,1 67,2 66,6 66,8 65,5 64,9 66,6 66,3

Russen ......... 2044 1941 2404 2 7 I I 2803 2748 2340 2 240
% 16,7 17,6 19,3 19,4 19,1 19,6 18,7 18,6

Juden ............. 426 310 382 485 572 572 495 452
% 3.5 2,8 3.1 3,5 3,9 4,1 3,9 3,7

Deutsche . . . . 327 216 232 277 303 302 252 247
0 //o 2,7 1,9 i,9 i,9 2,1 2,2 L9 2,0

P o le n ............. 652 595 589 599 693 678 620 604
% 5,3 5.3 4,7 4,4 4,7 4,8 4,9 4,9

L ita u e r ........... 280 236 245 242 269 220 208 223
% 2,2 2,1 i,9 L7 1,8 1,6 L7 1,8

U nbekannt . . 425 324 3^7 324 434 392 299 315
% 3,5 2,9 2,5 2,3 2,9 2,8 2,3 2,7

Insgesamt . . . 12235 11054 12470 13954 I 47°4 14003 12613 12 092
% 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Im  Vergleich zu ihrem  A n te il an der Gesamtbevölkerung zeigen eine starke 
K r im in a litä t (vgl. Tabelle 2) die Russen, Polen und auch die L itaue r. E ine

2) T ieslie tu M in is trija s  C ietum u Departam enta X V I I  Parskats par 1936/37.



geringere Verbrechenshäufigkeit is t bei den Le tten , Juden und Deutschen fest
zustellen. Bei letzteren sind die Verurte iltenzahlen um  etwa 43% kleiner, als 
es ihrem  A n te il an der Gesamtbevölkerung Le ttlands entsprechen würde. Ob 
diese re la tiv  günstige S tellung der jüdischen Bevölkerung m it den w irk lichen  
Tatsachen übereinstim m t, kann h ie r im  einzelnen n ich t nachgeprüft werden, 
möglicherweise lieg t ein Trugschluß vor, der in  der Erhebungsart seinen U rsprung 
hat. Denn es is t n ich t bekannt, ob bei der krim ina lsta tis tischen Auswertung ledig
lich  ausländische Juden erfaßt worden sind —  da fü r würde die U nterbringung in  
der N a tiona litä ten tabe lle  sprechen — , oder ob es sich um  Glaubensjuden handelt.
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Tabelle 3.
D ie V e ru rte ilten  nach ihrem  Bildungsstand.

Jahr
D

Analphabeten

ir Bildungsstan

Elementar
kenntnisse

i  der V erurte ilt

Grundschul
kenntnisse

en war folgende

Mittelschul
kenntnisse

r
höhere

Bildung

Anzahl der 
Verurteilten 

insgesamt

1928 I 533 2252 5980 505 45 10315
% 14.9 21,8 57.9 4.9 0,5 100,0

1929 1879 3107 6512 7°3 34 12235
% 15.4 25.4 53.2 5.7 0,3 100,0

1930 1648 2992 5820 562 32 I I 054
% 14.9 27,0 52,7 5 .i 0,3 100,0

1931 . 1838 3270 6799 530 33 12470
% I 4<7 26,2 54.5 4.3 °,3 100,0

1932 1946 2621 8690 661 36 13954
% 13.9 18,8 62,3 4.7 o,3 100,0

1933 1995 3674 8267 721 47 I 47°4
% 13.6 24.9 56.3 4.9 0,3 100,0

1934 1861 4244 7220 738 40 14003
% 13.3 30,3 50.8 5,3 o,3 100,0

1935 1532 2900 7396 724 6 l 12613
% 12,2 22,9 58,8 5,7 0,4 100,0

1936 1333 3213 6833 662 5 i 12092
% 11,0 26,6 56,5 5,5 0,4 100,0

Über die Verte ilung der K r im in a litä t nach dem B ildungsstand in  Le ttla n d  
lassen sich aus der Tabelle 3 nu r schwer Angaben entnehmen, da der absolute 
B ildungsstand der Bevölkerung n ich t bekannt is t. Nach der Volkszählung am 
11. 2. 1930 sind led ig lich  folgende Erhebungen angestellt worden8), deren v o ll
kommene R ich tig ke it gewissen Zweifeln unterzogen werden kann: Personen, 
die lesen können =  81,2% und Personen, die schreiben können =  86,4% der 
Bevölkerung; n im m t man als M itte l dabei 83,8% an, so e rg ib t sich ein Prozent
satz von 16,2 Analphabeten. D ie Verurte iltenzahlen bei den Analphabeten 
betragen indessen n u r 13,7% in  dem D urchschn itt der Jahre 1928— 1936 und 
zeigen insbesondere in  der le tzten Z e it eine fa llende Tendenz. Ob dies au f eine 
zunehmende Erfassung der gesamten Bevölkerung durch die ku ltu re llen  Maß
nahmen des Staates zurückzuführen ist, is t n ich t bekannt. Bei den Bevölkerungs
kreisen m it E lem entarkenntnissen, Grundschulkenntnissen und M itte lschu l
kenntnissen is t eine bestim m te E n tw ick lungsrich tung  der K r im in a litä t n ich t 
erkennbar. P rozentual etwa gleichbleibend im  Vergleich zur Gesamtzahl der 
V e ru rte ilten  sind die K rim ine llen  m it höherer B ildung.

Nach der A ltersgliederung (vgl. Tabelle 4) zeigen die Zahlen der von den 
Z iv il-  und M ilitä rgerich ten  V e ru rte ilten  einen anteilsmäßig bemerkenswerten

8) Vgl. Anm . 1.
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Rückgang bei den 17— 20jährigen K rim ine llen , während die V e ru rte ilten  im  
A lte r von 31— 50 Jahren in  gleicher Weise zugenommen haben.

Tabelle 4.
D ie  V e ru rte ilten  nach dem A lte r.

V o n  den V e ru rte ilte n  befanden sich im  Z e itp u n k t der Begehung der S tra fta t im  A lte r  von

J a h r 16 Jah r. u . d a run te r 17 —  20 Jahren 21 —  30 Jahren 31 —  50 Jahren 50 u n d  m ehr JaUren

Abs.Zah l. 7o Abs.Zahl. 7o Abs.Zah l. 7. Abs.Zah l. 7. Abs.Zahl. 7.

1931 664 5.33 2023 16,22 4423 35,47 3835 30,75 1525 12,23
1932 632 4-53 2212 15.85 4834 35,64 4425 3 L 7 I 1851 13,27
1933 616 4.19 2030 13.81 5211 35,44 4692 3 i,9 i 2155 14.65
1934 592 4.23 I702 12,15 4965 35,46 47°3_j 33.59 204I 14.57
1935 585 4-6 *4 1260 9,99 4441 35.21 4408 34,95 1919 15,21
1936 602 5.48 1225 10,13 4069 33,65 4333 35.83 1803 14,91

W ie häufig  in  den Ländern der gemäßigten Zone ste ig t auch in  L e ttland  
die Verbrechenshäufigkeit in  den ka lten  Monaten an (siehe Tabelle 5); jedenfalls 
zeigen in  den Jahren 1930— 1936 die Monate M ai— September fast durchweg 
eine geringere K r im in a litä t.

Tabelle 5.
Jahreszeit und Verbrechensbegehung.

Von den von Z iv il- und M ilitärgerichten Verurteilten verübten in  den einzelnen

Monate
Jahren die Straftaten während der Monate

1930 I 93t 1932 1933 1934 1935 1936

J a n u a r.................... 9 1 7 1 0 8 3 1 2 0 4 1 2 5 9 1 2 7 4 9 5 2 1 0 4 5
Februar ............... 9 9 8 1 2 0 3 1 2 6 2 1 3 1 7 1 3 7 2 1 0 0 8 1 0 0 2

März ...................... 9 2 3  - 1 2 8 2 1 3 0 3 1 2 6 5 1 3 8 3 1 0 3 5 1 0 0 3

A p r il ...................... 8 7 2 1 0 6 7 IO 4 6 1 1 3 3 1 1 2 2 8 6 5 9 0 4

M a i.......................... 7 4 1 8 1 1 1 0 6 0 1 0 8 2 9 9 3 7 6 0 8 1 9

Jun i ...................... 8 1 4 9 7 6 IO 4 9 1 0 7 0 1 0 7 8 7 7 5 8 2 5

J u li ........................ 8 8 7 9 2 3 1 1 3 1 1 0 7 8 1 0 8 9 8 1 7 8 7 0

A u g u s t.................... 8 9 5 IO O I 1 1 3 6 I I 9 I 1 0 3 8 8 6 9 9 2 8

September ........... 9 3 9 9 9 8 1 1 3 6 1 2 2 3 I I 0 9 8 6 9 9 0 3
O ktober ............... 1 1 5 3 1 0 8 6 1 2 8 5 1 5 1 3 I I 7 0 8 9 5 9 5 6
Novem ber ........... 9 7 6 9 9 0 I l 6 8 1 2 6 0 1 1 21 1 0 2 6 9 8 7
D e ze m b e r............. 9 3 9 1 0 5 0 1 1 7 4 1 3 1 3 1 2 5 4 9 1 2 8 5 5

D ie Gründe fü r  diese Erscheinung näher zu untersuchen, übersteigt den 
Rahmen des vorliegenden B e itrags4 *). D ie im  W in te r erfahrungsgemäß größere 
m aterie lle N o t der ärmeren Volkskreise als ausschließliche Ursache zu bezeichnen, 
welcher A nsich t man gelegentlich begegnet, geht n ich t an, da dann in  der Be
obachtungsperiode 1930/1936 n ich t die Monate November, Dezember und Januar 
wenn auch nu r le icht, so doch erkennbar günstigere Z iffe rn  aufweisen dürften  
als die u n m itte lba r vorhergehenden bzw. nachfolgenden Monate.

Die lettischen amtlichen Veröffentlichungen bringen als eine der wenigen 
K rim inalstatistiken auch eine M otivenstatistik.

4) Da sich n ich t bei allen V e ru rte ilten  der M onat, in  welchem die S tra fta t
begangen wurde, einwandfrei e rm itte ln  ließ, stim m en die aus Tabelle 5 errechen
baren Gesamtzahlen der V e ru rte ilten  n ich t in  jedem F a ll m it den Ergebnissen
der Tabelle 1 überein.



Der W e rt einer solchen Zählung w ird  von Praxis und Wissenschaft n ich t 
e inhe itlich  beu rte ilt. Zweifelsohne is t es vom  krim ina lprophy laktischen  S tand
p u n k t w ertvo ll, E inb licke  in  die Verbrechenshintergründe zu erhalten. Fraglich 
is t nur, ob solche E inb licke  in  dem summarischen Verfahren der K rim in a ls ta tis t ik  
erlangt werden können. Das muß bei dem nun einm al zwangsläufig beschleunigten 
und überwiegend auf äußerlich zutage tretende Merkm ale angewiesenen Zähl
kartensystem  der K rim in a ls ta tis t ik  verne in t werden. W ährend die meisten 
Fragen der Zäh lkarte  auf Grund ob jek tive r U rkunden zu beantworten sind, is t 
dies bei den M otiven der S tra fta t häufig  n ich t der F a ll: Eigene Angaben des 
S tra ffä lligen oder Mutmaßungen des R ichters führen zur A usfü llung der be
treffenden R ub rik . K om m t dadurch schon ein U nsicherheitsfaktor in  die U n te r
suchung, so verzerrt sich das B ild  beinahe vö llig , wenn led ig lich  die Gesamtheit 
a lle r S tra fta ten  von der M o tive n s ta tis tik  erfaßt w ird . E twas größeren W ert 
hä tten  Erhebungen dieser A rt, die es auf einzelne S tra fta ten , auf krim inologisch 
verwandte S tra fta ten  oder au f umfangmäßig beschränkte S traftatengruppen 
abstellen. Da dies bei der lettischen K rim in a ls ta tis t ik  n ich t der F a ll is t, soll h ier 
von einer Wiedergabe der Zählungen abgesehen werden.
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Tabelle 6.
K r im in a litä t und Geschlecht.

Von Z iv il- und M ilitärgerichten V erurte ilte  in den Jahren

1930 i 93i 1932 1933 1934 1935 1936

Insgesamt . . . 1 1 0 5 4 1 2 4 7 0 1 3 9 5 4 1 4 7 0 4 1 4 0 0 3 1 2 6 1 3 12  0 9 2
Davon Männer . . 8 7 8 6 1 0 4 3 1 1 1 5 7 9 1 1 9 7 3 IO 9 4 O 9 6 2 0 8 9 7 0
Frauen .................. 2 2 6 8 2 0 3 9 2 3 7 5 2 7 3 1 3 0 6 3 2 9 9 3 3 1 2 2

W ährend die K r im in a litä t der Männer vom  Jahre 1934 ab erheblich zurück
gegangen is t, f in d e t sich schon von 1933 ab die umgekehrte E n tw ick lung  bei 
den Frauen.

Tabelle 7.
D ie  m ännlichen V e ru rte ilten  nach dem Z iv ils tand.

Jahr
unverheiratet

Von den mä 

verheiratet

anlichen Verurte il 

verw itwet

ten waren in  °/o 

geschieden unbekannten
Zivilstandes

1 9 3 0
5 5 - 5 4 4 0 ,0 9 2 ,4 9 1 ,0 5 0 ,8 3

1 9 3 1 5 5 ,1 2 4 0 ,5 1 2 ,1 8 1 ,0 9 1 ,1 0
1 9 3 2 5 4 -9 2 4 0 ,5 3 2 ,3 8 1 ,4 1 0 ,7 6
1 9 3 3 5 5 ,0 9 4 0 ,3 8 2 ,5 7 1 ,3 3 0 ,6 3
1 9 3 4 5 1 ,9 7 4 3 ,4 5 2 ,2 7 1 ,4 9 0 ,8 2
1 9 3 5 5 0 ,0 0 4 5 ,1 2 3 ,2 8 1 ,5 6 1 ,0 4
1 9 3 6 4 9 ,3 2 4 6 ,0 8 2 ,1 5 1 ,4 4 1 ,0 1

W ährend bei den männlichen V e ru rte ilten  die U nverhe ira te ten in  der V er
gleichsperiode ihre  k rim ine lle  E inste llung auf Kosten der Verheirateten erheblich 
verbessern, so daß im  Jahre 1936 eine ziemliche Annäherung erfo lg t is t, bleiben 
die entsprechenden Prozentsätze bei den ve ru rte ilten  Frauen zu Anfang und Ende 
der Vergleichszeit etwa gleich. Auch in  L e ttla n d  is t w ie bei anderen Ländern 
der A n te il der verw itw eten und geschiedenen Frauen am Verbrechen ungleich 
größer als bei den Männern.
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Tabelle 8.
D ie weiblichen V e ru rte ilten  nach dem Z iv ils tand.

Von den weiblichen Verurte ilten waren in  °/#
Jahr

unverheiratet verheiratet verw itwet geschieden unbekannten
Zivilstandes

1 9 3 0 4 5 . 5 5 3 7 . 8 3 1 3 , 6 7 2 , 2 9 0 , 6 6

1 9 3 1 4 5 . 7 6 3 9 . 5 8 1 1 , 6 2 2 , 0 1 1 , 0 3

1 9 3 2 4 2 , 1 9 4 0 ,8 8 1 3 . 7 4 2 , 7 4 1 , 0 5

1 9 3 3 4 2 , 7 0 3 9 , 9 1 1 3 , 8 4 2 , 5 6 0 , 9 9

1 9 3 4 4 5 , 9 3 3 7 . 7 4 1 2 , 7 0 2 , 6 8 0 , 9 5

1 9 3 5 4 5 , 6 4 3 8 , 2 9 1 1 , 3 6 3 , 4 4 1 , 2 7

1 9 3 6 4 6 , 2 2 3 7 . 8 6 n , 8 8 2 , 7 9 1 , 2 5

Besprechungen.
B ru n s , H a n s -Jü rg en , Landgerichtsra t, D r. ju r . hab il.: D ie  B e f re iu n g  des 

S t r a f r e c h ts  v o m  z iv i l is t is c h e n  D e n k e n . Beiträge zu einer selbstän
digen, spezifisch strafrechtlichen Auslegungs- und Begriffsbildungsm ethodik. 
N icolaische Verlagsbuchhandlung, B e rlin  1938. X V  u. 341 S. Brosch. 13 RM, 
geb. 15 RM.

Verf. w il l m it seinen Untersuchungen einen B e itrag  zu dem K am p f um  die 
Befreiung des öffentlichen Rechts „v o n  dem Joch des zivilistischen D enkens" 
(Freister) (S. 2) geben; fü r  das S tra frecht als Teilgebiet des öffentlichen Rechts 
soll die R ich tig ke it dieses Kam pfes und dessen A usw irkung in  Rechtsprechung 
und S ch rifttum  geprü ft werden (S. 1). Da Verf. nu r das S trafrecht, n ich t die 
Strafrechtswissenschaft überhaupt vom  ziv ilis tischen Denken befreien w ill, 
schränken sich seine Untersuchungen im  wesentlichen auf die E rfü llu n g  ein
zelner W ortsym bole (vgl. S. 417), wie sie bei dem Aufbau der Tatbestände des 
besonderen Teils verwendet werden (S. 5), m it einem bestim m ten In h a lt durch 
Rechtssprechung und S ch rifttu m  ein. V erf. w il l  zeigen, daß fü r  diese W o rt
symbole ein spezifischer, selbständiger In h a lt fü r  das S tra frecht einzusetzen ist, 
der n ich t abhängig is t von dem In h a lt, den andere Rechtsgebiete —  das Z iv il-  
rech t is t nu r un te r diesen besonders hervorgehoben —  m it diesen verbinden. 
W enn daneben auch einige W ortsym bole, die den Grundbegriffen des allgemeinen 
Teils des S trafrechts entsprechen (Schuld, R echtsw idrigkeit, Unterlassung usw.) 
(S. 5) au f die durch sie angezeigte spezifisch-strafrechtliche In h a ltlich ke it, 
die von der au f anderen Rechtsgebieten m it ihnen verbundenen In h a ltlic h k e it 
abweichen kann, geprüft werden, so verschiebt dies n ich t den Schwerpunkt der 
A rbe it, die durch die E rkenn tn is  der R e la tiv itä t (S. n ^ f f . 1)) der Rechtsbegriffe, 
d. h. der Bezogenheit der In h a lte  auf ein bestimmtes Rechtsgebiet die Befreiung 
der stra frechtlichen P ra x is 2) von Fesseln (S. 6), die ihre  scheinbare durch fremde 
Begriffs inha lte  anderer Rechtsgebiete auferlegt sind, fö rdern  w ill.

A n  die Stelle der scharfgeschliffenen, abstrakten Begriffsbildungen, ins
besondere des Z iv ilrech ts (S. 7) und ganz besonders des rechtsgeschäftlichen 
Denkens (S. 8, 21, 302, 309 ff.), soll ein rechtsinhaltliches Denken (S. 2 Schwinge- 
Zim m erl), ein konkretes Ordnungsdenken [C. Schm itt) (S. 1, 303), eine tatsächliche

x) Vgl. dazu Müller-Erzbach, Iher. Jahrb. 61, 1913, S. 3 4 3 ff.; Engisch, 
D ie E in h e it der Rechtsordnung 1935 S. 45.

*) Vg l. insbes. S. 18.



Betrachtungsweise (S. 7, 297ff.)3), die der realistischen N a tu r des S trafrechts 
(B ind ing  S. 20, 54) en tsprich t (S. 971, 297), die dam it auch teleologisch aus
gerichte t is t4) (S. 12, 110, 122, 167f f  301 f f . ,  312 u. passim) treten, die erst das 
V o lks tüm lich  werden des S trafrechts (Freisler) e rm öglicht (S. 2).

Diese B indung des Strafrechts durch ihm  fremde Begriffs inha lte  fü h r t Verf. 
e inm al au f das norm ativ istische Denken zurück (S. 2, 8, usw.). Dies w ird  gleich
gestellt m it einem Begriffsrealismus (S. 1, 3), der in  den Begriffen D in g e  sieht, 
die sich fü r  alle Rechtsgebiete gleichbleiben müssen, der dam it insbesondere 
dem allgemeinen T e il des BG B. die Funktionen eines allgemeinen Teils des 
Rechts (S. 1, 38) überhaupt zuweisen w ill.

Dieses Denken w o llte  insbesondere aus der E inhe it der Rechtsordnung die 
E in h e it der Rechtsbegriffe ableiten ((S. 1, 31, 57 u. passim). D am it w ar die Mög
lich ke it gegeben, daß insbesondere m it den z iv ilis tischen Begriffen auch das 
ind iv idua lis tische (S. 9), liberalistische (S. 3, 6, 10) Gedankengut des noch be
stehenden P riva trech ts5) in  das S tra frecht übernommen wurde. Daneben wurde 
der Glauben an die B indung des S trafrechts durch anderen Rechtsgebieten 
entlehnte Begriffe  wesentlich durch die Lehre der Strafrechtswissenschaft von der 
akzessorischen N a tu r des Strafrechts (S. 19, 51 ff. u. passim) gefördert. Diese 
Lehre, die Verf. im  wesentlichen auf B ind ing6) (S. 54) zu rück füh rt, sieht im  
S tra frecht n u r ein Schutzrecht fü r  Schutzobjekte, die durch die Rechtssätze 
anderer Gebiete bereits ih ren In h a lt erhalten haben.

So w ird  das S tra frech t von den durch die Rechtssätze anderer Rechtsgebiete 
bestim m ten „R ech tsgü te rn “  abhängig gedacht, da das S tra frecht nu r diese 
ihm  bereits vorgeform ten O bjekte zu schützen h a t (S. 52).

Diese Lehre von der Akzessorität des S trafrechts w ird  „zu m  Schrittm acher 
der Z iv ilis ie rung  des gesamten stra frechtlichen Denkens und dam it zum W erk
zeug seiner Knebelung an strafrechtsfrem de Begriffe  und Gedankengänge“  
(S. 52). D ie R ich tig ke it der Em anzip ierung der strafrechtlichen B egriffsb ildung 
w il l  Verf. hauptsächlich m itte ls  einer in d u k tiven  Methode (S. 21) nachweisen. D ie 
umfassende Untersuchung der Rechtsprechung soll beweisen (S. 17, 167— 3x3), 
w ie w e it bereits heute sich die Praxis des Strafrechts ihre eigenen selbständigen Be
g riffe  tro tz  des G leichlautes der W ortsym bole, die auch in  anderen Rechtsge
bieten technische Verw ertung finden, gebildet hat. Dieses Streben nach einer 
Selbständigkeit der s tra frechtlichen B egriffsb ildung w ird  in  den E inzelfä llen 
au f seine M otive  untersucht; dabei soll das Verlangen nach einer volksnahen 
Rechtsfindung, die sich fre ih ä lt von abstrakten K onstruktionen, die fremden 
Rechtsgebieten entstammen, als T rie b k ra ft fü r  die E m anzipation der s tra f
rechtlichen B egriffsb ildung nachgewiesen werden7).
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s) Verf. h ä lt fü r  seine Untersuchungen die Gegensätze, die sich in  diesen 
Bezeichnungen äußern, fü r  bedeutungslos, S. 29, 303^.

4) D er S tre it um  die teleologische B egriffsb ildung h a t fü r  seine U n te r
suchungen kein besonderes Interesse, vg l. S. n o 6, 121.

5) Ü ber die Frage des „Gegensatzes“  von p riva tem  und öffentlichem  
Recht, vg l. S. 28, 832; Engisch c. 1. S. 36ff. Dieser Verselbständigung der s tra f
rechtlichen Begriffsb ildung w ill Verf. auch fü r  unser künftiges S tra frecht Be
deutung beimessen S. 9 ff., um  eine B indung des neuen Strafrechts durch die 
vera lte ten Begriffe  des bestehenden Z iv ilrech ts  zu vermeiden. W enn aber im  
Laufe  der Rechtserneuerung auch das Z iv ilre ch t um gebildet is t, e rhä lt dieser 
Gegensatz n u r untergeordnete Bedeutung S. io f . ,  2 2 i22.

6) Auch M erkel w ird  h ier als U rheber dieser Lehre genannt S. 54n .
7) Vg l. insbesondere S. 296 ff. Zusammenfassung der in  der Rechtsprechung 

anerkannten grundsätzlichen Gesichtspunkte fü r  die Em anzipation  des S tra f
rechts.



In  diesen Ausführungen lieg t der vom  Verf. selbstgewollte Schwerpunkt 
(S. 17) seiner A rb e it8 9).

Verf. weist in  einer sorgfältigen Durchforschung der strafrechtlichen R echt
sprechung nach, wie diese „bew undernsw ert unabhängig von theoretischen E r
wägungen“  insbes. von dem Gesichtspunkt der begrifflichen Akzessorität des 
Strafrechts (S. 167) sich ihre  eigenen selbständigen, aus der besonderen Teleologik 
des Strafrechts (vgl. insbes. S.30off.) bestim m ten Begriffe geschaffen h a t ; gewisse 
gesetzliche A nha ltspunkte  ha tte  die Praxis einm al in  A r t.  33 EG. BG B. (Ver
w andtschaft und Schwägerschaft), § 52 S tG B. (Angehörige), § 354 S tG B. (Be
am ter), die auf die Zulässigkeit einer selbständigen strafrechtlichen Ausfü llung 
des Inha ltes dieser W ortsym bole hindeuten. A u f dieser Basis is t die Verselb
ständigung der verschiedenen fam ilienrechtlichen Begriffe, z. B. des Verlöb
nisses (S. i8 2ff.), P flegkindschaft (S. ig o ff.)  erfo lgt.

D ie Rechtsprechung ha t aber, w ie Verf. nachweist, die selbständige Begriffs
b ildung w e it über das Gebiet, in  dem scheinbar bereits eine g e s e tz l ic h e  E r
m ächtigung zu selbständiger B egriffsb ildung vorlag, ausgedehnt.

Das g ilt  n ich t nu r fü r  das Gebiet vorwiegend „ta tsäch liche r“  Begriffe, 
(z. B. Besitz, Gewahrsam, Sache, Zueignen, Beschäftigen, A rbe itsverhä ltn is usw.
S. ig g ff.) , sondern auch fü r  das Gebiet angeblich z iv ilrech tlicher Begriffe 
(bevo llm ächtig ter Vertre ter, Beauftragter, V orm und usw. S. 2 iö ff.) , sowie vo r
wiegend w irtscha ftlicher Begriffe  (Vermögen, Verfügung, Veräußern usw. 
S. 226ff .8) ). Ebenso w ie Begriffe des besonderen Teiles, werden auch Begriffe 
des allgemeinen Teiles des Strafrechts au f die Selbständigkeit ih re r In ha lts 
bestim m ung untersucht (S. 248— 268). Bei den verschiedensten Begriffen des 
allgemeinen Teils w ird  die Inha ltsbestim m ung nach einer vom  zivilistischen 
Denken sich fre ihaltenden Methode nachzuweisen versucht, beim B eg riff des 
A lte rs  des Menschen (S. 249), bei der strafrechtlichen Bewertung z iv ilrech tlicher 
Verm utungen und F iktionen , insbesondere der z iv ilrech tlichen R ückw irkung  
bestim m ter Rechtsfolgen, der z iv ilrech tlichen  N ich tig ke it (S. 268ff.) u. a. m .; 
insbesondere w ird  diese Selbständigkeit der Methode fü r  die Bestim m ung der 
stra frechtlichen Grundbegriffe R echtsw idrigke it (S. 259) —  diese Selbständigkeit 
konkre tis ie rt sich wieder an einzelnen Fällen z. B. an der Frage nach der Be
deutung der E inw illigung  (S. 262), an der Frage der R echtsw idrigke it der U n te r
lassungsdelikte (S. 265) —  und Schuld (S. 257) verfochten; in  diesen Fragen 
s tü tz t Verf. v ie lfach aber seine Begründung n ich t so sehr durch die höchst
rich terliche  Rechtsprechung als durch das S chrifttum .

D er andere H a u p tte il der Ausführungen des Verf. g ilt  der Behandlung dieses 
Selbständigkeitsproblems in  der Rechtslehre (S. 22— 167). W enn h ier diese 
Untersuchungen, die beim V erf. den e rs te n  H a u p tte il b ilden, erst an zweiter 
Stelle behandelt werden, so soll dies dam it gerechtfe rtig t werden, daß sie nach 
dem W illen  des Verf. und tatsächlich an Bedeutung gegenüber der Analyse 
unserer Rechtsprechung zurücktreten. D ie Behandlung des S chrifttum s vo r 
1933 (S. 15, 53ff., 70, 122f.) is t nach Ansicht des Verf. (S. i8 f . )  wenig ergiebig, 
da ja  die Strafrechtswissenschaft meistens das Akzessorietätsdogma (S. 15, 51 ff.) 
bejahte, dem S tra frecht nu r die Aufgabe des Schutzes ih rem  In h a lt nach durch 
außerstrafrechtliche Norm en bereits bestim m ter R echtsgüterinhalte zuweist. 
D adurch wurde die A bhängigke it s tra frechtlicher B egriffs inha lte  von ih rer 
Bestim m ung durch die besonderen Normen anderer Rechtsgebiete, auf die das 
Strafgesetz durch den Gebrauch bestim m ter W ortsym bole verwies (S. 4, 23, 63)10 *)

8) Ansätze fü r  derartige Untersuchungen waren bereits gegeben, so bei 
Schwinge, Teleologische Begriffsb ildung im  S tra frecht 1930, vg l. auch Engisch, 
E inhe it, S. 43 ff. u. d o rt z it.

9) Vg l. insbes. h ins ich tlich  des Begriffs der R echtsw idrigke it, S. 25gff.
10) D ie Bedeutung der A r t.  4 u. 33 EG . B G B . fü r  die Begründung der

Autonom ie s tra frechtlicher Begriffsbestim m ung w ird  S. 23 ff. behandelt.
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begründet. D a m it erscheint insbesondere die „H inw endung  zur Z iv ilrech ts 
wissenschaft" (S. 6) im  S ch rifttum  der Strafrechtswissenschaft e rk lä rt. M an ha t 
zwar im  Anschluß an die sich selbständig entw ickelnde Rechtsprechung fü r 
einzelne Begriffs inha lte , z. B. Besitz, Vermögen usw. einen spezifisch s tra f
rechtlichen In h a lt anerkannt; man ha t aber —  mehr aus Achtung vo r der A u to r i
tä t  des höchsten Gerichts, als aus logischer Folgerung —  hier im m er nur A u s 
n a h m e n  gegenüber der p rinz ip ie llen  Abhäng igke it des Strafrechtes von der 
Begriffsbestim m ung anderer Rechtsgebiete festgestellt (S. 53 u. passim).

Jedenfalls sei vo r 1933 sich die Strafrechtslehre der weltanschaulichen 
B ed ing the it des Akzessorietätsdogmas und der dadurch bedingten Lehre von der 
V orge fo rm the it s tra frechtlicher Begriffe durch Norm en anderer Rechtsgebiete 
n ich t bewußt gewesen (S. 15 u. passim). W enn auch Bestrebungen vorhanden 
waren, das Akzessorietätsdogma zu durchbrechen, in  der Strafrechtswissenschaft 
an die Stelle des G rundwertes: R echtsgutverletzung den des krim ine llen  Gehalts 
der T a t zu setzen11), so sei man sich doch der rechtspolitischen Grundlagen dieses 
Strebens kaum  bewußt geworden (S. 69, 83).

D er erste und einzige grundlegende Vorstoß gegen das Akzessorietätsdogma, 
der dann auch entscheidende Bedeutung fü r  die Befreiung s tra frechtlicher 
Begriffsb ildung (S. 77 f, 82 f.) von strafrechtsfrem den Inha lten  hatte , w ird  
H . M ayer12) zugeschrieben (S. 75, 82, 5622). D ie weiteren literarischen Daten 
fü r  die begriffliche Em anzipation  des S trafrechts werden durch die V erbre itung 
der E rkenntn is  von der besonderen Teleologie des Strafrechts (S. 107) bestim m t13) . 
T rotzdem  fe h lt es an einer Zusammenschau a ller Erwägungen, die in  der Wissen
schaft die begriffliche E m anzipation des Strafrechts fo rdern ; diese w ill Verf. 
geben, insbesondere un te r Verw ertung der Ergebnisse der Rechtsprechung des 
RG . (S. 122L, 296ff.). In  einer Schlußbetrachtung werden die Ausw irkungen 
dieses Prinzipes der Selbständigkeit s tra frechtlicher B egriffsb ildung auf die 
Lehre von den sogenannten Tatbestandselementen m it rechtlicher Bewertung 
untersucht (S .3 i4 ff.) . H ie rbe i erg ib ts ich , daß der in  der Theorie betonte Gegensatz 
von kogn itive r Feststellung und norm ative r Bewertung als verschiedenerlogischer 
S truk tu ren  rich te rlicher T ä tig ke it (S. 314L) noch m ehr re la tiv ie rt w ird  (S. 332). 
D ie Norm en der Volksanschauung müssen bei den deskrip tiven Seinsbegriffen 
ebenso herangezogen werden (S. 331) w ie bei den Verweisungen auf Norm en der 
K u ltu r  und des Rechts (S. 330); die sog. rech tlich-norm ativen Tatbestands
elemente erhalten ihren In h a lt n ich t durch strafrechtsfrem de Normen, der als 
fe rtig  geform t vom  R ich te r zu übernehmen wäre; ebenso is t bei den K u ltu r 
begriffen n ich t eine e ig e n e  W ertung  des R ichters fü r  deren In h a lt bestimmend 
(S. 332); überall hande lt es sich um  eine Inha ltsbestim m ung nach dem gesunden 
Volksem pfinden, so daß die Unterscheidung von deskrip tiven und norm ativen 
Tatbestandselementen, bei den le tzteren zwischen W erte rfü llten  und W e rt
ausfüllungsbedürftigen praktisch, näm lich fü r  das rich te rliche  Ermessen keine 
Bedeutung hat (S. 332).

V erf. h a t das Problem  seiner A rb e it11), w ie er selbst betont, nach Gesichts
punkten, die durch die Bedürfnisse und Ausw irkungen in  der Praxis bestim m t

u ) V erf. hebt h ier eine Abhand lung von Schroeder, J . U ., Ü ber Wechsel
w irkungen des bürgerlichen Rechts und des Strafrechts, A rchZ ivP rax . 97 
S. 361 ff. 1905 besonders hervor (S. 66 ff .) ; auch Brauweiler, H ., D er V er
mögensbegriff im  P riva t- und S trafrecht, Diss. 1910 w ird  hier genannt.

la) Es werden als grundlegende A rbe iten  angeführt: D ie U ntreue im  Zu
sammenhang der Vermögensverbrechen 1926; ferner G.S. 104 S. io o f f . : E igen
tu m  an Geld und stra frechtliche Konsequenzen; Das S tra frecht des deutschen 
Volkes 1936 S. 69.

13) H ie r w ird  u. a. der A rbe iten  E . Wolfs, S. n o f . ,  Schwinges, S. 112L, 
Welzeis, S. i2 o f. gedacht.

“ ) D ie Besprechung w o llte  nu r die Grundgedanken der A rb e it darste llen;
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sind, behandelt (S. 18). Rechtsphilosophische Untersuchungen (S. io )* 15) sind 
bewußt zurückgestellt, rechtshistorische E rörterungen vermieden.

Dadurch sind interessante Seiten dieses Problemes der Befreiung n ich t nu r 
des Strafrechts, sondern der Strafrechtswissenschaft vom  zivilistischen Denken 
unerö rte rt geblieben, insbesondere is t die A b le itung  des Postulates dieser Be
fre iung aus der Staatsidee unterblieben. E rs t durch diese Untersuchungen wäre 
die p o l i t is c h e  B ed ing the it z iv ilrech tliche r Gedankenstrukturen in  der S tra f
rechtswissenschaft zutage getreten; die Analyse der Beziehungen zwischen 
S taa tss truk tu r und S tra frecht im  W andel der Rechtsgeschichte, im  W andel der 
Geschichte der Idee des Staates hä tte  auch die E rkenntn is  gefördert, daß der 
K a m p f um diese Befreiung des Strafrechts und seiner W issenschaft durchaus 
n ich t so neu ist, wie Verf. dies darzustellen versucht16).

D ie Durchsetzung des S trafrechts und seiner Wissenschaft m it z iv ilis t i-  
schem Denken fu ß t auf der dogmatischen Verallgemeinerung von Gedanken
gesetzen, die aus dem P riva ts tra frech t entnommen w aren, hier sei nu r die Lehre 
von der durch W illenskausa litä t begründeten Strafrechtsschuld erwähnt, die in  
ih re r langen Geschichte bis au f die Lehren griechischer Philosophen, bzw. auf 
deren ziv ilis tische D eutung zurückgeht. Diese Lehre, in  Verb indung m it der 
von der Strafe als einer aus der Schuld u n m itte lba r ableitbaren Reaktion, b ilde t 
das R ückgra t des noch heute in  der D ogm atik  fortwuchernden zivilistischen 
Denkens.

E rs t die E rkenntn is  le tz te r ideologischer Zusammenhänge erm öglicht die 
Herausschälung dieses Erbes zivilistischer, d. h. p riva trech tliche r Betrachtungs
weisen aus der Log ik  der Strafrechtswissenschaft. E rs t die Befreiung der S tra f
rechtswissenschaft von den statischen Begriffsgebilden, wie Verletzung, Ursache, 
R eaktion u. a. m., ihre Ersetzung durch Begriffe, die die Gesetzmäßigkeit von 
Funktionen  des Staates, die In teg ra tion  des W esens  des Volkes in  diesen 
Funktionen auszudrücken im  Stande sind, läß t die Befreiung des Strafrechts 
und seiner W issenschaft vom  ziv ilis tischen Denken erhoffen.

H am burg. Tesar.

K lu g , U lr ic h , D r.: D ie  z e n t r a le  B e d e u tu n g  des S c h u tz g e d a n k e n s  f ü r  
d e n  Z w e c k  d e r  S tra fe . Verlag fü r  Staatswissenschaften und Geschichte. 
B e rlin  1938. 132 S. Brosch. RM . 6.

Gegenstand der vom  Verf. angestellten Untersuchung soll n ich t der Begriff, 
sondern die Idee der K rim ina ls tra fe  sein (S. 1). Das P rinz ip  fü r  die R ich tig ke it 
der Strafe, w om it wohl der S inngehalt der „ Id e e "  bezeichnet werden soll, soll 
der m it der Strafe verfo lg te  Z w e c k  sein (S. 1); als Zweck w ird  h ie r nu r ein 
r e a le r  Zweck (S. 4), der w ieder nu r durch die Verbrechensprävention (S. 5) 
e r fü llt  werden kann, anerkannt. D urch diese E inste llung is t der Gang dieser 
U ntersuchung bestim m t, die das „ a b s o lu te "  E lem ent, das sich in  der Theorie 
des S trafrechts im m er w ieder finde t, —  es muß im m er w ieder be ton t werden daß 
es sich um  eine Theorie des S tra fre c h ts , n ich t um  eine solche der S tra fe" 
in  die ein aus w illkü rlichen  A bstraktionen stammender In h a lt hineingelegt w ird ' 
handelt —  aus diesem Denkgebäude beseitigen w ill. Von diesem S tandpunkt aus 
w ird  der als Ausdruck dieses absoluten E lem ents auftretende Gedanke der Ver
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so konnte der Exkurs in  die B etrachtung der steuerrechtlichen Begriffsb ildung 
(S. 123— 167) h ier übergangen werden.

15) Im  bewußten Gegensatz zu Engisch (E inhe it) S. 10 
ls) Vgl. Tesar, D ie sym ptom atische Bedeutung des verbrecherischen V er

haltens 1907; Staatsidee und S tra frecht 1914; D ie Ü berw indung des N aturrechts 
in  der D ogm atik  des S trafrechts 1928; vg l. auch Höhn, S taatsbegriff, S tra f
rech t und Strafprozeß, D R . V, S. 266f f , ; Boldt, ZS tW . 59, S. 238.
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geltung und Sühne1 2 *) einer K r i t ik  unterzogen. Verf. kom m t so wieder e inm al“) 
zur E rö rte rung  der „S tra frech ts theorien “ , fü r  Deutschland (S. 4— 26), fü r  das 
Ausland (S. 27— 48). Diese werden losgelöst von ihren ideengeschichtlichen 
und politischen Zusammenhängen vorgetragen und, sowie in  ihnen der Gedanke 
der Vergeltung und Sühne aufkom m t, einer abweisenden K r i t ik  unterzogen. 
Dies g ilt  sowohl fü r  die absoluten Theorien, fü r  die als Repräsentanten neben 
K an t (S. 5) und Hegel (S. 6/7) Stahl (S. 7/8) und Geyer (S. 8/9) genannt werden 
wie fü r die sogenannten Vereinigungstheorien (S. 12ff.), fü r  die als grundlegend 
die Lehre Merkels (S. 13L) angeführt w ird .

T ro tz  dieser Behandlung der S trafrechtstheorien —  der deutschen im  
i .  K ap ite l, der ausländischen im  2. K a p ite l —  w ird  im  3. K a p ite l nochmals 
eine Auslese aus der Geschichte der S trafrechtstheorien (S. 50«.) gegeben, 
um  zu zeigen, daß zu allen Zeiten der Schutzgedanke die deutschen S tra f
auffassungen beherrschte (S. soff-)- M s weitere Argum ente gegen die Berech
tigung  des Gedankens der Vergeltung und Sühne werden unter anderem angeführt, 
daß in  ihm  im m er etwas Gefühlsmäßiges und Verschwommenes (S. 58)“) steckt, 
daß man dam it inkom m ensurable Größen (S. 66 ff.), D e lik t und Strafe m it
einander vergleichen w il l;  ihm  gegenüber haben ra tionale Gedanken des 
Gemeinschaftsschutzes, der den „na tü rlich e n  Strafzweck“  da rs te llt (S. 56), der 
Sozialprävention (S. 91) den Vorrang, da das Ziel des Strafrechts ein k rim m a l
politisches is t (S. 70), die Strafrechtswissenschaft eine empirische Wissenschaft 
is t (S. 75, 106).

A llerd ings is t auch Verf. bereit, einem durch eine T a t entstandenen Suhne- 
und Vergeltungsverlangen der Bevölkerung (S. 7of.) durch die Bestrafung zu 
entsprechen; dieses Sühnebedürfnis, das er w ieder wenigstens fü r  die Regel der 
Fä lle  auf ein Schutzverlangen, auf das durch das Verbrechen ins W anken-geraten 
des Sicherheitsgefühls zurückführen w ill, w ird  vom  Staat aus Gründen der 
Generalprävention berücksich tig t; denn ohne Strafe würde das Vertrauen in  
die S taa tsau to ritä t und in  die Güte des S trafrechts gelockert werden (S. 70/71). 
So bezweckt hier auch die Strafe Generalprävention durch Stärkung des Gemein
schaftsbewußtseins (In tegra tion) (S. 71). E in  besonders w ichtiges A rgum ent 
gegen die Fundierung des Strafrechts auf Vergeltung und Sühne g laubt Verl, 
in  dem H inw eis gefunden zu haben, daß dam it w ieder die Bestrafung, m it R ück
sicht auf das in  der Strafe gelegene s ittliche  W e rtu rte il, abhängig gemacht w ird  
von dem Bestehen einer W illensfre ihe it im  Sinn eines Andershandelnkonnens

 ̂ 7D er Beweis fü r  das Bestehen dieser W illensfre ihe it4 * *) sei aber bis heute 
n ich t geglückt (S. 99), tro tz  der neueren philosophischen Tendenzen (V . H a rt
mann, S. 91, Windelband, S. 92, Bauch, S. 97- H - M aier, S. 98). die A ntinom ie  
von N otw endigke it und F re ihe it in  einer höheren Synthese zu überw inden. 
Zum Schluß (5. K a p ite l S. 108— 124) werden die Folgerungen aus dieser A b 
lehnung des Vergeltungs- und Sühnegedankens, d am it der H errschaft des 
Zweckes der Strafe als Schutz der Volksgemeinschaft über die praktische Aus
gestaltung des Strafrechts gezogen. T ro tz  der H ervorhebung der E rfü llu n g  der
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1) Verf. h ä lt Sühne und Vergeltung fü r  identische Begriffe  (S. 25, 57 ff.), 
während doch Sühne erst die Folge einer gerechten Vergeltung sein soll.

2) V erf. g ib t selbst zu (S. 12), daß es sich h ie r um  altbekannte D inge handelt.
3) A ls A rgum ent gegen den Vergeltungsgedanken w ird  w eiter angeführt,

daß man n ich t Geschehenes ungeschehen machen kann, wie es die Vergeltung
w ill, ferner daß Vergeltung und Sühne doch auf die Rache zurückweise (S. 63ff .) .  
D er S taat darf aber n ich t aus einem aus einem A ffe k t geborenen Rache-W ollen,
das überdies unsozial is t (S. 64), handeln; auch sei der Sühnegedanken n ich t
vo lks tüm lich  (S. 64 f .).

4) Das 4. K ap ite l, S. 76- 
problems behandeln.

-107, w ill den heutigen Stand des W illensfre ihe its-
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Forderung nach Sühne als Aufgabe der Bestrafung im  B erich t der am tlichen 
Strafrechtskommission (S. 24) w ill Verf. das kün ftige  deutsche S tra frecht nur 
durch den Schutzgedanken bestim m t wissen. A ls w ichtige konkrete Folgerung aus 
diesem P ostu la t erg ib t sich die Forderung des W illensstrafrechts (S. 108 f.), der 
M ög lichke it der Analogie, der V erjährung und der Beseitigung der „Z w e i
spurigke it“  der Rechtsfolgen bei der Behandlung der Gewohnheitsverbrecher 
(S. i n  ff.). A n  die Stelle des Nebeneinanderbestehens von Strafe und Sicherungs
verw ahrung soll die unbestim m te oder doch die wenigstens re la tiv  unbestim m te 
Strafe tre ten  (S. n g f f . )  Schließlich soll auf dieser Basis ein von der Entscheidung 
über das Freiheitsproblem  unabhängiger Schuldbegriff gebildet werden (S. 121 ff.).

Diesen Ausführungen des Verf. is t entgegenzuhalten, daß bei Untersuchungen 
über die Idee der Vergeltung und Sühne n ich t von einer „ k la s s is c h e n “  Form u
lie rung (S. 5), die doch nu r eine zeit- und persönlich bedingte In h a ltlic h k e it 
einer bestim m ten Strafrechtsschule darste llt, ausgegangen werden, daß n ich t 
jedem Versuch eine.r U m form ung des Inha ltes dieser Begriffe sofort die Berech
tigung  aus einer einseitigen dogmatischen V erkram pfthe it versagt werden da rf5).

Es g ilt  v ie lm ehr an der H and dieser Vergeltungsidee der ewigen Gerechtig
keitsidee, die au f dem Gebiete des Strafrechts eine bestim m te K onkretis ierung 
erhält, nachzuspüren. D er in  dieser Gerechtigkeitsidee liegende Gedanke der 
B e s t im m t h e i t  eines Sinngehaltes durch seinen I n h a l t  und der G e s e tz m ä ß ig 
k e i t  der Bestim m ung eines Inhaltes, der schon den Griechen das äixcuov, das 
Entschiedene n ich t bloß auf Satzung, auf den vifios, sondern auf die N a tu r, 
au f die tpiiois zurückführbar erscheinen ließ, ha t sich als sein Ausdrucksm itte l 
fü r  das Gebiet des S trafrechts des Vergeltungsgedankens, der aus einem be
sonderen Teilgebiet des Strafrechts, aus dem P riva ts tra frech t herstam m t, be
m ächtig t.

D ie allseitige Bestim m ung der Strafe durch Rechtssätze, die dadurch ge
schaffene g e s e tz l ic h e  R ela tion zwischen einem ze itlich  und ö rtlich  fix ie rte n  
S inngehalt: Verbrechen und der Rechtsfolge: Strafe sucht im  Gedanken der 
Vergeltung das M itte l fü r  den Ausdruck dieser Gesetzmäßigkeit. Dieser Gedanke 
der f u n k t io n a le n  A b h ä n g ig k e i t  von Verbrechen und Strafe, der auf Rechts
sätze zurückgeht, weist auf das Absolute, das im  Sinn der Vergeltung Ausdruck 
finden so ll; man w ill dam it sowohl die Problemerkenntnis, die sich au f die A u f
gabe, die Strafe als R e c h ts in h a lt  zu gestalten, bezieht, als auch das Bew ußt
sein, das sich bei einer Rückschau auf eine konkrete Bestim m ung der Strafe 
erg ib t, als das einer gelösten Aufgabe ausdrücken. D a m it vermag man auch den 
a lten Form eln einen tieferen Sinn zuzuteilen, die diesen Gedanken f u n k t i o 
n a le r  A b h ä n g ig k e i t  durch b e s t im m te ,  mathematische Relationen: P ropor
tio n a litä t, G leichheit, Quadratzahl usw. seit den Zeiten der Pythagoräer aus
zudrücken versuchten. Mögen auch den bestimmenden Rechtssätzen Gedanken
des Gemeinschaftsschutzes, —  das g ilt  besonders fü r  das öffentliche S tra fre c h t__,
Zweckgedanken zugrunde gelegen haben, so w ird  doch die R ich tig ke it der Strafe 
durch den Gerechtigkeitsgedanken von diesen Nützlichkeitserw ägungen6) los
gelöst, die R ich tigke it der Strafe dam it auf die rechtssatzgemäße R e la tion : 
Verbrechen und Strafe, n ich t auf konkrete Nützlichkeitsgesetze zurückgeführt.

D urch einen methodischen S tandpunkt des Folgens, des E infühlungswollens 
gegenüber den menschlichen Strebungen, die Strafe nach Rechtssätzen zu be
stimm en, sie in  konstanter Abhängigke it von Rechtssätzen zur Erscheinung zu 
bringen —  darauf bezieht sich das rechtsstaatliche E lem ent in  der Strafe das

6) Vgl. so S. 13, 14. 15. 17. i9 , 20, 22.
6) Ä hn lich  wie auf dem Gebiete der Indiv idua lpsychologie  der Übergang 

von W ahlhandlungen in  Triebhandlungen tro tz  des Gleichbleibens eines H and
lungsinhaltes vorkom m t. V g l. Tesar, D ie sym ptom atische Bedeutung des ver
brecherischen Verhaltens 1907 S. 274ff.
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n ich t nur den ind iv idue llen  N utzen eines Schutzes persönlicher F re ihe it7 8) 
anstrebt, das erst eine wahre In teg ra tion  der Strafidee und erst dadurch In te 
grationsw irkungen im  Sinn einer Verstärkung des Rechts und Gemeinschafts
bewußtseins, e rm öglicht — , schwächt sich auch die K r i t ik  gegen besondere 
Form ulierungen dieses Strebens nach dem Absoluten ab, indem  w ir  sie als 
z e i tb e d in g te  Ausdrucksform en erkennen.

D adurch verstehen w ir  auch die theologischen Beziehungen des Vergel
tungsgedankens, in  dem der Gedanke der gesetzmäßigen B estim m the it in  G o tt 
eine konkrete P ersonifikation fand (S. 7)*); dadurch kommen w ir  auch zum Ver
stehen der absoluten Theorien Kants  und Hegels, nachdem w ir  sie von dem kon
kreten, geschichtlich bedingten Beiw erk „g e re in ig t“  haben. Bei K a n t finden w ir 
auch in  der S trafrechtstheorie den Ausdruck seines metaphysischen Bedürfnisses 
nach der M ög lichke it einer Realisierung einer Gesetzmäßigkeit, aus der sich erst 
das S innvolle eines Im pera tivs, also auch das eines Strafe verlangenden Im pe 
ra tivs  ableiten läßt.

D ie Forderung nach Gerechtigkeit als besonderer Form  der Realisierung 
reiner Gesetzmäßigkeit, nach Gerechtigkeit auf dem besonderen Gebiet des 
S trafrechts b le ib t üb rig  als tragender Gedanke seiner Strafrechtstheorie, wenn 
diese von allem  historisch bedingten Beiwerk, das insbesondere durch den E in 
fluß  der Rousseauschen Theorie vom  V ertrag  als K r ite r iu m  der R ich tig ke it des 
Rechts bestim m t ist, be fre it worden ist. Das gleiche g ilt  von der K r i t ik  der 
Hegelschen Lehre. Diese Lehre w eist uns h in , die R e a lis ie r u n g  des völkisch 
R ich tigen durch den S taat m itte ls  der Strafe nach der im m anenten Eigengesetz
lich ke it des Volkes als G erechtigkeitsprinzip zu erkennen. Demgegenüber ver
schw indet die abgebrauchte K r i t ik  an der v ie lfach gar n ich t verstandenen 
logischen Form ulierung der Vergeltungsidee. Ebenso wie in  der Frage der Ver
geltung das S tre b e n  nach V e rs te h e n  von Lehrm einungen notw endig ist, um 
wissenschaftlich w eiter zu kommen, n ich t bei un fruchtbarer K r i t ik  stehen zu 
bleiben, ebenso muß eine Änderung der Stellungnahme zum Problem der W illens
fre ihe it durchgeführt werden, wenn w ir  n ich t „a u f der Stelle tre ten  w ollen“ .

W ir  müssen davon ausgehen, daß der S in n  der W illensfre ihe it ebenso wie 
der der U rsäch lichke it zunächst uns nu r auf ein Problem  weist; es is t das Problem, 
G e s e tz e  zu suchen e inm al fü r  unser E rk e n n e n  der Außenwelt gegenüber, wie 
fü r  unsere S te l lu n g n a h m e n  zu dem W ollen des „ I c h “  und „D u “ ; beide S inn
gehalte werden dann wieder Ausdruck fü r  den Glauben, der sich bei der Reflexion 
au f angewandte Gesetze der E rkenn tn is  und der Stellungnahmen e inste llt, fü r  
den Glauben, die rich tigen  Gesetze gefunden zu haben.

Von h ier aus erhalten die oben genannten philosophischen Bestrebungen, 
das Problem  der W illensfre ihe it m it neuem In h a lt zu versehen, erhöhte Bedeutung.

Sie führen zum Bewußtsein, daß der Sinn der W illensfre ihe it, den w ir  heute 
fü r  die V e ra n tw o rtlich ke it auch im  S tra frecht brauchen9), n ich t sein kann : die 
F re ihe it von einer G e s e tz m ä ß ig k e it ,  daß vie lm ehr nu r der Sinn der F re ihe it 
in  der F re ihe it von der N o tw e n d ig k e i t  der V e rä n d e ru n g e n , die sich uns 
in  der u n e r k a n n te n  N a tu r entgegenstellt, liegen kann. Auch diese N otw endig
k e it der Veränderungen w ird  ja  durch die E r k e n n tn is  in  die G le ichförm igke it 
der Bewegung um gestaltet, m it der das Schöpferische im  W ille n  —  im  Schöpfe
rischen ru h t seine Spontaneitä t —  vereinbar is t. E rs t die A bkehr von über-

7) Vg l. S. 14, 22.
8) D avon zu unterscheiden is t der Gedanke der Zurückführung  der Strafe 

au f eine Versöhnung des erzürnten Gottes (S. 60); dieser bei einzelnen D e lik ten  
(Tem pelraub usw.) vorkom mende Gedanke is t dem aus der Ablösung konkreten 
Rachewollens entstammenden P riva ts tra frech t entnommen.

9) Vgl. S. 80.
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a lte rten  Fragestellungen und Methoden fü h r t auch bei der Behandlung der vom  
Verf. behandelten Grundproblem e weiter. Auch h ier muß eine geistesgeschicht
lich  fund ierte  Gesamtschau an die Stelle isolierender K r i t ik  tre ten10).

H am burg. T e s a r.

W e n z l, A lo y s , P rof. D r . : G ra p h o lo g ie  a ls  W is s e n s c h a ft .  Verlag Quelle 
&  Meyer, Leipzig 1937- 123 S. Preis: ka rt. RM. 5.50.

Seitdem die praktische Leistungsfäh igke it der Graphologie n ich t m ehr zu 
verkennen ist, m ehrt sich das Interesse der früher ablehnend sich verhaltenden 
Hochschul-Psychologie an ih r. Auch das vorliegende Buch b rin g t die Aus
einandersetzung eines Psychologen m it der Graphologie, wobei die Frage im  
Vordergrund steht, ob heute schon von einer graphologischen Wissenschaft 
gesprochen werden kann. Nach W.s M einung g ib t es noch keine systematische 
Grundlegung der Graphologie (S. 60); diese sei „noch  mehr das persönliche 
W erk einzelner als eine au f e inheitlicher Grundlage methodisch fortschreitende 
D isz ip lin “  (S. 59). „D ie  Graphologie steht in  der Ze it des Überganges von ih re r 
vorwissenschaftlichen durch ihre  systembildende zu ih re r wissenschaftlichen 
Phase. Ih re  Grundlagen und Grundfragen bedürfen noch über die von den 
System bildnern bereits getroffene P lanung hinaus der Ordnung und K lärung, 
ih re  Systeme selbst des Vergleiches“  (S. 5). Gemäß der so umschriebenen A u f
gabenstellung w ill das Buch im  wesentlichen eine kritische D arste llung der 
verschiedenen graphologischen „System e“  bieten; des weiteren w ird  der V er
such einer S y n th e s e  dieser Systeme im  Interesse der Schaffung „e ine r eigent
lich  wissenschaftlichen Psychologie des Schriftausdrucks“  (S. 60) gemacht.

Le ider zeigt sich W. der Aufgabe einer ob jektiven  K r i t ik  der graphologischen 
Systeme n ic h t  gewachsen. E r  begeht den Kard inalfeh ler, die verschiedenen 
Lehren so zu behandeln, als ob sie alle auf gleicher L in ie  ständen, also u n m itte l
bar m ite inander vergleichbar seien. S ta tt dessen wäre es erforderlich gewesen, 
die gegebenen „A bhäng igke iten “  aufzudecken und vo r allem auch festzustellen, 
wo echte Forscherleistung, wo bloße —  Jou rna lis tik  vorlieg t. N ich t au f „S y 
steme“  kom m t es näm lich an, sondern a lle in darauf, ob und w iew eit es einem 
Forscher gelungen ist, bestehende Zusammenhänge und Gesetzmäßigkeiten 
zwischen Charakter und H andschrift zu finden bzw. zu b e g rü n d e n . G ib t es 
eine auf logischer Beweisführung beruhende E rkenntn is  über das Wesen, die 
M öglichkeiten und die Grenzen der Handschriftendeutung, so g ib t es auch 
eine graphologische W issenschaft! W er d a r a u fh in  die sog. graphologischen 
Systeme sichtet, w ird  sehr ba ld  finden, daß die graphologische W issenschaft 
ih re  Entstehung und entscheidende methodische F o rten tw ick lung  der F o r
schungsleistung hauptsächlich e in e s  Mannes verdankt, dessen Name m it ih r 
aus diesem Grunde unlösbar verbunden bleiben w ird . Man verm ag heute bereits 
abzuschätzen, welchen gewaltigen Anstoß Ausdruckspsychologie und C harakter
kunde durch die Lehren von Ludw ig Klages erhalten haben; ebenso eindeutig 
kann aber auch festgestellt werden, daß die graphologischen „S ystem e“  der 
Pulver, Saudek, Christiansen, Sylvus Grundlegendes überhaupt n ich t enthalten 
wohl aber neben zahllosen Verbiegungen Klagesscher Befunde v ie l —  Abge
schriebenes. W er solche Tatsachen verkennt, beweist da m it n ich t V o ru rte ils 
losigke it sondern Kritikschw äche. —  W enn W. beispielsweise behauptet, in  
neuerer Ze it sei „d ie  experimentelle Methode in  großem S til von  R. Saudek 
verwendet worden“  (S. 20), so is t ihm  entgegenzuhalten, daß sich der Jude 
Saudek dank der jüdischen Presse m it seiner in  sieben Sprachen erschienenen

10) Verf. ha t meine A rbe it, D ie sym ptom atische Bedeutung des verbrecheri
schen Verhaltens 1907, wie sich aus dem L ite ra turverze ichn is erg ib t, n ich t ge
kann t. H ie r wurden im m er wieder die Zusammenhänge und Gegensätze, die sich 
zwischen dem P rinz ip  der Vergeltung und der Behandlung der Gewohnheits
verbrecher ergeben, h istorisch und krim ina lpo litisch  behandelt.



..Experim ente llen Graphologie“  allerdings den R u f  eines Experim entators zu 
schaffen wußte, daß er aber in  W ahrhe it ke in einziges eigenes E xperim ent 
vorzuweisen hat, darüber hinaus dem Problem  der Charakterdeutung aus der 
H andschrift h ilflos  gegenübersteht und —  soweit er deutet —  auf seinem „V o r 
gänger“  Kluges fuß t, dessen grundlegenden B egriff des „Form n iveaus“  er 
—- einem falschen E xakthe its -Idea l zuliebe —  zu „ra tiona lis ie ren“  versucht. 
E in  weiteres Beispiel: L . Klages h a t das P rinz ip  des „L e itb ild e s “  e n td e c k t ,  
während es M . Pulver in  seiner „S y m b o lik  der H andsch rift“  hundertfach an
wendet, o h n e  es fü r  nö tig  zu halten, in  diesem P unkte  auf seinen „V orgänger“  
Klages überhaupt hinzuweisen! W. h a t h iervon nichts bemerkt, denn er könnte 
sonst n ich t bei der Besprechung des Ausdrucksgehaltes von Arkaden- und 
G irlandenbindung —  un te r Zugrundelegung des genannten „L e itb ild p r in z ip s “ ! —  
in  gleichem A tem  auf Klages u n d  Pulver verweisen (S. 49). Im  übrigen is t die 
von M . Pulver vertretene und' neuerdings so genannte „T iefengraphologie“  nichts 
anderes als eine unklare Verqu ickung bekannter graphologischer Deutungs
regeln m it psychoanalytischen Gedankengängen. Dabei fä l l t  die bei L . Klages 
k la r herausgearbeitete „D oppe ldeu tigke it der Ausdruckszüge“  einer mysteriösen 
„M ehrsch ich tigke it“  zum Opfer. (W er sich näher fü r  die hier berührten Fragen 
interessiert, sei auf die A rb e it von D r. Johannes Bachmann un te r der A u fsch rift 
„D ie  gegenwärtige Lage der Graphologie“  hingewiesen. D ie A rb e it is t in  drei 
Teilen in  der Z e itsch rift fü r  Menschenkunde —  J a h rg .X I, H e ft 3 und 4, Jahr
gang X I I ,  H e ft 1 —  erschienen.)

Fast braucht es n ich t m ehr hervorgehoben zu werden, daß W. die Klages- 
sche Ausdrucks- und Charakterkunde in  grundlegenden Punkten m ißversteht. 
Auch h ie rfü r wenige Beispiele an Stelle v ie le r! G rundfalsch is t die Behauptung, 
daß die sog. Lösungsmerkmale der „G efühlsseite“ , die sog. B indungsm erkm ale 
der „W illensse ite “  entsprächen (S. 26); auch wurde von L . Klages niemals 
eine „P o la r itä t von Gefühlsantrieb und W ille n "  (S. 119) angenommen. „D a r 
ste llung“  soll bei Klages led ig lich  „d ie  in  erworbenen M erkm alen sich äußernde 
Selbstdarste llung" bedeuten —  im  Gegensatz zur „unbew ußten D arste llung auf 
G rund meist selbst unbewußter le itender Vorstellungen“  —  (S. 72). Im  Gegen
te il m e in t aber das Darstellungs- oder L e itb ild p rin z ip  bei Klages gerade die 
W irksam ke it u n b e w u ß te r  E rw artungen des anschaulichen Erfolges, die das 
Gepräge des Ausdrucks sta rk bestimmen können. M ißverstanden w ird  auch der 
B eg riff des „F orm n iveaus“ . So etwa w ird  ein Zusammenhang der In te lligenz 
m it dem Form niveau angenommen (S. 97), oder es w ird  m it R. Saudeks „N ive a u 
klassen“  oder gar m it Crepieux-J amins „Zeichen des überlegenen oder un te r
geordneten Geisteszustandes“  in  einen T op f geworfen! (S. 31). Es w ird  als 
„W ertm aßstab  ästhetischer A r t  au f der Grundlage eines metaphysischen Lebens
gefühles“  (S. 76) bezeichnet, obwohl Klages o ft und e indring lich be tont hat, 
daß das Form niveau einen Maßstab vorhandener L e b e n s u rs p rü n g lic h k e it  
darstelle, die ihrerseits nichts zu tu n  habe m it bloßer Schönheit oder Harm onie. 
Kennzeichnend fü r  das mangelnde ausdruckskundliche Verständnis IF.s is t 
schließlich die au f S. 60 vorgetragene These, daß das graphologische Problem  
schlechthin „d ie  Frage nach den U rs a c h e n  derjenigen Schriftm erkm ale sei, 
die von der gegebenen erlernten Schriftvorlage a b w e ic h e n “ . A ls w illkü rliche  
Bewegung des Körpers w ird  das Schreiben ausgelöst durch Nervenreize, die 
ihren U rsprung im  G roßhirn haben; seine U rs a c h e  lieg t som it in n e r h a lb  
des bloß körperlichen Geschehens. Das zwischen C harakter —  als einem s e e l i 
s ch e n  Sachverhalt —  und Charakter aus d r u c k  in  der Schreibbewegung be
stehende Verhä ltn is  is t ungleich inn iger als das zwischen Ursache und W irku n g ; 
es is t —  wie Klages ausführlich darlegt —- das V erhä ltn is  der Erscheinung zum 
darin  Erscheinenden. So verm ochte er gerade folgenden Satz fü r  die Ausdrucks
psychologie zu erhärten: „N ic h t nach der Ursache der Bewegungen fragen w ir, 
sondern nach ihrem  seelischen Gehalt.“

W er in  der Graphologie von heute „geistige O rganisationsarbeit“  (S. 81)
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leisten w ill, kom m t um  eine gründliche Auseinandersetzung m it der umfassenden 
Ausdruckstheorie von L . Kluges n ich t herum ; von einer solchen kann aber in  
der vorliegenden A rb e it keine Rede sein. Dementsprechend steht auch die 
„S ys te m a tik  einer wissenschaftlichen Psychologie des Schriftausdrucks" —  wie 
W. den I I I .  A bschn itt seines Buches nennt —  auf überaus schwachen Füßen. 
Es w ird  eine Synthese der Grundgedanken der verschiedenen Systeme ange
strebt, aber diese geht nirgends in  die Tiefe, und es zeigt sich, daß W. E rk lä 
rungen und Deutungen d o rt versucht, wo längst bessere gegeben wurden. 
Zudem t r i t t  h ie r wie auch im  „em pirisch-w issenschaftlichen" T e il des Buches 
die mangelnde praktisch-graphologische E rfahrung W.s deutlich  hervor. Diese 
Feststellungen müssen m it um  so stärkerem Nachdruck getroffen werden, als 
diese V eröffentlichung eines Hochschul-Psychologen m it dem gewichtigen A n 
spruch a u ft r it t ,  eine wissenschaftliche Psychologie der H andschrift überhaupt 
erst anzubahnen. Was hieran zu loben b le ib t, is t kaum  mehr als die —  fre i
lich  verspätete —  Absicht.

Bremen. Heinz Engelke.

D el Vecchio, G io rg io : L e h rb u c h  d e r R e c h ts p h ilo s o p h ie .  Verlag fü r  
Staatswissenschaften und Geschichte. 1937. X X IV  u. 496 S.

H ie r soll nu r die deutsche Ausgabe der bereits in  mehrfachen Auflagen vo r
liegenden „L e z io n i d i filosofia  del d ir it to “  angezeigt werden. —  Der fü r  jede E in 
führung  in  rechtsphilosophisches Denken notwendige historische Te il n im m t 
einen weiten Raum ein (S. 26— 219). E r  erscheint dadurch besonders w ertvo ll, 
daß er sich n ich t —  wie es o ft sonst üb lich is t —  einfach m it bio- und b ib lio 
graphischen Daten begnügt; auf Grund einer souveränen Beherrschung des S tof
fes werden die In d iv id u a litä te n  der einzelnen Philosophen und ih re r Schulen 
sowie die großen geistesgeschichtlichen Abhängigkeiten in  plastischer Weise 
dargestellt. Gerade fü r  den deutschen Leser werden die H inweise auf die n ich t 
im m er le ich t zugängliche Rechtsphilosophie des heutigen Auslands vie lfach  
w e rtvo ll sein. —  Der systematische T e il behandelt zunächst den B egriff des 
Rechts (S. 220 bis 401). H ie r werden die bekannten Grundprobleme, die sich 
jeder E in führung  in  die Rechtswissenschaft darbieten, in  le ichtfaß licher Form , 
die sich von jeder eigenwilligen term inologischen Überspitzung fe rnhä lt, behan
de lt, un te r besonderer Hervorhebung der durch die Staats- und Rechtsauf
fassung des Faschismus der Wissenschaft sich ergebenden Aufgaben. —  Der
2. A bschn itt ((S. 401— 429) behandelt die Gesetze der R echtsentw icklung. Im
3. T e il (S. 429— 487) soll die Vernunftgrundlage des Rechts dargeste llt werden. 
H ie r werden die verschiedenen Lösungsversuche fü r  diese deontologische Frage 
nach dem rich tigen R echt behandelt, insbesondere die Ausw irkungen des Ge
dankens eines N aturrechts auf die Gestaltung des modernen ita lienischen 
Rechts (S. 474ff.) erörtert.

H am burg. Tesar.

R ausch, U lr ic h : D e r in te r n a t io n a le  R ü c k fa l l .  S tra frechtliche Abhand
lungen H e ft 376. Verlag A . K urtze , B reslau-Neukirch 1937. m  S. Brosch. 
RM . 4.40.

A ls Voraussetzung des R ückfa lls im  Sinne der Bestim m ungen über die 
Gewohnheitsverbrecher, §§ 20 a, 42 k  S tG B, genügt auch eine T a t und Ver
u rte ilung  im  Ausland, um auch das sich in te rna tiona l betätigende Gewohnheits
verbrechertum  bekämpfen zu können. D ie vorliegende, bei P rof. H . v. Weber, 
Bonn, angefertigte D issertation geht in  umfassenden rechtsdogmatischen und 
rechtsvergleichenden Untersuchungen den schwierigen, aber neuerdings wissen
schaftlich wenig untersuchten Rechtsfragen nach, die im  m aterie llen und pro
zessualen S tra frecht bei dem in ternationa len  R ück fa ll auftauchen. Dabei werden 
auch die völkerrechtlichen Zusammenhänge sorgfä ltig  berücksichtig t.

Sieverts.



L a e h r, H ans: D ie  A n s ta l te n  f ü r  G e is te s k ra n k e ,  N e rv e n k ra n k e ,  
S c h w a c h s in n ig e , E p i le p t is c h e ,  T r u n k s ü c h t ig e  usw . in  D e u ts c h 
la n d ,  Ö s te r re ic h  u n d  d e r  S c h w e iz  einschließlich der psychiatrischen und 
neurologischen wissenschaftlichen In s titu te . 9., v. Georg Ilberg  vo llk . neubearb. 
A u fl., W . de G ruy te r u. Co., B e rlin  u. Le ipzig  1937. 164 S. K a rt. RM. 9.— .

E in  Verzeichnis säm tlicher A nsta lten  der im  T ite l gekennzeichneten A r t  in  
alphabethischer Ordnung m it Angaben über den gegenwärtigen Le ite r, das 
Pflegepersonal, Belegfähigkeit, K rankhe itsspezia litä t usw. E in  auch fü r  die 
Justizbehörden w ichtiges Buch. Sieverts.

Lossagk, H e lm u t, D r.- In g .: S in n e s tä u s c h u n g  u n d  V e r k e h r s u n fa l l .  
Franksche Verlagsbuchhandlung, Berlin . 85 S. Brosch. RM. 2.50.

D er Verf., der bereits durch zahlreiche kraftverkehrstechnische A rbe iten  
und durch das 1935 zusammen m it K rim ina lkom m issar E. Schneider verfaßte 
H andbuch über Verkehrsunfa llk lä rung als Unfallssachverständiger bekannt 
geworden ist, behandelt in  der vorliegenden S chrift die auf optischen Fehler
quellen beruhenden Unfallsursachen. Es is t eine aus der P o lize is ta tis tik  ge
wonnene Erfahrung, daß nu r ein verschwindend kle iner T e il der Verkehrsunfälle 
au f technischen Mängeln der Fahrzeuge, hingegen der weitaus überwiegende 
T e il in  einem mangelhaften Verha lten der Menschen beruht. H ierbei spielen als 
tie fere  Ursachen neben körperlicher Ungeeignetheit, Mangel an In te lligenz und 
Verkehrsschulung, Aufm erksam keitsfehlern, m angelhafter Gefahrabwehrbereit
schaft und charakterologischen Mängeln (Leichtsinn usw.) o ft auch M inder
leistungen der Sinnesfunktionen eine erhebliche Rolle. A n  H and zahlreicher 
in s tru k tiv e r Beispiele, die durch ein vorzügliches B ilde rm ate ria l veranschaulicht 
sind, w ird  der optische A u ffä lligke itsw ert der Gefahrenanzeichen, die Bedeutung 
der D unkel- und H elligke itsadaption  des Auges fü r  die Erfassung von H e llig 
keitsunterschieden und die Beeinträchtigung der W ahrnehm ungsfähigkeit durch 
Blendstörungen auf lich ttechnischer und optisch-physiologischer Grundlage dar
gestellt. Mehrere dieser Ergebnisse wurden auch experim entell erhärtet, so z. B. 
die N ich tw ahrnehm barke it von in  einem Straßentunnel liegenden Säcken fü r  
den A utofahrer, der in  der R ich tung  gegen das Sonnenlicht in  den Tunnel 
e in fährt, während fü r  den im  Tunnel befindlichen Zuschauer die Säcke ohne 
weiteres au ffä llig  sind. Der Verf. is t h ierbei bestrebt, durch Heranziehung 
der lichttechnischen Meßverfahren die in  B e trach t kommenden Mängel der 
optischen W ahrnehm barke it m öglichst exakt durch mathematische Form eln zu 
erfassen. U m  die V erständ lichke it dieser Darlegungen fü r  den technischen N ic h t
fachm ann zu erleichtern, is t ein erklärendes Stichwörterverzeichnis und eine 
vereinfachte D arste llung der lichttechnischen Begriffe  anhangsweise beigegeben. 
Landgerich tsd irektor H ellw ig  h a t der S ch rift ein G e le itw ort vorausgeschickt, 
aus dem der paradox klingende und doch zutreffende Satz hervorgehoben zu 
werden ve rd ien t: „W e r nu r ein gu ter Ju ris t ist, is t ke in guter Ju ris t.“  Besonders 
der über Schuld oder N ichtschuld  bei Verkehrsunfällen entscheidende S tra f
r ich te r w ird , um die Gutachten der Sachverständigen r ich tig  würdigen und den 
geeignetsten Sachverständigen auswählen zu können, sich auch selbst m it den 
realen Erscheinungen und K ausalketten beschäftigen müssen, aus denen die 
Verkehrsunfälle erwachsen. Im  Bereich der optischen W ahrnehm ung is t h ie rfü r 
die vorliegende S ch rift ein in s tru k tiv e r Behelf.

Graz. Ernst Seelig.

B ra n d e r, T o r ild :  S tu d ie n  ü b e r  d ie  E n tw ic k lu n g  d e r I n t e l l i g e n z  b e i 
f r ü h g e b o re n e n  K in d e r n .  B e itrag  zur K enntn is  der Entstehung, insbe
sondere le ichterer Grade der exogen bedingten Unterbegabung. Verlag 
R. Fried länder u. Sohn. B erlin . Helsingfors 1936. 296 S.

Brander h a t m it seiner von Ylppö  angeregten A rb e it über die In te lligenz
entw ick lung Frühgeborener einen w ichtigen H inw eis auf die M ög lichke it der
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Entstehung exogener, also vorw iegend durch äußere W irkung  zustandege- 
kommener Schwachsinnszustände gegeben. D ie Ansichten darüber, ob un ter 
den Frühgeburten mehr zerebral defekte In d iv iduen  als un te r der D urchschn itts
bevölkerung Vorkommen, sind noch gete ilt. Jedoch haben die wenigen Autoren, 
die an ihrem  M ateria l frühgeborener K inde r systematische Inte lligenzprüfungen 
durchgeführt haben, übereinstim m end eine höhere Prozentzahl an Schwach
sinnigen als in  der D urchschnittsbevölkerung gefunden. In  F inn land waren 
bisher Untersuchungen über die körperliche und geistige E n tw ick lung  F rü h 
geborener vom  pädiatrischen S tandpunkt aus noch n ich t angestellt worden.

Den Ausgangspunkt der Untersuchung Branders b ilden die G eburtsproto
ko lle  der F rauenk lin ik  in  Helsingfors. Von den in  den Jahren 1919 bis 1927 
zur W e lt gekommenen 2310 Frühgeburten lebten zur Ze it der Untersuchung 
noch 583 K inder. Von diesen konnte Brander 376 erfassen und einer körper
lichen Untersuchung sowie einer In te lligenzprü fung  nach Binet-Simon-Terman  
unterziehen. U n te r diesen K indern, die meistens im  A lte r von 7 bis 15 Jahren 
standen, betrug der Prozentsatz der Unterbegabten 52,7% (darunter 11,2% 
Schwachsinnige), der Normalbegabten 46,0 und der Unterbegabten 1,4%. D ie 
bei Frühgeborenen festgestellten Inte lligenzdefekte scheinen zum größten T e il 
irreversibel zu sein. B. untersuchte nun die verschiedenen Faktoren, die zu 
dem Zustandekommen dieser hohen Zahl von mangelhaften Begabungen bei
getragen haben können und kom m t zu dem Schluß, daß dem niedrigen Geburts
gew icht dabei die größte Bedeutung zukom m t. Der In te lligenzquo tien t w ar in  
seinem gesamten M ateria l dem Geburtsgewicht p roportiona l, so daß unter den 
K inde rn  m it einem niedrigeren Geburtsgewicht als 1500 g kein einziges norm al 
Begabtes zu finden w ar und überbegabte K inde r erst von der Geburtsgewichts
kategorie 2110 an aufwärts auftauchten. E ine besonders hohe Z iffe r von Schwach
sinnigen ergab die T rias : Frühgeburt, irgend eine G eburtskom plikation, psy
chische erbliche Belastung (Verf. versteht darunter „ in  der nächsten V erw andt
schaft vorkommende Fälle von Schwachsinn, Fallsucht, A lkoholism us oder 
Geisteskrankheit“  un te r F o rtfa ll exogen entstandener E rkrankungen). Der 
„psychischen erblichen Belastung“  a lle in m iß t Verf. in  seinem M ate ria l eine 
ausschlaggebende Bedeutung n ich t bei (nur 3 von den 42 Fällen von Schwach
sinn m it größter W ahrschein lichke it überwiegend erblich bedingt). H ie r w ird  
man allerdings den E inw and machen müssen, daß sich der Nachweis einer Be
lastung in  der Fam ilie  offenbar nu r auf anamnestische Angaben s tü tz t, so daß 
sich die Zahl in  W irk lic h k e it höher stellen kann. A ls w ich tig  hebt Verf. den 
Zusammenhang zwischen Frühgeburt, A lkoholism us in  der H e red itä t und 
Schwachsinn, den er hauptsächlich auf exogene Momente zu rückfüh rt, hervor. 
Anderen Faktoren (Rachitis, Tonsilla rhypertroph ie) is t fü r  die Entstehung 
höherer Grade bleibender Inte lligenzdefekte keine Bedeutung zuzumessen.

Brander h a t sein M ateria l außerordentlich sorgsam und k ritisch  durch
gearbeitet und ausgewertet. A u f die Schwierigkeiten, die der Beurte ilung des 
Intelligenzniveaus bei K inde rn  auf Grund bestim m ter Tests entgegenstehen, 
h a t er selbst zum größten T e il hingewiesen. Grobe Fehler konnten jedoch durch 
den Vergleich m it den Schulleistungen, die eine ziem lich gute Übereinstim m ung 
m it den Ergebnissen der In te lligenzprü fung zeigten, ausgeschaltet werden. An 
dem Gesamtresultat, daß die Schwachsinnszahl un te r den Frühgeborenen eine 
besonders große ist, w ird  man aber keinen Zweifel haben können. W ahrschein
lich  b ilden auch die exogen bedingten Inte lligenzdefekte bei ihnen die große 
Mehrzahl. A llerd ings wäre h ier noch die Gegenkontrolle erforderlich, ob un ter 
einem M ateria l von Schwachsinnigen Frühgeburten besonders häufig  sind 
D ie P rophylaxe gegen diese Formen der Unterbegabung lieg t in  der H and des 
Frauenarztes.

Berlin-Buch. H . Lange-Cosack.



Frau end iener, F r itz , D r.: D e r  G e s ta ltw a n d e l d e r  s ta a t l ic h e n  J u g e n d 
fü rs o rg e .  Junker u. D ünnhaupt Verlag, 1937, 94 S.

A ls Band 118 der „N eue Deutsche Forschungen, A b te ilung  Pädagogik" 
ve rö ffen tlich t der Verf. eine ihrem  In h a lt nach hauptsächlich fü r  pädagogisch 
orien tie rte  Kreise bestim m te Übersicht über E n tw ick lung  und Stand der staat
lichen Jugendfürsorge in  Deutschland. Der 1. A bschn itt en thä lt eine Darste llung 
der Maßnahmen vo r 1933, der 2. A bschn itt die im  nationalsozialistischen Staate 
getroffenen Neuerungen. In  einem kurzen Schlußteil werden die Grundgedanken 
wiedergegeben, die den Gestaltwandel der staatlichen Jugendfürsorge seit der 
M achtergreifung kennzeichnen. D er neue S taat setzt sich n ich t nu r fü r  die 
Betreuung einzelner in  besondere N o t geratener Jugendlicher ein, sondern fü r  
die Gesamtheit der kranken und gesunden Glieder des Volkes und versucht 
daher, einen lückenlosen Schutz säm tlicher Jugendlichen a ller A ltersgruppen 
aufzubauen. Das erfo rdert einen U m bau der Gesetzgebung auf diesem Gebiet 
nach einheitlichen Gesichtspunkten, die dem Ziele der Erziehung des gesamten 
Volkes zur D isz ip lin  und da m it der völkischen Ordnung dienen. Jugendfürsorge 
w ird  kün ftig , soweit sie staatlicher Regelung unterliegt, Ausdruck einer vö l
kischen G esam tverpflichtung, n ich t eine Angelegenheit der K a ritas  sein.

F ra n k fu r t a. M. Polligkeit.

H a m b u rg e r, F ra n z , Prof. D r. med.: D ie  N e u ro s e n  des K in d e s a lte r s .  
Ferdinand Enke Verlag, S tu ttg a rt 1939. 297 S. Brosch. RM. 12.80, geb. 
RM. 14.60.

E in  erfahrener Pädia ter m it offenem B lic k  fü r  kindliches Seelenleben und 
ausgezeichneter ä rztlicher Kennerschaft leg t h ie r in  bemerkenswert einfacher, 
allgem einverständlicher Sprache ein Buch vor, das auch fü r den Juristen 
insofern n ich t unwesentlich is t, als es die Fü lle  k ind licher Reaktionsweisen, 
Erziehungsschwierigkeiten, aber auch Behandlungsmöglichkeiten aufzeigt. Mag 
man auch n ich t m it allem einverstanden sein, z. B. m it der E inschätzung der 
Pawlowschen bedingten Reflexe, m it der allzu allgemeinen Fassung des Ge
wohnheitsbegriffes —  vom  Verf. E th ism a genannt — , oder m it der Zurückführung 
charakterlicher E igenarten auf H irn s tru k tu re n , so b le ib t die Fü lle  ä rztlicher 
und erzieherischer W eisheit und E rfahrung. Neben allgemeinen Voraussetzungen 
zur E n tw ick lung  k ind liche r Neurosen werden auch die besonderen „O rgan 
bedingungen“ , wie sie am K re is lauf- oder A tm ungsapparat ih re  Ausprägung 
finden, dargestellt. Das Buch verm ag im  Zusammenhang m it den Problemen, 
die k ind liche Zeugenaussagen oder sonstige A u ffä lligke iten , wie z. B. k ind liche 
Onanie, au f geben, auch dem Juristen vieles zu sagen.

H am burg. Bürger-Prinz.

L ichtenste iger, A lb e rt:  V o m  S c h ic k s a l des S itz e n b le ib e rs .  H e ft 4 
der A rbe iten  aus dem Heilpädagogischen Seminar der Schweizer U n ive rs itä t 
F re iburg. Verlag des In s t itu ts  fü r  Heilpädagogik, Luzern 1937. 47 S. RM. 1.50, 
Schweizer F r. 2.— .

Sitzenbleiber bedürfen besonderer pädagogischer Betreuung, w eil gerade 
aus dieser Gruppe ein sta rker A n te il zur K r im in a litä t und A soz ia litä t neigt. 
Nach der vorliegenden Untersuchung haben m ehr als 40 v. H . a lle r aus schweizer 
K le ins tad t- und Landschulen abgehenden K inde r n ich t die oberste Stufe als 
Abschlußstufe erreicht. Das is t ein ungewöhnlich hoher H undertsatz, der um  so 
bedauerlicher ist, als nach U rte il der Lehrer mindestens 25 v. H . doch hätten 
versetzt werden können. Gerade w eil das Schulschicksal bedeutsam fü r  das 
kün ftige  Berufs- und Lebensschicksal is t, muß der Versuch einer A ufhe llung 
dieses Problems begrüßt werden. A n  H and eines Fragebogens, der den Lehrern 
des Kantons Thurgau zuging, untersuchte der Verf. die Ursachen des Sitzen
bleibens bei 445 Schülern. E r  fand un te r dem M ate ria l 7 Id io ten , 28 Debile und
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Im bezille , 85 frag lich  Debile, 220 Schwachbegabte und 85 m it einzelnen Schwä
chen. Äußere Faktoren, die zum Sitzenbleiben führen können, sind schlechte 
häusliche Fam ilienverhältnisse, K rankheiten, allgemeine Körperschwäche und 
-mängel, verspätete Sprachentw icklung. Innere Faktoren: allgemeine geistige 
Schwächen, einzelne Inte lligenzfehler, Beziehungsschwäche, Störungen des 
Gefühls- und Willenslebens, Charaktermängel, Neurosen und Psychopathie 
als konstitu tione lle  Schwererziehbarkeit.

H am burg. Hans Kruse.

B rauneck, A n n e -E v a : P e s ta lo z z is  S te l lu n g  zu  d e n  S t r a f r e c h t s p r o 
b le m e n . H e ft 367 der „S tra frech tlichen  Abhandlungen“ . Verlag K urtze , 
Breslau-Neukirch 1936. 115 S.

D ie Verf. zeigt zu Anfang die geistesgeschichtlichen Voraussetzungen auf, 
von denen sich der W andel der m itte la lte rlichen  Anschauung vom  Verbrechen 
als Verstoß gegen Gottes Gebot und der Strafe als der W iederherstellung der 
gö ttlichen W eltordnung zur Ansich t der Aufklärungszeit vollziehen konnte, daß 
der H auptzw eck des Strafrechts die Sicherung des A llgemeinwohls sei. Das 
Unausgeglichene und W iderspruchsvolle, das sich in  der H a ltung  a ller A u f
k lä re r den Strafrechtsfragen gegenüber findet, is t auch fü r  P.s Anschauungen 
typ isch. Auch er is t zu keinem einheitlichen eigenen System gekommen, dennoch 
is t die Betrachtung seiner Gedanken zum Stra frecht fü r die K rim in a lp o lit ik  
über das historische Interesse hinaus von W ert. —  Im  Roman „L ie n h a rd  und 
G e rtru d " geh tP . im  Gegensatz zu seiner Ze it m it ausgesprochen „m itte la lte r lic h 
m onistischen" Voraussetzungen an den Verbrecher heran, der ihm  ein Sünder 
is t, der das E igentliche, das Gute, noch n ich t gefunden oder w ieder verloren 
hat. Ba ld  kom m t er aber zu einer neuzeitlich anmutenden „M ilieu theo rie “ , die 
er ve rtie ft als Lehre von der menschlichen A llgemeinschuld darste llt, so daß 
ihm  der einzelne Verbrecher fast zur symbolischen Gestalt w ird . In  der S chrift 
über „Gesetzgebung und K inderm ord“  berühren uns vor allem  die undogma
tischen und den soziologischen K ern  der Frage berührenden Betrachtungen 
über die S tellung des Staates als R ichter. P. wendet sich gegen die U nw ahr
h a ftig ke it der öffentlichen M oral und gegen die ganz einseitig w irkenden „U n 
zuchtstrafen“  und g ib t Ratschläge, w ie in  soziologischer und psychologischer 
H ins ich t die Voraussetzungen fü r  den K indsm ord beseitigt werden können. Im  
Aufsatz „A rnes  G utachten“  setzt sich P. vo r allem m it prozessualen Problemen 
und Fragen des Strafvollzuges: der Untersuchungshaft, der Beamtenfrage u. a. 
auseinander. —  D ie vorliegende S ch rift zeigt bei k la re r Herausarbeitung der 
inneren Unsicherheit P.s den Strafrechtsproblem en gegenüber im m er w ieder 
deutlich, m it welcher Tiefe und V orurte ils los igke it er im  Gegensatz zu den 
meisten seiner Zeitgenossen an diese Fragen herangegangen ist, die ihm  a lle r
dings auch „wegen ihres doppelten Bezuges auf allgemeine Menschheitstheorien 
und auf p raktisch berufliche Anwendung besonders nahe lagen“ .

Bielefeld. Walter Herrmann.

B eithaupt, W ilh e lm : D ie  S tra fe  des S ta u p e n s c h la g s  u n d  ih r e  A b 
s c h a f fu n g  im  G e m e in e n  R e c h t z u g le ic h  e in  B e i t r a g  z u r  G e s c h ic h te  
des Z u c h th a u s e s . U n iv.-Buchdruckere i Gustav Neuenhahn, Jena 1938. 
138 S.

W enn man von einer D issertation sagen kann, sie fü lle  eine Lücke aus, 
so is t das sicher ein großes Lob. Man da rf es dieser bei H e lm u t v. Weber en t
standenen Jenaer D issertation spenden. E rg ründe t sie auch n ich t die Anfänge 
dieser S tra fa rt (deren ursprünglich w ohl s ta rk  symbolischer Gehalt ih re  Anfänge 
v ie lle ich t besonders interessant erscheinen lassen könnte !), sondern setzt sie 
m it ih re r Untersuchung erst nach kurzer E rw ähnung der CCC bei dem gemeinen 
S tra frecht ein, so b rin g t sie doch fü r  die Z e it von dessen H errschaft wichtiges 
M ateria l bei. D ie Strafe des Staupenschlags, im m er verbunden m it Landes-



Verweisung, ha t als poena m o rti m axim a lange Ze it k rim ina lpo litisch  eine 
äußerst w ichtige R olle gespielt. D ie Praxis machte von ih r  weitgehenden Ge
brauch. (Ich  verm ute, daß sie —  besonders in  kleinen Te rrito rien  —  o ft an 
Stelle der ve rw irk ten  Todesstrafe nu r deshalb angewendet wurde, w eil ih r  V o ll
e s  ~ b illige r w ar . . .). W enn der T ite l der A rb e it „zug le ich einen B e itrag  
zur Geschichte des Zuchthauses“  verheißt, so ha t das seinen Grund darin, daß 
auch die Strafe seit der 2. H ä lfte  des 18. Jahrhunderts im m er mehr durch 
Verweisung in  die a llenthalben gegründeten Zuchthäuser verdrängt worden ist, 
um  schließlich a llm äh lich  —  zum T e il erst in  der ersten H ä lfte  des 19. Jahr
hunderts —  auch gesetzgeberisch abgeschafft zu werden.

N ü tz lich  is t die Untersuchung des V e rf. auch dadurch, daß sie das zum T e il 
abliegende und in  den B ib lio theken vergrabene, lange Ze it m ißachtete, aber 
neuerdings wieder größere Beachtung gewinnende und in  der T a t o ft recht 
interessante S ch rifttu m  der Barockzeit heranzieht und auswertet, dazu n a tü r
lich  auch das der A ufk lärungszeit. So is t auch die Schilderung der geistes
geschichtlichen Grundlagen, die E ntw icke lung, die a llm äh lich  zur Abschaffung 
von Staupenschlag und Landesverweisung ge führt hat, recht gehaltvo ll. V er
d ienstlich is t auch, daß die gesetzliche Gestaltung der S tra fa rt in  großen Zügen 
fü r  die einzelnen deutschen T e rrito rien  gesondert ve rfo lg t und dargeste llt w ird . 
W enn dabei n ich t alles S ch rifttu m  berücksich tig t w ird  —  z. B. is t fü r  Sachsen- 
W eim ar n ich t die gute A rb e it von Lucht, D ie Strafrechtspflege in  Sachsen- 
W eimar-Eisenach un te r Carl A ugust herangezogen worden — , so is t das bei 
einer D isserta tion n ich t als Fehler anzumerken.

Jena- Frede.

von N e u re ite r , F e rd in an d : D ie  G e s c h ic h te  des R ig a e r  S t a d t - Z u c h t 
h a u se s  (1679 1789). Rigaische Z e itsch rift fü r  Rechtswissenschaft 1935.

Zu den nun schon in  ganz s ta ttlich e r Anzahl vorliegenden E inze lun ter
suchungen über die Gründung und F rühze it deutscher Zuchthäuser gesellt sich 
aufs E rfreu lichste  diese kleine, aber w ertvo lle  A rb e it des je tz t in  Deutschland 

Reichsgesundheitsamt w irkenden j e tz t als O rdinarius fü rg e rich tl. Medizin nach 
H am burg  berufenen Gelehrten aus der medizinischen F aku ltä t.S ie  s te llt die W ie
dergabe eines in  der Gesellschaft fü r  Geschichte und A lte rtum skunde in  R iga 
gehaltenen Vortrags dar und beruht auf sorgfältigen archivalischen Forschungen.

Es n im m t n ich t wunder, daß die deutsche S tad t im  B a ltiku m  in  der Ver
fo lgung s tra frechtlicher und k rim ina lpo litische r Ziele dieselben Bahnen be
schritten  hat, wie das im  Deutschen Reich geschah. So is t auch h ier schon im  
le tzten V ie rte l des 18. Jahrhunderts ein städtisches Zuchthaus gegründet 
worden. Nachdem bereits 1668 der P lan aufgetaucht war, eine „K a m m e r zur 
Züchtigung der unbändigen Leute, darinnen sie zur A rb e it angehalten werden 
könnten , zu bauen und dann 1675 A uskünfte  in  H a m b u rg  und A m s te rd a m  
beigezogen worden waren, wurde Ende 1679 beschlossen, ein „gem ein Zucht- 
und Arbeitshaus, sowohl fü r  Lostre iber und B e ttle r, als auch fü r  manche Ü bel
tä te r einzurichten. Der P lan ging diesmal von einem P riva tm ann  aus, der 
eine B randstä tte  da fü r erworben, ausgebaut und zur Verfügung gestellt ha tte  
—  „a lles  bloß aus Liebe zum gemeinen Besten" — . Gedanken der Sozialfürsorge, 
der K r im in a lp o lit ik  und allgemeinen P h ilan trop ie  waren also auch h ier die 
Triebfedern und das Am sterdam er V o rb ild  wurde verständnisvo ll nachgeahmt. 
Aufnahm e fanden die dre i bekannten Gruppen von asozialen und antisozialen 
Menschen:

1. B e ttle r, Arbeitsscheue und P rostitu ie rte .
2. G erichtlich  ve ru rte ilte  Rechtsbrecher. Diese stam m ten aus dem Bereich 

des Rigaischen S tadt- und Landvogte igerich ts; doch konnten m it Zu
stim m ung des Rats auch Fre iheitsstrafen vollzogen werden, die von dem 
K g l. Kriegsgericht, dem Kaiserl. H o fgerich t oder dem Kaiserl. Landgericht
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verhängt worden waren. D ie V e ru rte ilten  waren m eist Diebe, später auch 
B randstifte r, Totschläger, B lutschänder und Kindesm örderinnen.

D ie Entlassung „a u f Versuch“  kom m t schon 1682 vor, weil der S trä f
ling, nachdem er Jahr und Tag gesessen, „schon ziem lich zahm geworden“ . 
Auch „ in  favorem  m a trim o n ii“  entließ man verlobte Delinquenten.

3. Schließlich wurden, auch h ie rin  dem Am sterdam er Vorb ilde  entsprechend, 
ungeratene Söhne guter Fam ilien und D ienstleute auf A n trag  ih re r E lte rn  
oder D ienstherren m it Zustim m ung des Rates zur Erziehung aufgenommen 
(„ fre iw illig e  Fürsorgeerziehung"!).
Der ehrliche Charakter des Zuchthauses scheint dem Verfasser m it guten 

Gründen festzustehen, auch wenn die gerichtlichen V e ru rte ilten  in  der Regel 
bei der Entlassung der S tadtbotm äß igke it verwiesen wurden. Jedenfalls machte 
die U nterbringung im  Zuchthaus an  s ic h  noch n ich t unehrlich.

Der Zuchthausbetrieb w ar so gu t oder schlecht, wie er damals auch ander
w ärts in  so kleinen Ansta lten  war. W enn sich manchmal allzu üble U nsta tten  
zeigten —  1748 fand die Revision Männer und Frauen in  einem Raum un te r
gebracht, 1775 brachen säm tliche 8 m ännlichen Insassen auf einm al aus! —  
dann g r if f  die hohe O brigke it ein. Aber es scheint nie lange vorgehalten zu 
haben. B aulich war das Zuchthaus 1786 in  so schlechtem Zustand, daß E in 
sturzgefahr bestand. D re i Jahre darauf wurde es fü r  im m er geschlossen. D ie 
12 Insassen wurden in  das auf der Z itadelle  eingerichtete „K ronszuchthaus“  
(Der Verf. sagt n icht, wem dieses unterstand) übergeführt.

Jena. Frede.

52 . Jahrbuch  der Gefängnisgesellschaft fü r  die P rov inz Sachsen und  
A n h a lt:1) D ie  E n tm ü n d ig u n g  d e r  A s o z ia le n  u n d  ih r e U n t e r b r in g u n g  
in  A n s ta l te n .  78 S. 1936. —  53. Jahrbuch : J u g e n d s t r a fv o l lz u g  u n d  
F ü rs o rg e e rz ie h u n g . 87 S. 1937. 54. Jah rbuch : Die E rm ittlu n g sh ilfe  83 S. 
1938. Im  Selbstverlag der GefängnisgesellschaftHalle, Gustav N achtigalstr. 31. 

Neben den Geschäftsberichten fü r  die Jahre 1935/1936 enthalten die beiden 
H e fte  die Vorträge der 52. und 53. Jahresversammlung in  H a lle  und Magdeburg. 
U n te r den Tagungen der deutschen Gefängnisgesellschaften ha t die Gesellschaft 
fü r  die P rovinz Sachsen und A n h a lt im m er ein besonders gutes N iveau an 
Vorträgen zu wahren verstanden. Das beweisen auch die beiden vorliegenden 
H efte . Das 52. Jahrbuch en thä lt Vorträge von Günther H artm ann, D ie E n t
m ündigung als M itte l der Verbrechensverhütung; Prof. Hans W . Gruhle, D ie 
U nterbringung der Asozialen in  Heilansta lten, T rinke rhe ils tä tten  und A rbe its 
häusern; Bruno Reißner, D er U m bruch im  S trafvollzug, R ückb lick  und Aus
b lick . Das 53. Jahrbuch b rin g t Vorträge von Eichler, D er neue deutsche Jugend
stra fvo llzug ; Egon Behnke, D ie Behandlung krim ine lle r Jugendlicher in  der 
Fürsorgeerziehung zur V erhütung kü n ftig e r S tra ffä llig ke it; H einz Vogelsang, 
Gegenwartsaufgaben der deutschen S traffälligenfürsorge, sowie den A bdruck 
der A V . über Jugendstrafvollzug vom  22. Januar 1937. Das 54. Jahrbuch 
e n thä lt Vorträge von F . H ärtung  R ich tlin ien  fü r  die p raktische A rb e it der 
E rm ittlu n g sh ilfe ; Knobloch, die A rb e it ein S tra fvo llzug, sowie den A bdruck  
„d e r E in rich tu ng  einer E rm ittlungsh ilfe  der S trafrechtspflege“  v. 7. 10. 37. 
A lle  drei bringen ausführliche Überblicke über die O rganisation und A rb e it der 
Gefängnisgesellschaft. Besonders hingewiesen sei auf den V o rtrag  von Gruhle, 
der auf G rund seiner reichen Erfahrungen ausgezeichnete Ausführungen zu dem 
Problem  des geisteskranken Verbrechers und zur Frage der verm inderten 
Zurechnungsfähigkeit b ring t. Den B egriff der verm inderten Zurechnungsfähigkeit 
w il l er am liebsten aus unserem Gesetz w ieder beseitigt sehen; sehr beweis-

r) Seit 1938: Sächsisch-Anhaltische Straffä lligenbetreuung und E rm it t 
lungshilfe E V .
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k rä ftig  wendet er sich vo r allem gegen die U nterbringung der verm indert 
zurechnungsfähigen Psychopathen in  H e il- und Pflegeanstalten, s ta tt im  Siche
rungsstrafvollzug. Auch bei seinen Ausführungen über die Behandlung der 
T rinke r, B e ttle r und Landstre icher fä l l t  manche kritische Bemerkung über 
die heutige gesetzliche Regelung.

H am burg. Sieverts.

S ch m id t, E b e rh a rd : D ie  m i l i t ä r is c h e  S t r a f t a t  u n d  ih r  T ä te r .  U n te r 
besonderer Berücksichtigung des Berichtes des Wehrrechtsausschusses der 
Akademie fü r  Deutsches Recht „Z u r  Neugestaltung des M ilitä rstra fgesetz
buches' . W ehrrechtliche Abhandlungen, begründet und herausgegeben von 
M in is te ria lra t D r. h. c. H einrich  Dietz. H e ft 3. Berlin 1926. 32 S.

Seiner vo rtre fflichen  systematischen Gesamtdarstellung des M ilitä rs tra f
rechts h a t der Verf. in  dieser S chrift eine Monographie folgen lassen, die sich 
m it dem Grund- und H a u p tbeg riff des derzeitigen und jedes kün ftigen  M ilitä r 
strafgesetzbuches befaßt —  dem B egriff der m i l i t ä r is c h e n  S t r a f t a t .  A n 
knüpfungspunkt is t fü r  ihn  dabei der B e rich t des Ausschusses fü r  W ehrrecht 
der Akademie fü r  Deutsches Recht zur „N eugesta ltung des M ilitä rstra fgesetz
buchs“  (1926), dessen Vorschläge sich von der Regelung im  geltenden Recht 
h ier wesentlich unterscheiden.

In  unserm Gesetzbuch is t bekanntlich  B egriff und Wesen der „m ilitä rischen  
S tra fta t“  nu r sehr undeutlich  bestim m t. Diesem Mangel w ill der B erich t durch 
eine klare D e fin ition  A bh ilfe  schaffen und dabei zugleich insofern vö llig  neue 
Bahnen beschreiten, als er eine m ilitä rische S tra fta t auch dann als gegeben 
annehmen w ill, wenn bei Begehung einer nach dem allgemeinen S tra frecht 
strafbaren H andlung m ilitä rische P flich ten  ve rle tz t worden sind (daß ich selbst 
diesen S tandpunkt schon fü r  das geltende R echt vertre ten  w ill, w ie Schm, be
hauptet, is t ein Ir r tu m !) . In  der Sache würde das eine gewaltige A u s d e h n u n g  
des Gebietes der m ilitä rischen S tra fta ten  in  das Gebiet der tatbestandsm äßig 
g e m e ins tra frech tlichen  Handlungsweisen h ine in  bedeuten, weil der m ilitä rische 
P flichtenbereich sich bei den Angehörigen der deutschen W ehrm acht, insbe
sondere den Soldaten, außerordentlich w e it  erstreckt und fü r  die p riva te  
Lebenssphäre nu r geringen Raum  läßt.

D a m it is t nach Schmidt eine E n tw ick lung  angebahnt, die das Problem der 
„m ilitä risch e n  S tra fta t“  in  ein ganz neues L ic h t rü c k t und dem M ilitä rs tra f- 
recht eine neuartige Note ve rle ih t: Der Schwerpunkt w ird  nach ihm  dadurch 
auf die in  der m ilitä rischen S tra fta t liegende P f l ic h t v e r le t z u n g  verleg t; s ie  
werde fü r  den B egriff zum entscheidenden Moment. D urch die Abste llung auf 
diesen Gesichtspunkt werde der Anschluß zu jener modernen Lehre hergestellt, 
fü r  die das Verbrechen P flich tve rle tzung  sei —  eine Auffassung, die ihrerseits 
w iederum dazu führe, den B lick  au f den Tä te r zu richten. So werde die D ogm atik  
des M ilitä rs tra frech ts  in  ganz neue Bahnen gezwungen.

D a m it w il l Schmidt n ich t behaupten —  wie er ausdrücklich be tont (S. 6 
Anm . 12) , daß das M om ent der P flich tve rle tzung  zur Erfassung des V er
brechensbegriffs a l le in  ausreichend sei. Dem Gedanken der Rechtsgutsver- 
letzung müsse neben demjenigen der P flich tve rle tzung  sein P la tz gewahrt 
bleiben (S. 20). Indes er is t der Meinung, daß eine A k z e n tv e r la g e r u n g  
auf den Tä te r und seine P flich tve rle tzung  stattgefunden habe, und daraus 
zieht er m ilitä rs tra frech tlich  Folgerungen, die von weittragender praktischer 
Bedeutung sind.

Von ihnen sollen h ier nur die Ausw irkungen auf die T ä te r le h r e  betrachte t 
werden. Schmidt is t bekanntlich  einer der H a up tve rtre te r der e x te n s iv e n  
Täterlehre. („T ä te r is t grundsätzlich jeder, der rechtsw idrig  und schuldhaft 
bew irk t, daß eine Friedensstörung i. S. eines Tatbestandes oder seines G rund
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gedankens herbeigeführt w ird ." )  Dieser überaus w e it gezogene B egriff bedarf 
—  wie Schm, in  seinen neueren Veröffentlichungen zugib t —  einer gewissen 
„M aßgebung“  (über die mangelnde E in h e itlich ke it in  der ursprünglichen Lehre 
Schmidts vg l. die Feststellung von JR. Lange, D er moderne Täterbegriff, 1935
S. 5 if . ) .  Derartige „M assenprinzipien“  sieht er in  dem Adäquanzgedanken 
(M ilitä rs tra frech t S. 41) und nunm ehr in  der vorliegenden S chrift auch noch 
in  dem Vorhandensein einer sub jektiven Beziehung zwischen Tä te r und T a t 
(S. io f . ) :  der Tä te r müsse die T a t „a ls  die seine w o llen". Von seiner extensiven 
Täterlehre aus müßte Schmidt fo lgerichtig , wie ihm  schon Lange (a. a. O. S. 29) 
vorgehalten ha t, zur Annahme von Täterschaft auch dann kommen, wenn ein 
N ich tso lda t einen Soldaten zur Begehung eines m ilitä rischen D e lik ts  veranlaßt 
hat. Das lehn t Schmidt indessen ab; T ä te r könne nur der sein, der in  dem m ili
tärischen P f lichten Verhältnis stehe (S. 10).

Was gegen diese Herauskehrung und Ü b e rb e to n u n g  des Gedankens der 
P flich tve rle tzung  a l lg e m e in  zu sagen ist, kann an dieser Stelle nu r angedeutet 
werden (Näheres darüber bei Schwinge-Zimmerl, Wesensschau und konkretes 
Ordnungsdenken im  S trafrecht, 1937 S. 53L). E ine Orientierung der Täterlehre 
an ih r  scheitert schon an den praktisch untragbaren Ergebnissen, den diese 
Ans ich t ze itig t. Es geht nun einmal n ich t an, daß man den Spion oder politischen 
A g ita to r, der einen Soldaten un te r Ausnutzung seiner Unwissenheit oder L e ich t
g läub igke it zu m ilitärischen D e lik ten  veranlaßt, entweder überhaupt n ich t be
s tra ft oder in  irgendeine juristische K ons truk tion  hineinpreßt, die au f ihn  
n ich t paßt. E in  Täterbegriff, der einem solchen F a ll gegenüber versagt, rich te t 
sich selbst! Daß der extensive Täte rbegriff das kün ftige  S trafrecht beherrschen 
w ird , wie Schmidt m eint, is t inzwischen übrigens recht unwahrscheinlich ge
worden (so auch Mezger, K V JS . Bd. X X I X  S. 320).

A u f den übrigen In h a lt der S chrift kann im  Rahmen dieser Besprechung 
n ich t näher eingegangen werden. Ich  w ill an dieser Stelle nu r hinweisen auf die 
w ertvo llen  Ausführungen über die kün ftige  Regelung von N otw ehr und N o t
stand und über den E in fluß  des A lte rs auf die strafrechtliche H a ftung  von 
Wehrmachtangehörigen. N ic h t  te i le n  kann ich die Stellungnahme Schmidts 
zu der vom  Ausschuß fü r  W ehrrecht vorgeschlagenen Norm ierung des Handelns 
auf Befehl, die im  wesentlichen dem § 47 M S tG B . entspricht. Ich  ha lte  eine 
solche Bestim m ung fü r  ve rfeh lt und n ich t mehr in  unsere Ze it passend (dazu 
meinen Aufsatz in  der Z. d. Akademie f. D t. R . 1938 S. i4 7 ff.) . Im  letzten 
T e il der S ch rift en tw icke lt der Verf. schließlich noch die Folgerungen, die sich 
aus der geplanten E rw eiterung des Begriffs der m ilitä rischen S tra fta t auf das 
m ilitä rische Strafensystem ergeben.

Als die vorl. S chrift erschien, stand die deutsche Strafrechtswissenschaft 
noch un te r der Suggestion, daß die begriffliche Analyse zugunsten einer neuen 
ganzheitlichen Betrachtungsweise zurückgedrängt und überwunden werden 
müsse. Es verd ient festgehalten zu werden, daß Schmidt diese Forderung schon 
im  Jahre 1926 als das gekennzeichnet hat, was sie is t: eine Ü bertre ibung und 
d am it eine Gefahr fü r  die exakte Forschung (S. 20 f.).

M arburg a. d. L . Schwinge.

L e ib ig ,  C a r l:  K r im in a l t e c h n ik .  2. neubearb. A u fl. München 1937. 
Kom m unalschriften-Verlag J. Jehle, M ünchen-Berlin . 217 S. K a rt. RM. 7.60.—  
G ro ß , H a n s , u. L e ib ig , K a r l :  D ie  E r fo r s c h u n g  des S a c h v e rh a lts  s t r a f 
b a re r  H a n d lu n g e n . E in  Le itfaden fü r  Beamte der S taatsanwaltschaft und des 
Polizei- und Sicherheitsdienstes. 7. A u fl. J. Schweitzer Verlag (A rth u r Sellier), 
München und Berlin , 1938. 231 S. Leinen RM . 5.60. —  P o lz e r, W ilh e lm : 
D e r  S a c h b e w e is  in  d e r K r im in a l i s t i k .  J. Schweitzer Verlag (A. Sellier) 
M ünchen-Berlin I9 3 8- 184 S. m it 87Abb. Geb. R M .6.40. —  S c h n e ic k e rt, H a n s : 
S ig n a le m e n ts le h re . Lehrbuch der Personenbeschreibung und -feststellung 
fü r  den Po lize iun terrich t, den Erkennungs- und Fahndungsdienst. M it 4 Tafeln



und zahlreichen Abb. im  T ext. 214 S. Leinen RM . 5.40. —  W olfstieg , D e u t
sches P o liz e ib e a m te n g e s e tz  vom  24. Ju n i 1937 nebst D urchführungs
verordnung vom  26. J u li 1 9 3 7 , den ergänzenden Vorschriften  des Deutschen 
Beamtengesetzes vom  26. Januar 1937 und Nebengesetzen, T e x t m it E rlä u 
terungen. C. H . Beck, München und B e rlin  1937. 255 S. Geb. RM. 4.20. —  
N eb in g er, R ob ert: R e ic h s p o l iz e ir e c h t .  Verlag Kohlham m er, A b t. Schaef- 
fer, Leipzig 1939. 113 S. K a rt. RM. 2.50.

Nachdem lange Jahre Deutschland in  zusammenfassenden Darstellungen 
der polizeilichen K rim in a lis t ik  n ich t sehr p ro d u k tiv  gewesen ist, sind vo r kurzem  
gleich dre i Gesamtdarstellungen erschienen, die fü r  die praktische Ausbildung 
im  D ienst der K rim ina lpo lize i bestim m t sind.

Das erste W erk von Leibig  „K r im in a lte c h n ik "  berücksichtig t bereits die 
Neuordnung der deutschen K rim ina lpo lize i bis zum 1. Sept. 1937. D ie gesetz
lichen Bestimmungen werden im  W o rtla u t gebracht. E in  zweiter T e il g ilt  den 
krim inal-technischen E inrichtungen, des Erkennungsdienstes, des k r im in a l
polizeilichen Meldedienstes und der übrigen Fahndungsm itte l und -einrichtungen. 
Im  d r itte n  T e il werden die krim inal-technischen Maßnahmen der allgemeinen 
und besonderen Aufnahm e des Tatbestands, des Einsatzes von Sachverständigen, 
der Durchsuchung, Beschlagnahme und Festnahme und der Vernehmung von 
Zeugen und Verdächtigen erörte rt. —  E ine Ergänzung des vorigen Buches 
b ie te t die vom  gleichen Verf. neubearbeitete Auflage des berühm ten Buches von 
Hans Groß über „D ie  E rforschung des Sachverhalts stra fbarer Handlungen“ . 
In h a lt :  D ie Vernehm ungstechnik und die Tatbestandsaufnahme, die H eran
ziehung von Sachverständigen, die E n tla rvu n g  von Gaunerkniffen, die Tech
n ik  der Feststellung von Personen, die Zigeuner, der Aberglaube, die W affen-, 
Sprengstoff- und Spurenkunde, die K rim in a lis t ik  der Körperbeschädigung, des 
Diebstahls, der H ehlere i und Erpressung, des Betrugs, der B randstiftung , der 
K inderm ißhand lung und der U nfä lle  bei großen Betrieben. Beide W erke von 
Leibig  zeigen alle Vorzüge des gewiegten K rim ina l-P rak tike rs , der schon seit 
Jahrzehnten im  D ienst der K rim ina lpo lize i und der Ausbildung ih re r Beamten 
steht. —  Dem gleichen Zweck und Gegenstand g ilt  das Buch von Polzer, dem 
ehemaligen Assistenten von Hans Groß und langjährigen österr. K rim in a lp ra k 
tike r. E in  k la r gegliedertes W erk, das sein pädagogisches Vorhaben durch 
die E rläu te rung  an 137 einprägsamen Falldarstellungen geschickt zu erreichen 
sucht. —  Das gleiche g ilt  von dem Buch von Schneickert, das, zum erstenmal im  
Jahre 1908 erschienen, keiner einführenden empfehlenden W orte  mehr bedarf. 
D er Verf. ha t es au f den Stand der Neuzeit gebracht. — Das Büchle in von 
Wolfstieg kom m entie rt re ichha ltig  und gründ lich  un te r Heranziehung a lle r 
ergänzenden Gesetze, Verordnungen, Verfügungen und Erlasse die Rechtsver
hältnisse der Polizeivollzugsbeamten, einschließlich der K rim ina lpo lize i, des 
Reichs und der Gemeinden, die durch das deutsche Polizeibeamtengesetz vom  
1. J u li 1937 f ü r das Reichsgebiet e inhe itlich  geregelt sind. —  Das Buch von 
Nebinger is t fü r  U nterrichtszwecke gedacht. Es en thä lt in  der bekannten A r t  
des „Schaeffers“  einen klaren Ü berb lick  über dieses in  vo lle r E n tw ick lung  be
find liche Rechtsgebiet, das fü r  die K r im in a lp o lit ik  des D ritte n  Reichs eine 
früher in  diesem U m fang ungekannte Bedeutung erhalten hat.
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